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EUROPAISCHER WIRTSCHAFTSRAUM

EFTA-UBERWACHUNGSBEHORDE

BESCHLUSS DER EFTA-UBERWACHUNGSBEHORDE
Nr. 4/94/KOL
vom 19. Januar 1994

iiber die Annahme und Bekanntgabe der verfahrens- und materiellrechtlichen Vorschriften auf
dem Gebiet der staatlichen Beihilfen

{Leitfaden fiir die Anwendung und Auslegung der Artikel 61 und 62 des EWR-Abkommens und
des Artikels 1 des Protokolls 3 zum Abkommen zwischen den EFTA-Staaten zur Errichtung

DIE EFTA-UBERWACHUNGSBEHORDE —

GESTUTZT AUF das Abkommen iiber den Europaischen
Wirtschaftsraum (1), insbesondere auf die Artikel 61 bis
64, die Nummern 2 bis 37 des Anhangs XV und das
Protokoll 23,

GESTUTZT AUF das Abkommen zwischen den EFTA-
Staaten zur Errichtung einer Uberwachungsbehérde und
eines Gerichtshofs (2), insbesondere auf die Artikel §
Absatz 2 Buchstabe b) und 24 sowie auf den Artikel 1
des Protokolls 3,

IN DER ERWAGUNG, daf die EFTA-Uberwachungsbe-
horde gemiaf Artikel 24 des Uberwachungsabkommens
die Bestimmungen des EWR-Abkommens betreffend
staatliche Beihilfen durchsetzen und nach Inkrafttreten
des EWR-Abkommens Akte erlassen soll, die den in
Anhang 1 zum Uberwachungsabkommen aufgefiihrten
Rechtsakten der Kommission der Europiischen Gemein-
schaften entsprechen,

IN DER ERWAGUNG, dafl die EFTA-Uberwachungsbe-
horde gemifl Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b) des Uber-
wachungsabkommens Mitteilungen erstatten und Leitli-
nien festlegen soll in Angelegenheiten, die im EWR-
Abkommen geregelt werden, soweit das EWR-Abkom-
men oder das Uberwachungsabkommen dies ausdriicklich
vorsehen oder die EFTA-Uberwachungsbehérde dies fiir
notwendig erachtet.

(!) Nachstehend ,,das };WR-Abkommen“ genannt,
(%) Nachstehend ,,das Uberwachungsabkommen* genannt.

einer Uberwachungsbehorde und eines Gerichtshofs)

UNTER HINWEIS DARAUF, daff die genannte Akte den
Regierungen Anhaltspunkte geben sollen, indem sie die
Grundsitze und Vorschriften darlegen, auf die sich die
EFTA-Uberwachungsbehorde bei der Anwendung des
EWR-Abkommens, insbesondere der Artikel 49 und 61
bis 64, und des Uberwachungsabkommens, insbesondere
des Protokolls 3, im Finzelfall stiitzen wird, um die
einheitliche Anwendung der EWR-Vorschriften iiber
staatliche Beihilfen im gesamten Europdischen Wirt-
schaftsraum sicherzustellen —

BESCHLIESST:

1. Die EFTA-Uberwachungsbehérde nimmt die im
Anhang dieses Beschlusses aufgefithrten verfahrens- und
materiellrechtlichen Vorschriften auf dem Gebiet der
staatlichen Beihilfen — Leitfaden fiir die Anwendung und
Auslegung der Artikel 61 und 62 des EWR-Abkommens
und des Artikels 1 des Protokolls 3 zum Uberwachungs-
abkommen — an und gibt sie hiermit bekannt.

2. Der Leitfaden ist in englischer Sprache verbindlich
und wird im EWR-Teil des Amtsblatts der Europdischen
Gemeinschaften sowie in der EWR-Beilage zum Amts-
blatt der Europdischen Gemeinschaften verdffentlicht.

Geschehen zu Briissel am 19. Januar 1994,

Fiir die EFTA-Uberwachungsbebiorde
Knut ALMESTAD
Prasident
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TEIL 1

EINLEITUNG UND ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

EINFUHRUNG

Mit der Ratifizierung des Abkommens tiber den Europdischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) und
des Abkommens zwischen den EFTA-Staaten zur Errichtung einer Uberwachungsbehorde und eines
Gerichtshofs (Uberwachungsabkommen) sind die EFTA-Staaten iibereingekommen, eine Uberwachungs-
behérde zu errichten. Gemaf8 Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a) des Uberwachungsabkommens und in
Ubereinstimmung mit Artikel 1 des Protokolls 3 zu diesem Abkommen erhilt die Behorde von den
EFTA-Staaten den Auftrag, zu gewihrleisten, daff die EFTA-Staaten ihre Verpflichtungen gemifl
Artikel 61 des EWR-Akommens erfillen. Danach sind staatliche Beihilfen im Sinne des Artikels 61
Absatz 1 mit dem Funktionieren des EWR-Abkommens — aufler in bestimmten Fillen, in denen eine
Ausnahme gewihrt wird oder gewidhrt werden kann (Artikel 61 Absitze 2 und 3 und Artikel 49) —
unvereinbar.

Bei der Anwendung dieser Artikel werden von der EFTA-Uberwachungsbehérde die Grundsitze und
Vorschriften gebiihrend beriicksichtigt, die sich aus den unter der dritten Zwischeniiberschrift des
Anhangs XV zum EWR-Abkommen (,Rechtsakte, die die EG-Kommission und die EFTA-Uberwa-
chungsbehorde gebiihrend beriicksichtigen miissen®) bzw. im Anhang I zum Uberwachungsabkom-
men (') aufgefihrten Rechtsakten ergeben.

Durch die Auflistung der von der EG-Kommission erlassenen einschligigen Rechtsakte in den
genannten Anhangen haben die Vertragsparteien deutlich gemacht, wie wichtig Homogenitit als
grundlegendes Prinzip im Bereich staatlicher Beihilfen ist und dafl diese im gesamten riumlichen
Geltungsbereich des EWR-Abkommens gemif den in diesen Rechtsakten festgelegten Verfahrens- und
materiellrechtlichen Grundsitzen einheitlich iberwacht werden miissen. Dartiber hinaus haben sich die
EFTA-Staaten in Artikel 3 des EWR-Abkommens verpflichtet, zur Verwirklichung der Ziele dieses
Abkommens beizutragen, indem sie die zur Erfullung der eingegangenen Verpflichtungen geeigneten
Mafinahmen treffen und alle Mafnahmen unterlassen, die die Verwirklichung der Ziele des Abkom-
mens gefihrden kénnten.

Um diesem Ziel auf dem Gebiet der staatlichen Beihilfen gerecht zu werden, haben die EFTA-Staaten
unter anderem zugesagt, der EFTA-Uberwachungsbehorde alle Vorhaben zur Gewihrung oder Ande-
rung von staatlichen Beihilfen nach Artikel 62 des EWR-Abkommens und Artikel 1 des Protokolls 3
zum Uberwachungsabkommen anzuzeigen, welche im Einklang mit den einschligigen Entscheidungen
ausgelegt werden, die der Gerichtshof der Europiischen Gemeinschaften vor dem Zeitpunkt der
Unterzeichnung des EWR-Abkommens erlassen hat (Artikel 6 des EWR-Abkommens). Bestimmungen
iiber die Notifizierung von Beihilfen sind auch in den unter der dritten Zwischeniiberschrift des
Anhangs XV zum EWR-Abkommen bzw. im Anhang [ zum Uberwachungsabkommen verzeichneten
Rechtsakten enthalten. Im Rahmen der Anwendung dieser Rechtsakte im Geltungsbereich des EWR-
Abkommens muf§ die Gewihrung von Beihilfen nach den Definitionen der unter den Nummern 15, 16,
30 bis 34 und 37 des Anhangs XV zum EWR-Abkommen (bzw. den Nummern 14, 15, 29 bis 33 und
36 des Anhangs 1 zum Uberwachungsabkommen) aufgefithrten Rechtsakte mit Inkrafttreten des
EWR-Abkommens der EFTA-Uberwachungsbehérde notifiziert werden.

Nach Artikel 24 des Uberwachungsabkommens ist die EFTA-Uberwachungsbehérde gehalten, die Akte
zu erlassen, die den im Anhang I zu diesem Abkommen aufgefithrten Rechtsakten entsprechen. Der
beste Weg, um dieser Verpflichtung nachzukommen, ist nach Ansicht der Behorde, die entsprechenden
Akte in einem einheitlichen und konsolidierten Dokument — den vorliegenden verfahrens- und
materiellrechtlichen Vorschriften auf dem Gebiet der staatlichen Beihilfen — anzunehmen und zu
erlassen. Dieser Leitfaden diirfte somit zur Verwirklichung des allgemeinen Ziels der Transparenz im
Bereich der staatlichen Beihilfen beitragen.

Der Leifaden enthile alle Vorschriften, die sowohl den im Anhang 1 zum Uberwachungsabkommen
aufgefiihrten als auch vergleichbaren von der EG-Kommission zwischen dem 1. August 1991 und dem
Zeitpunkt des Inkrafttretens des EWR-Abkommens ausgenommenen Rechtsakten entsprechen. Der
Leitfaden soll den zustindigen Behorden und Unternehmen in den einzelnen EFTA-Staaten Aufschluf§
dariiber geben, wie die EFTA-Uberwachungsbehorde die Bestimmungen des EWR-Abkommens iiber
staatliche Beihilfen auslegt und anwendet. Mit der Annahme dieses Leifadens mochte die EFTA-
Uberwachungsbehérde die einheitliche Durchfithrung, Anwendung und Auslegung der Artikel 61 und
62 des EWR-Abkommens im Sinne des Protokolls 27 zum EWR-Abkommen gewihrleisten.

Der vorliegende Leitfaden enthilt ausschlieSlich diejenigen nicht verbindlichen Akte, die den von der EG-Kommission

vor Inkfrafttreten des EWR-Abkommens erlassenen Rechtsakten entsprechen. Die verbindlichen Rechtsakte iiber
staatliche Beihilfen werden im EWR-Abkommen selbst, insbesondere im Anhang XIII Abschnite 1 Ziffer iv) und im
ersten Teil des Anhangs XV, aufgefiihrt bzw. erwihnt.

Nr. L 231/7
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Ferner wird die EFTA-Uberwachungsbehorde bei der Anwendung der Artikel 61 und 49 des
EWR-Abkommens der Gemeinsamen Erklirung zu Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe b) des EWR-
Abkommens, der Gemeinsamen Erklarung zu Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe ¢) des EWR-Abkommens
und der Gemeinsamen Frkldarung zum Schiffbau Rechnung tragen.

RECHTSGRUNDLAGE UND ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Der vorliegende Leitfaden wurde von der EFTA-Uberwachungsbehorde auf der Grundlage des
Artikels 5 Absatz 2 Buchstabe b) und des Artikels 24 des Uberwachungsabkommens angenommen.

Im Sinne dieses Leitfadens bedeutet ,,EFTA-Staaten“: ,,EFTA-Staaten, die Vertragsparteien des EWR-
Abkommens sind und fiir die das Abkommen in Kraft getreten ist“.

Der Leitfaden kann entsprechend den Erfahrungen oder zur Angleichung an die von der EG-
Kommission auf dem Gebiet der staatlichen Beihilfen erlassenen Gemeinschaftsrahmen und Leitlinien
gedndert oder erginzt werden. Bestimmte Teile des Leitfadens sind zeitlich begrenzt. (') Anderungen
bzw. Ergidnzungen werden von der EFTA-Uberwachungsbehorde in Ubereinstimmung mit den im
Protokoll 27 zum EWR-Abkommen niedergelegten Grundsitzen iber die Zusammenarbeit mit der
EG-Kommission vorgenommen.

Der Leitfaden und kiinftige Anderungen bzw. Erginzungen dazu werden gemaf der in der Schlufakte
des EWR-Abkommens erwihnten Vereinbarung tiber die Veroffentlichung der Informationen, die fiir
den EWR von Bedeutung sind, im EWR-Abschnitt des Amtsblatts der Europdischen Gemeinschaften
und in der EWR-Beilage zum Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften veroffentlicht.

(") Z. Zt. Kapitel 15 (Umweltschutzbeihilfen bis 31. Dezember 1999) und Kapitel 22 (Beihilfen zugunsten der Kunstfaser-

industrie bis 31. Dezember 1994).
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3.2.

3.2.1.

TEIL II

VERFAHREN (')

NOTIFIZIERUNGSVERFAHREN BEI VORHABEN ZUR GEWAHRUNG ODER ANDERUNG
VON BEIHILFEN

Rechtsgrundlagen

Artikel 1 Absatz 3 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen bestimmt: ,Die EFTA-
Uberwachungsbehorde wird von jeder beabsichtigten Einfithrung oder Umgestaltung von Beihilfen so
rechtzeitig unterrichtet, daf§ sie sich dazu dufSern kann. Ist sie der Auffassung, daf ein derartiges
Vorhaben nach Artikel 61 des EWR-Abkommens mit dem Funktionieren des EWR-Abkommens
unvereinbar ist, so leitet sie unverziiglich das in Absatz 2 vorgesehene Verfahren ein. Der betreffende
Staat darf die beabsichtigte Maffnahme nicht durchfiihren, bevor die EFTA-Uberwachungsbehorde
eine abschlieffende Entscheidung erlassen hat.“

Im wesentlichen werden mit dieser Bestimmung den EFTA-Staaten drei verfahrensmifige Verpflich-
tungen auferlegt:

Die EFTA-Staaten sind demnach verpflichtet,
a) Vorhaben zur Gewihrung oder Anderung von Beihilfen anzuzeigen (erster Satz),
b) entsprechende Anzeigen ,rechtzeitig® vorzunehmen (erster Satz) und

¢) die beabsichtigte Maffnahme nicht durchzufithren, bevor die EFTA-Uberwachungsbehorde eine
diesbeziigliche Entscheidung erlassen hat (dritter Satz).

Die EFTA-Uberwachungshehérde sieht es auf der Grundlage einschligiger Urteile des Europiischen
Gerichtshofs (%) als ihre Verpflichtung an,

a) ,sich zu dufern, d. h. zu dem Fall Stellung zu nehmen (erster Satz). Die EFTA-Uberwachungs-
behorde konnte in diesem Stadium entweder die Beihilfe genehmigen oder das formelle
Priifungsverfahren nach Artikel 1 Absatz 2 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen
einleiten. Entscheidungen zur Genehmigung von Beihilfen, die in dieser Phase getroffen werden,
gelten als ,Entscheidungen der Behorde, keine Einwinde zu erheben*

b) ihre Entscheidungen rasch zu treffen (erster und zweiter Satz) und

c) das formelle Prisfungsverfahren nach Artikel 1 Absatz 2 des Protokolls 3 zum Uberwachungsab-
kommen einzuleiten, wenn sie Bedenken im Hinblick auf die Vereinbarkeit der betreffenden
Beihilfe mit dem Funktionieren des EWR-Abkommens hat (zweiter Satz).

Notifizierungsregeln
Umfang der Notifizierungspflicht

Die EFTA-Staaten sind verpflichtet, der EFTA-Uberwachungsbehorde alle beabsichtigten allgemeinen
Beihilferegelungen und Einzelbeihilfevorhaben auflerhalb bestehender allgemeiner Regelungen zwecks
Genehmigung zu notifizieren.

Hat die EFTA-Uberwachungsbehérde eine allgemeine Beihilferegelung genehmigt, so braucht die
Gewihrung einer Beihilfe im Rahmen dieser Regelung nicht mehr notifiziert zu werden. Bei
bestimmten Industriezweigen oder bestimmten Arten von Beihilfen miissen unter Umstinden jedoch
samtliche bzw. alle einen bestimmten Betrag iiberschreitenden Beihilfevorhaben einzeln notifiziert
werden. Auf diese Ausnahmen wird entweder im materiellrechtlichen Teil des Leitfadens oder in der
jeweiligen Entscheidung zur Genehmigung einer allgemeinen Beihilferegelung hingewiesen.

(') Der folgende Teil des Leitfadens ist eine umfassende Sammlung der im Bereich der staatlichen Beihilfen geltenden
Verfahrensvorschriften. Er stiitzt sich auf die diesbeziiglichen Vorschriften der Europaischen Gemeinschaften, wie sie in
den unter den Nummern 2 bis 7 und 10 des Anhangs XV zum EWR-Abkommen aufgefiihrten Mitteilungen und
Schreiben der Kommission, in den einschlagigen Urteilen des Europiischen Gerichtshofs und in der alltdglichen Praxis
der Kommission zum Ausdruck kommen.

(%) Siehe EuGH, 20. 3. 1984, Deutschland/Kommission (Rechtssache 84/82, Slg. 1984, 1451; S. 1488, Randnummer 12ff.)
mit Bezug auf EuGH, 11. 12. 1973, Lorenz/Deutschland (120/73, Slg. 1973, 1471; S. 1481, Randnummer 3).
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3.2.2.

3.2.3.

3.2.4.

3.3.

(1)

Die Pflicht zur Notifizierung von Vorhaben zur Gewihrung oder Anderung von Beihilfen erstreckt
sich nicht nur auf das urspriingliche Vorhaben, sondern auch auf zu einem spiteren Zeitpunkt
vorgenommene wesentliche (und nicht nur rein verwaltungstechnische) Anderungen des Vorha-
bens. (') Die Notifizierung einer solchen Anderung gilt als neue Notifizierung.

Beihilfen, die unter die in Kapitel 12 genauer erlduterte sogenannte ,,de minimis“-Bestimmung fallen,
brauchen nicht notifiziert zu werden.

Hat ein EFTA-Staat Zweifel, ob die beabsichtigte Manahme Elemente staatlicher Beihilfe enthilt, so
sollte die EFTA-Uberwachungsbehérde davon in Kenntnis gesetzt werden, bevor die Manahme zur
Durchfithrung gelangt.

Verpflichtung zu ,rechtzeitiger Unterrichtung®

Nach Artikel 1 Absatz 3 erster Satz des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen wird die
EFTA-Uberwachungsbehorde von der beabsichtigten Einfithrung oder Umgestaltung von Beihilfen
»s0 rechtzeitig unterrichtet, daf sie sich dazu duflern kann®, d. h., daf sie zu dem Vorhaben Stellung
nehmen kann. Aufler in Fillen, die fiir das beschleunigte Verfahren in Betracht kommen (siche
Kapitel 11), sollten die EFTA-Staaten deshalb mindestens eine Frist von zwei Monaten beachten,
innerhalb der die EFTA-Uberwachungsbehorde ihre Entscheidungen zu treffen hat.

Notifizierungsformalititen

Die Notifizierung sollte sich ausdriicklich auf Artikel 1 Absatz 3 des Protokolls 3 zum Uberwa-
chungsabkommen oder jede andere Vorschrift, die eine Notifizierung vorsieht, beziehen und ist an
die EFTA-Uberwachungsbehérde zu richten.

Das Datum des Eingangs der Notifizierung ist fir die Berechnung der Frist mafigeblich, innerhalb
der die EFTA-Uberwachungsbehorde ihre Entscheidung zu fillen hat.

Die EFTA-Uberwachungsbehorde iibermittelt der Vertretung des betreffenden EFTA-Staates eine
Empfangsbestitigung, in der das Eingangsdatum der Notifizierung vermerkt ist.

Zur Vereinfachung und Beschleunigung der Bearbeitung von Beihilfevorhaben empfiehlt die EFTA-
Uberwachungsbehorde den EFTA-Staaten, bei der Notifizierung alle im Anhang I Abschnitt I des
Leitfadens aufgefithrten Angaben zu machen. Abschnitt II des Anhangs enthalt eine Liste zusitzlich
zu erteilender Informationen bei der Notifizierung von Beihilfen fiir Forschung und Entwicklung.
Ferner sollte die Notifizierung insbesondere von Einzelbeihilfevorhaben alle von dem betreffenden
EFTA-Staat fir die Beurteilung des Vorhabens als mafigeblich erachteten Angaben enthalten. Die
Notifizierung von Beihilfevorhaben, die fir das beschleunigte Genehmigungsverfahren in Betracht
kommen, hat nach dem im Anhang II aufgefithrten Standardvorduck zu erfolgen.

Anforderung zusitzlicher Auskiinfte

Stellt die EFTA-Uberwachungsbehorde fest, daf8 die Notifizierung unvollstindig ist, wird sie binnen
15 Werktagen weitere ihr wichtig erscheinende Auskiinfte anfordern. Durch die Anforderung
zusitzlicher Informationen wird die Frist fir die Priffung des notifizierten Beihilfevorhabens
aufgehoben. Die gesamte Frist begint dann erneut mit dem Eingang der angeforderten Angaben zu
laufen. In diesem Fall verschickt die EFTA-Uberwachungsbehorde eine Empfangsbestitigung, auf der
das nunmehr geltende Eingangsdatum der Notifizierung vermerke ist.

Die iibliche Frist fiir die Ubermittlung der angeforderten zusitzlichen Angaben betridgt 20 Werktage.
Ergeht innerhalb dieser Frist keine oder nur eine unvollstindige Antwort, so schickt die EFTA-
Uberwachungsbehérde eine Mahnung bzw. ein Ersuchen um Ubermittlung der fehlenden Informatio-
nen, wobei gewohnlich eine Frist von 15 Werktagen gesetzt wird.

Verbot der Durchfiibrung des Beibilfevorbabens wdibrend der Ermittlungen der EFTA-Ubenva-
chungsbehirde

Der letzte Satz von Artikel 1 Absatz 3 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen bestimmt, dafl
der betreffende EFTA-Staat die vorgesehene Beihilfemafinahme nicht in Kraft setzen darf, bevor das

() Siehe EuGH, 9. 10. 1984, Heineken Brouwerijen/Inspecteurs de Vennootschapsbelasting (Rechtssachen 91 und 127/83,
Slg. 1984, 3435; S. 3452f., Randnummern 16 bis 18).
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Verfahren nach Artikel 1 Absatz 2 zu einer abschliefenden Entscheidung gefithre hat. Damit ist es
grundsitzlich verboten, Beihilfevorhaben vor einer Stellungnahme der EFTA-Uberwachungsbehorde
durchzufiihren. Dies gilt auch dann, wenn kein formliches Verfahren eingeleitet wird. (')

(2) LIn Kraft setzen®“ bedeutet in diesem Zusmamephang nicht nur die tatsichliche Gewahrung der
Beihilfe an den Empfinger, sondern auch die Ubertragung von Befugnissen, aufgrund derer die
Beihilfe ohne weitere Formalitat gewihrt werden kann.

(3) Setzt der betreffende EFTA-Staat die BeihilfemaBnahme in Kraft, bevor die EFTA-Uberwachungsbe-
horde sich dazu geauflert hat, gelangt das unter Punke 6.2 dargelegte Verfahren zur Anwendung (vgl.
jedoch Punkt 4.1 Absatz 1 Fuffnote 1).

4, ENTSCHEIDUNGEN DER BEHORDE, KEINE EINWANDE ZU ERHEBEN
4.1.  Fristen

(1) Die EFTA-Uberwachungsbehérde hilt es fiir ihre Pflicht, iiber ein notifiziertes Beihilfevorhaben
innerhalb von zwei Monaten zu befinden. (%) Liegen auflergewohnliche Umstinde vor, kénnen die
EFTA-Uberwachungsbehorde und der betreffende EFTA-Staat eine Verlingerung der Frist vereinba-
ren.

(2) Die EFTA-Uberwachungsbehérde ist bestrebt, ihre Entscheidungen in der Regel innerhalb von 30
Werktagen zu fillen.

(3) Die EFTA-Uberwachungsbehorde hat sich iiberdies selbst mit 20 Werktagen eine kiirzere Priifungs-
frist gesetzt. Sie gilt fur

— neue Beihilferegelungen zugunsten kleiner und mittlerer Unternehmen, die fiirr das beschleunigte
Genehmigungsverfahren in Betracht kommen, und

— Anderungen bereits genehmigter Beihilferegelungen, die fiir das beschleunigte Genehmigungsver-
fahren in Betracht kommen.

Gelangt die EFTA-Uberwachungsbehorde zu der Ansicht, daf die Bedingungen fiir ein beschleunigtes
Genehmigungsverfahren nicht erfiillt sind, teilt sie dem betreffenden EFTA-Staat ihren Beschluf mit,
den Fall im Rahmen des normalen Verfahrens zu bearbeiten.

4.2.  Entscheidungserfordernisse

(1 Vor Erlaf einer Entscheidung iiber einen Beihilfefall ohne Einleitung des in Artikel 1 Absatz 2 des
Protokolls 3 zum Uberwachiingsabkommen vorgesehenen Verfahrens ist die EFTA-Uberwachungsbe-
horde nicht verpflichtet, die iibrigen EFTA-Staaten und interessierte Dritte zu unterrichten. (%)

(2) Der Entscheidung kann die Feststellung zugrunde liegen, daf das betreffende Beihilfevorhaben
entweder nicht unter Artikel 61 Absatz 1 des EWR-Abkommens fillt oder dafd es fiir eine Ausnahme
nach Artikel 61 Absitze 2 und 3 in Betracht kommt.

(") Siehe u. a. EuGH, 11. 12. 1973, Lorenz/Deutschland, (Rechtssache 120/73, Slg. 1973, 1471; S. 1481, Randnummer 4);
EuGH, 11. 12. 1973, Markmann/Deutschland, (121/73, Slg. 1973, 1495; S. 1506, Randnummer 4); EuGH, 11. 12.
1973, Nordsee/Deuschland (122/73, Slg. 1973, 1511; S. 1522, Randnummer 4); FuGH, 11. 12. 1973, Lohrey/
Deutschland (141/73, Slg. 1973, 1527; S. 1538, Randnummer 4); siche auch EuGH, 15. 7. 1964, Costa/ENEL (6/64,
Slg. 1964, 585; S, 595£.); EuGH, 21. 5. 1977, Kommission/Vereinigtes Konigreich (Rechtssachen 31 und 53/77 R, Slg.
1977, 921; S. 924, Randnumer 16); EuGH, 3. 5. 1985, Van der Kooy/Kommission (Rechtssachen 67, 68 und 70/85 R,
Slg. 1985, 1315; S. 1327, Randnummer 35) und EuGH, 24. 2. 1987, Deufil/Kommission (310/85, Slg. 1987, 901;
S. 927, Randnummer 24).

Dieser Zeitraum wurde vom Europiischen Gerichtshof in seinen Urteilen als angemessene Frist erachtet: siche EuGH,
11. 12. 1973, Lorenz/Deutschland (120/73, Slg. 1973, 1471; S. 1482, Randnummer 4); EuGH 20. 3. 1984,
Deutschland/Kommission (84/82, Slg. 1984, 1451; S. 1488, Randnummer 11); EuGH, 30. 6. 1992, Spanien/
Kommission(C-312/90, Slg. 1992, 1-4117; S. 4139ff., Randnummern 18 und 19). Zu beachten ist, daff der betreffende
EFTA-Staat das Beihilfevorhaben nach Auslaufen der Frist gewdhren darf, sofern er die EFTA-Uberwachungsbehorde
zuvor unterrichtet hat. Dadurch fillt das Beihilfevorhaben in die Kategorie bestehender Beihilferegelungen. Fithre der
EFTA-Staat die Beihilfemafnahme durch, ohne die EFTA-Uberwachungsbehorde davon in Kenntnis zu setzen, wird die
Beihilfe fiir ,,formell rechtswidrig® erklirt.

Sieche EuGH, 20. 3. 1984, Deutschland/Kommission (84/82, Slg. 1984, 1451; S. 1488f., Randnummer 13) und EuGH,
9. 10. 1984, Heineken Brouwerijen/Inspecteurs de Vennootschapsbelasting (Rechtssachen 91 und 127/83, Slg. 1984,
3435; S. 3452, Randnummern 12 bis 15).
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(3) Die Entscheidung wird dem betreffenden EFTA-Staat in einem Schreiben mitgeteilt.

(4) Gemiall Protokoll 27 Buchstabe d) zum EWR-Abkommen wird die Entscheidung auch der EG-
Kommission mitgeteilt.

(5) Zur Unterrichtung der iibrigen EFTA-Staaten und sonstiger interessierter Dritter wird im EWR-
Abschnitt des Amtsblatts der Europdischen Gemeinschaften und in der EWR-Beilage zum Amtsblatt
der Europdischen Gemeinschaften eine entsprechende Mitteilung verdffentliche,

(6) Die Mitteilung erfolgt in der Regel in Form einer Auflistung von Standardangaben.

(7) Zieht der EFTA-Staat das Beihilfevorhaben zuriick, so teilt die EFTA-Uberwachungsbehérde ihm in
einem Schreiben mit, daf der Fall abgeschlossen wird. Hierzu ist weder die Unterrichtung der
iibrigen EFTA-Staten und der EG-Kommission noch die Veroffentlichung einer Mitteilung im
EWR-Abschnitt des Amtsblatts der Europdischen Gemeinschaften und in der EWR-Beilage zum
Amtsblatt der Europaischen Gemeinschaften erforderlich.

S. FORMLICHES PRUFUNGSVERFAHREN
5.1.  Rechtsgrundlagen

(1) Artikel 1 Absatz 2 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen legt fest: ,Stellt die EFTA-
Uberwachungshehérde fest, nachdem sie den Beteiligten eine Frist zur AufSerung gesetzt hat, daff eine
von einem EFTA-Staat oder aus Mitteln eines EFTA-Staates gewihrte Beihilfe mit dem Funktionieren
des EWR-Abkommens gemdfs Artikel 61 des EWR-Abkommens unvereinbar ist oder daff sie
mifbrauchlich verwendet wird, so entscheidet sie, dafs der betreffende EFTA-Staat sie binnen einer
von ihr bestimmten Frist aufzuheben oder umzugestalten hat.“

5.2.  Fdlle, in denen die EFTA-Uberwachungsbebirde ein Verfabren einleiten mufs

(1) Dic EFTA-Uberwachungsbehérde mufR das Verfahren nach Artikel 1 Absatz 2 des Protokolls 3 zum
Uberwachungsabkommen jedesmal dann einleiten, wenn Zweifel an der Vereinbarkeit der Beihilfe
mit dem Funktionieren des EWR-Abkommens bestehen. (') Das Verfahren ist in allen Situationen —
notifizierte, nicht notifizierte oder bestehende Beihilfen — anwendbar, obgleich im letzteren Fall

2

zuvor ,zweckdienliche Mafnahmen* vorzuschlagen sind. ()

(2) Die Entscheidung zur Einleitung eines Verfahrens ergeht unbeschadet der abschlieRenden Entschei-

dung, in der dennoch zu dem Schluff gelangt werden kann, daff die Beihilfe mit dem Funktionieren
des EWR-Abkommens vereinbar ist. Der Zweck des Verfahrens nach Artikel 1 Absatz 2 des
Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen besteht darin, eine umfassende Priifung des Falls zu
gewihrleisten, indem allen beteiligten Parteien das Recht auf Anhorung zugestanden wird. (%)

5.3.  Verfabrensabwicklung

(1 Eroffnet die EFTA-Uberwachungsbehorde in einem Fall das Verfahren, werden der betreffende
EFTA-Staat und gemif§ Protokoll 27 Buchstabe ¢) zum EWR-Abkommen die EG-Kommission mit
einem Schreiben sowie die ibrigen EFTA-Staaten und sonstige interessierte Dritte mit einer
Mitteilung im EWR-Abschnitt des Amtsblatts der Europdiischen Gemeinschaften und in der
EWR-Beilage zum Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften von der Einleitung des Verfahrens
unterrichtet.

(2) Das Verfahren wird mit einer formlichen Entscheidung abgeschlossen.

(!) Siehe EuGH, 20. 3. 1984, Deutschland/Kommission (84/82, Slg. 1984, 1451; S. 1488, Randnummern 12ff.) mit Bezug
auf EuGH, 11. 12. 1973, Lorenz/Deutschland (120/73, Slg. 1973, 1471; S. 1481, Randnummer 3).

(%) Siehe Punkt 8.4.2 und EuGH, 30. 6. 1992, Spanien/Kommission (C-312/90, Slg. 1992, 1-117) und EuGH, 30. 6. 1992,
Italien/Kommission (C-47/91, Slg. 1992, 1-4145).

(%) Siehe EuGH, 20. 3. 1984, Deutschland/Kommission (84/82, Slg. 1984, 1451; S. 1488f., Randnummer 13); EuGH, 4. 2.
1992, British Aerospace und Rover Group/Kommission (C-294/90, Slg. 1992, 1-493; S. 521f., Randnummern 7 bis
14),
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5.3.1. Verfahrensrechte des EFTA-Staates

(1) In dem Schreiben zur Unterrichtung des betreffenden EFTA-Staates iiber die Verfahrenseréffnung
werden die Griinde fiir die Bedenken der EFTA-Uberwachungsbehérde gegen das Beihilfevorhaben
dargelegt und wird der EFTA-Staat aufgefordert, sich innerhalb eines bestimmten Zeitraums —
gewohnlich ein Monat — dazu zu duffern.

(2) Hailt der EFTA-Staat eine miindliche Stellungnahme gegeniiber der EFTA-Uberwachungsbehérde fiir
angebracht, so sollte binnen drei Monaten nach Einleitung des Verfahrens eine Anhorung anberaumt

werden.

(3) Zu den Rechten des EFTA-Staates im Rahmen eines ordnungsgemiflen Verfahrens gehort auch
das Recht, auf die Bemerkungen und Behauptungen der beteiligten Parteien einzugehen (siehe
Punkt 5.3.2).

(4) Hierzu werden dem betreffenden EFTA-Staat in einem Schreiben alle innerhalb der gesetzten Frist

eingegangenen Einlassungen mitgeteilt, zu denen er sich innerhalb von 15 Werktagen dufSern kann.

5.3.2. Verfahrensrechte der iibrigen EFTA-Staaten, der EG-Mitgliedstaaten, der EG-Kommission und
sonstiger interessierter Dritter

(1) Nach Einleitung eines Verfahrens wird im EWR-Abschnitt des Amtsblatts der Europdischen
Gemeinschaften und in der EWR-Beilage zum Amisblatt der Europdischen Gemeinschaften eine
Mitteilung veroffentlicht, in der die ubrigen EFTA-Staaten, die EG-Mitgliedstaaten, die EG-
Kommission und sonstige Beteiligte aufgefordert werden, binnen einem Monat nach dem Datum der
Veroffentlichung zu dem Fall Stellung zu nehmen. Die Mitteilung enthilt den Wortlaut des
Schreibens, mit dem die EFTA-Uberwachungsbehorde den betreffenden EFTA-Staat von der Einlei-
tung des Verfahrens unterrichtet hat, wobei etwaige vertrauliche Stellen gestrichen werden.

(2) Die Rechte von Drittbeteiligten in dem Verfahren nach Artikel 1 Absatz 2 des Protokolls 3 zum
Uberwachungsabkommen ergeben sich aus der Verpflichtung, alle betroffenen Beteiligten zur
Stellungnahme aufzufordern. ,Beteiligte* nach Artikel 1 Absatz 2 des Protokolls 3 zum Uberwa-
chungsabkommen sind nicht nur das oder die Unternechmen, die die Beihilfe erhalten, sondern auch
die durch die Gewahrung der Beihilfe unter Umstdnden in ihren Interessen verletzten Unternehmen,
Personen oder Vereinigungen, insbesondere konkurrierende Unternechmen und Berufsverbinde. (')

(2) Die Veroffentlichung einer Mitteilung im EWR-Abschnitt des Amtsblatts der Europdischen Gemein-
schaften und in der EWR-Beilage zum Amitsblatt der Europdischen Gemeinschaften ist ein geeigneter
Weg, um alle Beteiligten von der Einleitung des Verfahrens in Kenntnis zu setzen. (}) Die
Unterrichtung von Einzelpersonen ist nach Artikel 1 Absatz 2 des Protokolls 3 zum Uberwachungs-
abkommen nicht vorgesehen.

(4) In der Mitteilung dufert die EFTA-Uberwachungsbehorde ihre Bedenken, die sie im Hinblick auf die
Vercinbarkeit der Beihilfe mit dem Funktionieren des EWR-Abkommens hat. (%)

5.4.  Abschlieffende Entscheidung

(1) Die EFTA-Uberwachungsbehérde kann eine positive oder eine negative Entscheidung erlassen oder
den Fall wegen Ricknahme des Beihilfevorhabens oder Nichtanwendbarkeit von Artikel 61 Absatz 1
des EWR-Abkommens beenden.

(2) Mit einer positiven Entscheidung wird das Beihilfevorhaben genehmigt, mit einer negativen Entschei-
dung untersagt. Eine Entscheidung kann auch teilweise positiv und teilweise negtaiv sein. Positive
Entscheidungen konnen mit Auflagen verbunden werden.

(3) Unterlafit es der EFTA-Staat, sich zur Einleitung des Verfahrens zu duflern oder alle von der
EFTA-Uberwachungsbehorde angeforderten Informationen zu iibermitteln, ist die EFTA-Uberwa-
chungsbehorde befugt, eine Entscheidung auf der Grundlage der ihr vorliegenden Angaben zu
erlassen, ohne eine Gegenstellungnahme des EFTA-Staates gehort zu haben. (%)

1) Siehe EuGH, 14. 11. 1984, Intermills’/Kommission (323/82, Slg. 1984, 3809; S. 3826f., Randnummer 16).

%) Ebd., S. 3827 (Randnummer 17).

) Ebd., S. 3827f. (Randnummer 21).

) Siehe EuGH, 21. 3. 1990, Belgien/Kommission (C-142/87, Slg. 1990, 1-959; S. 1010, Randnummer 18); EuGH, 14. 2.
1990, Frankreich/Kommission (C-301/87, Slg. 1990, 1-307; S. 357, Randnummer 22); EuGH, 13. 7. 1988, Frankreich/
Kommission (102/87, Slg. 1988, 4067; S. 4089, Randnummer 27); EuGH, 10. 7. 1986, Belgien/Kommission (40/85, Slg.
1986, 2321; S. 2346f., Randnummern 20 und 22); EuGH, 10. 7. 1986, Belgien/Kommission (234/84, Slg. 1986, 2263;
S. 2286ff., Randnummern 16, 17 und 22).

(
(
(
(
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(5)

(6)

5.5.

(1)

6.2.

In der Entscheidung werden die Griinde dargelegt, auf die sie sich stiitzt. (') Sie enthilt die dem
betreffenden EFTA-Staat unter Umstinden auferlegten Verpflichtungen. (?) Die EFTA-Uberwa-
chungsbehérde schreibt aufferdem eine Frist vor, innerhalb der der betreffende EFTA-Staat seinen
Verpflichtungen nachkommen mu8. (%)

Die EFTA-Uberwachungsbehérde teilt dem EFTA-Staat die negative, teilweise negative bzw. mit
Auflagen verbundene Entscheidung im vollen Wortlaut mit. Von anderslautenden Entscheidungen
wird der betreffende EFTA-Staat mit einem Schreiben in Kenntnis gesetzt. Nach Protokoll 27
Buchstabe d) zum EWR-Abkommen wird auch die EG-Kommission entsprechend informiert.

Der volle Wortlaut einer negativen, teilweise negativen oder mit Auflagen verbundenen bzw.
anderslautenden Entscheidung wird in einer Mitteilung, die das an den betreffenden EFTA-Staat
gerichtete Schreiben wiedergibt, im EWR-Abschnitt des Amtsblatts der Europdischen Gemeinschaf-
ten und in der EWR-Beilage zum Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften veréffentlicht.

Versdumnisse des EFTA-Staates

Kommt der betreffende EFTA-Staat der Entscheidung innerhalb der ihm gesetzten Frist nicht nach,
so kann die EFTA-Uberwachungsbehorde gemifl Artikel 1 Absatz 2 zweiter Unterabsatz des
Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen unmittelbar den EFTA-Gerichtshof anrufen und gegebe-
nenfalls eine einstweilige Anordnung beantragen.

BESONDERHEITEN BEI FORMELL RECHTSWIDRIGEN BEIHILFEN

Abgesehen von den nachstehend dargelegten Besonderheiten folgt das Verfahren im Fall formell
rechtswidriger Beihilfen demselben Schema wie das Verfahren bei notifizierten Beihilfen.

Der Begriff der formell rechtswidrigen Beihilfe

Da der Begriff ,nicht notifizierte Beihilfe“ zu eng wire, um alle Beihilfevorhaben zu erfassen, die
gegen Artikel 1 Absatz 3 letzter Satz des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen verstof8en, hat
die EFTA-Uberwachungsbehorde beschlossen, den Begriff der ,formell rechtswidrigen Beihilfe* (im
folgenden ,rechtswidrige Beihilfe“ genannt) heranzuziehen.

Dieser Begriff umfafit alle Beihilfen, die
a) ohne Notifizierung vergeben werden;

b) durch nicht ordnungsgemiffe Anwendung einer bereits genchmigten Beihilferegelung gewihrt
werden (,,mifSbrauchlich verwendete Beihilfen® im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 des Protokolls 3
zum Uberwachungsabkommen);

c) verspitet, d. h. nach ,Inkraftsetzen® notifiziert werden;

d) vorab notifiziert, aber ,in Kraft gesetzt“ werden, bevor die EFTA-Uberwachungsbehorde
Stellung genommen hat. (%)

Auskunftsverlangen

Erhilt die EFTA-Uberwachungsbehérde von einem méglicherweise rechtswidrigen Beihilfevorhaben
Kenntnis, so fordert sie den betreffenden EFTA-Staat auf, ihr alle diesbeziiglichen Angaben in der
Regel binnen 20 Werktagen zu tbermitteln. Diese Frist ist die gleiche, die gewohnlich fiir die
Ubermittlung zusitzlicher Angaben bei notifizierten Beihilfevorhaben festgesetzt wird (siche Punkt
3.2.4 Absatz 2). Erforderlichenfalls wird eine Mahnung verschickt.

(') Siehe EuGH, 21. 3. 1990, Belgien/Kommission (C-142/87, Slg. 1990, 1-959; S. 1015, Randnummer 40); EuGH, 8. 3.
1988, Exécutif régional wallon/Kommission (Rechtssachen 62 und 72/87, Slg. 1988, 1573; S. 1595, Randnum-
mern 24ff.); EuGH, 2. 2. 1988, Van der Kooy/Kommission (Rechtssachen 67, 68 und 70/85, Slg. 1988, 219; S. 278f.,
Randnummern 69 bis 76); EuGH, 14. 10. 1987, Deutschland/Kommission (248/84, Slg. 1987, 4013; S. 4041f.,
Randnummern 18, 21 und 22); EuGH, 13. 3. 1985, Niederlande und Leeuwarder Papierwarenfabriek/Kommission
(Rechtssachen 296 und 318/82, Slg. 1985, 809; S. 823ff., Randnummern 19 und 22 bis 27) und EuGH, -14. 11. 1984,
Intermills/Kommission (323/82, Slg. 1984, 3809; S. 3828 und 3831ff., Randnummern 23 und 35 bis 39).

(2

Siche EuGH, 13. 7. 1988, Frankreich/Kommission (102/87, Slg. 1988, 4067; S. 4090, Randnummern 32 und 33);

EuGH, 2. 2. 1988, Kommission/Niederlande (213/85, Slg. 1988, 281; S. 299f. und 302, Randnummern 19 und 29);
EuGH, 2. 2. 1988, Van der Kooy/Kommission (Rechtssachen 67, 68 und 70/85, Slg. 1988, 219; S. 277f.,
Randnummern 62 bis 68); FuGH, 12. 7. 1973, Kommission/Deutschland (70/72, Slg. 1973, 813; S. 832, Randnum-
mer 23).

(%) Artikel 1 Absatz 2 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen.

(*) Zur Auslegung des Begriffs ,Inkraftsetzen“ siche Punkt 3.3.

3.9.9%4



3.9.94 Amtsblatt der Europidischen Gemeinschaften Nr. L 231/15

(2) Es sei darauf hingewiesen, dafl die EFTA-Uberwachungsbehorde befugt ist, auf der Grundlage der
ihr vorliegenden Informationen Mafnahmen zu treffen oder eine Entscheidung zu erlassen (siche
Punkt 5.4 Absatz 3), auch wenn der betreffende EFTA-Staat keinerlei Angaben gemacht hat.

6.2.1. Einstweilige Anordnung (,,vorldufige Mafinahmen*)

(1) Die EFTA-Uberwachungsbehorde kann einen EFTA-Staat mit einer vorldufigen Entscheidung auffor-
dern, die Zahlung der Beihilfe unverziiglich bis zum Abschluff der Uberpriifung einzustellen. (') Das
Verfahren sieht wie folgt aus:

(2) Ist die EFTA-Uberwachungsbehorde zu dem Schluff gelangt, daf eine Beihilfe unrechtmifig gewihrt
worden ist, so muf§ sie dem betreffenden EFTA-Staat Gelegenheit zur Auflerung geben, bevor sie in
einer Entscheidung anordnet, daff die Zahlung der Beihilfe unverziiglich bis zum Abschluff der
Uberpriifung einzustellen ist. (2)

(3) Stellt der EFTA-Staat die Beihilfezahlung nicht ein, so ist die EFTA-Uberwachungsbehorde befugt,
wihrend sie den Fall in der Sache weiter priift, unmittelbar den EFTA-Gerichtshof anzurufen und die
Feststellung zu beantragen, daf die Beihilfezahlungen einen Verstofs gegen das Abkommen darstel-
len. (%)

6.2.2. Verfahrensabwicklung

(1) Bei rechtswidrigen Beihilfen bemiiht sich die EFTA-Uberwachungsbehorde, innerhalb von zwei
Monaten nach Eingang der vollstindigen Informationen zu einer Entscheidung zu kommen.

(2) Gelangt die EFTA-Uberwachungsbehérde zu dem Ergebnis, dafl eine formell rechtswidrige Beihilfe
mit dem Funktionieren des EWR-Abkommens vereinbar ist, muff sie den Fall von der Sache her
positiv entscheiden.

6.2.3. Anordnung zur Wiedercinziehung

(1) In negativen Entscheidungen zu Fillen rechtswidriger Beihilfen ordnet die EFTA-Uberwachungsbe-
hérde in der Regel an, daff der EFTA-Staat die Beihilfe vom Empfanger wieder einzuziehen hat. (%)

(2) Die Wiedereinziehung hat gemif einzelstaatlichen Rechtsvorschriften zu erfolgen. Dies schliefst auch
Vorschriften iiber die Anrechnung von Zinsen ein, die bei Zahlungsriickstinden fir dem Staat
geschuldete Betrige fillig werden und die in der Regel ab dem Zeitpunkt der Gewihrung der als
rechtswidrig eingestuften Beihilfe abzufihren wiren. Die einzelstaatlichen Rechtsvorschriften sind so
anzuwenden, dafl die Wiedereinziehung nicht praktisch unmoglich gemacht wird. (°)

7. VERFAHREN BEI BEREITS BESTEHENDEN BEIHILFEN
7.1.  Rechtsgrundlagen

(1) Artikel 1 Absatz 1 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen sieht folgendes vor: ,Die
EFTA-Uberwachungsbehérde iiberpriift fortlaufend in Zusammenarbeit mit den EFTA-Staaten die in
diesen bestehenden Beihilferegelungen. Sie schligt ihnen die zweckdienlichen Mafinahmen vor,
welche die fortschreitende Entwicklung und das Funktionieren des EWR-Abkommens erfordern®.

(2) Diese Bestimmung beinhaltet im wesentlichen drei Verfahrenspflichten fiir die EFTA-Uberwachungs-
behorde und eine Verpflichtung fiir die EFTA-Staaten:

Die EFTA-Uberwachungsbehérde ist demnach verpflichtet,

— alle in den EFTA-Staaten bestehenden Beihilferegelungen fortlaufend zu iberpriifen (erster
Satz),

— die Uberpriifung in Zusammenarbeit mit den betreffenden EFTA-Staaten vorzunehmen (erster
Satz) und

() Siche EuGH, 14. 2. 1990, Frankreich/Kommission (C-301/87, Slg. 1990, 1-307; S. 356, Randnummern 19 und 20).

(3) Ebd., S. 356 (Randnummer 19).

(*) Ebd., S. 357 (Randnummer 23).

(*) Erstmals in EuGH, 12. 7. 1973, Kommission/Deutschland (70/72, Slg. 1973, 813; S. 828f., Randnummern 10 bis 13);
siehe auch EuGH, 21. 3. 1990, Belgien/Kommission (C-142/87, Slg. 1990, 1-959; S. 1020, Randnummern 65 und 66}
und EuGH, 24. 2. 1987, Deufil/Kommission (310/85, Slg. 1987, 901; S. 927, Randnummer 24).

(%) Siehe EuGH, 21. 3. 1990, Belgien/Kommission (C-142/87, Slg. 1990, 1-959, S. 1018ff., Randnummern 58 bis 63); siche

auch EuGH, 20. 9. 1990, Kommission/Deutschland (5/89, Slg. 1990, 1-3437: S. 3456. Randnummer 12); EuGH, 21. 2.

1990, Kommission/Belgien (C-74/89, Slg. 1990, 1-491) und EuGH, 2. 2. 1989, Kommission/Deutschland (94/87, Slg.

1990, 175; S. 192, Randnummer 12).
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— den EFTA-Staaten zweckdienliche Mafinahmen vorzuschlagen, welche die Weiterentwicklung und
das Funktionieren des EWR-Abkommens erfordern.

. Die EFTA-Staaten sind verpflichtet,

— mit der EFTA-Uberwachungsbehdrde zusammenzuarbeiten.

7.2.  Der Begriff der bestebenden Beibilfe

(1) Bestchende Beihilfen im Sinne von Artikel 1 Absatz 1 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkom-
men sind

— frithere bzw. aus der Zeit vor der Errichtung des EWR stammende Beihilfen, d. h. vor dem
Inkrafttreten des EWR-Abkommens geltende Beihilferegelungen oder aufSerhalb jeglicher Beihilfe-
regelungen einzeln gewihrte Beihilfen, iiber die vor Inkrafttreten des EWR-Abkommens eine
Entscheidung getroffen worden ist und die Zahlungen fiir die Zeit nach dem Inkrafttreten in
Aussicht stellen,

und

— genchmigte Beihilfen, d. h. Beihilferegelungen oder laufende Beihilfegewihrungen, die von der
EFTA-Uberwachungsbehorde genehmigt (siehe Punkt 4.2 Absatz 2 und Punkt 5.4 Absatz 2) bzw.
als genehmigt erachtet worden sind (siche Punkt 4.1 Absatz 1 Fufinote 1).

7.3.  Zweck des Verfabrens fiir bestehende Beihilfen

(1) Mit dem Verfahren fiir bereits bestehende Beihilfen soll eine Méoglichkeit geschaffen werden, beide
Kategorien bestehender Beihilfen zu iiberpriifen. Artikel 1 Absatz 1 des Protokolls 3 zum Uberwa-
chungsabkommen soll die EFTA-Uberwachungsbehérde in die Lage versetzen, die Aufhebung oder
Anpassung aus der Zeit vor der Errichtung des EWR stammender Beihilfen, die mit dem
Funktionicren des EWR-Abkommens (') nicht vereinbar sind, sicherzustellen und Beihilferegelungen
oder Einzelbeihilfevorhaben, die sie frither genehmigt hat, die aber unter neuen Bedingungen
moglicherweise mit dem Funktionieren des EWR-Abkommens nicht mehr vereinbar sind, zu
uiberprifen. :

7.4.  Verfabren
7.4.1. Einleitung der Uberpriifung

(1) Ist die EFTA-Uberwachungsbehérde der Ansicht, daf eine bestehende Beihilfe mit der fortschreiten-
den Entwicklung und dem Funktionieren des EWR-Abkommens unter Umstidnden nicht vereinbar
ist, leitet sie eine Uberpriifung ein, indem sie von dem betreffenden EFTA-Staat sachdienliche
Auskiinfte anfordert. Die Einleitung einer Uberpriifung bedeutet nicht, daR die Anwendung der
Beihilferegelung ausgesetzt werden mufs.

(2) Die EFTA-Uberwachungsbehérde hat bisher keine ausfiihrlichen internen Verfahrensregeln fiir die
Anwendung des Artikels 1 Absatz 1 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen aufgestellt. Das
einzige eindeutig aus dieser Bestimmung fortflieSende Erfordernis ist die Verpflichtung zur Zusam-
menarbeit mit dem betreffenden EFTA-Staat. Die EFTA-Uberwachungsbehérde gedenkt dieser
Verpflichtung mit einem Schreiben nachzukommen, in dem sie den betreffenden EFTA-Staat um
Auskiinfte ersucht, bevor sie ,zweckdienliche Mafsnahmen* vorschlagt.

(3) Der EFTA-Staat ist verpflichtet, dic von der EFTA-Uberwachungsbehérde angeforderten Auskiinfte
zu erteilen. Damit die Uberpriifung mit der gebotenen Eile durchgefithrt werden kann, hat die
EFTA-Uberwachungsbehdrde die Maglichkeit, fiir die Ubermittlung der Informationen ihnliche
Fristen wie im Fall notifizierter Beihilfevorhaben zu setzen.

7.4.2. Vorschlige fiir ,,zweckdienliche Maffnahmen*

(1) Nach Prifung der bestehenden Beihilferegelung anhand der von dem betreffenden EFTA-Staat
gemachten Angaben kann die EFTA-Uberwachungsbehorde entscheiden, daf sich eine Anderung der
Regelung eriibrigt, und den Fall abschlielen oder jedwede Anderung vorschlagen, die ihr zweckdien-
lich erscheint, um die Regelung mit dem EWR-Abkommen in Einklang zu bringen. Dabei kann sie
dem EFTA-Staat vorschlagen, die Regelung

— in wesentlichen Teilen zu indern,

(') Siehe EuGH, 15. 7. 1964, Costa/ENEL (6/64, Slg. 1964, 585; S. 595).
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— mit Verfahrensauflagen zu versehen wie Vorabnotifizierung von im Rahmen der fraglichen
Regelung gewihrten Einzelbeihilfen und/oder Erstellung von Berichten

oder

— aufzuheben.

(2) Die EFTA-Uberwachungsbehdrde muf§ die von ihr vorgeschlagenen Mafinahmen begriinden und den
betreffenden EFTA-Staat um seine Zustimmung ersuchen.

7.4.3. Rechtswirkung vorgeschlagener zweckdienlicher Maffnahmen

(1) Erklart sich der EFTA-Staat mit den vorgeschlagenen Mafinahmen einverstanden, schliefft die
EFTA-Uberwachungsbehorde den Fall ab.

(2) Lehnt es der EFTA-Staat dagegen ab, die vorgeschlagenen zweckdienlichen Mafinahmen durchzufiih-
ren und vertritt dic EFTA-Uberwachungsbehérde nach Anhorung des betreffenden EFTA-Staates
weiterhin die Auffassung, daff die Maflnahmen notwendig sind, so kann sic den EFTA-Staat im
Rahmen des Verfahrens nach Artikel 1 Absatz 2 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen zur
Durchfithrung zwingen (siehe Kapitel 5).

8. BERECHNUNG DER FRISTEN

(1) In Monaten angegebene Fristen enden # Monate spater am Tag des Eingangs der Korrespondenz. So
endet beispielsweise die Frist fiir eine Entscheidung iiber eine am 5. Mai eingegangene Notifizierung
am S. Juli. Fehlt im letzten Monat der fiir den Ablauf der Frist maffgebende Tag, so endet die Frist
am letzten Tag dieses Monats. Dic Frist fur eine Entscheidung tiber eine am 31. Juli eingegangene
Notifizierung endet demnach am 30. September.

(2) In Werktagen angegebenc Fristen enden am n-ten Werktag nach dem auf das Eingangsdatum der
Korrespondenz folgenden Werktag. ,, Werktage* sind alle Tage auffer Sonnabenden, Sonntagen und
amtlichen Feiertagen. Die in dem betreffenden EFTA-Staat geltenden Feiertage werden bei der
Berechnung der Frist fiir die von ihm auszufithrenden Handlungen beriicksichtigt. Umgekehrt
werden auch die von der EFTA-Uberwachungsbehérde einzuhaltenden Feiertage beriicksichtigt,
wenn ecine Frist fiir ein Vorgehen ihrerseits festzulegen ist.

(3) Da mit dem Schreiben, das ein EFTA-Staat an die EFTA-Uberwachungsbehorde richtet, fiir diese
eine Frist zu laufen beginnt, wird der Tag des Eingangs in einer Empfangsbestiitigung der Behorde an
den EFTA-Staat festgehalten. Umgekehrt nimmt die EFTA-Uberwachungsbehérde als Eingangsdatum
ihrer Schreiben den dritten Werktag nach dem Tag des Abgangs an, sofern der betreffende
EFTA-Staat kein spiteres Eingangsdatum nachweisen kann. Diese Regelung erméglicht es der
EFTA-Uberwachungsbehdrde, alle Fristen fiir die Bearbeitung von Beihilfefillen im voraus zu
berechnen und unnétige Verzogerungen im Entscheidungsprozeff zu vermeiden.

9. VEROFFENTLICHUNG VON ENTSCHEIDUNGEN

(n Im Protokoll 27 Buchstabe e) zum EWR-Abkommen ist festgelegt, daf§ abschlieRende Entscheidun-
gen und Entscheidungen zur Einleitung des férmlichen Priifungsverfahrens zu veréffentlichen sind.
Die EFTA-Staaten und interessierte Dritte werden dementsprechend durch Veroffentlichungen im
EWR-Abschnitt des Awmtsblatts der Europiischen Gemeinschaften und in der EWR-Beilage zum
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in folgenden drei Fallen unterrichtet:

a) Genehmigung des Beihilfevorhabens inncrhalb der Zweimonatsfrist ohne Eroffnung des in
Artikel 1 Absatz 2 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen vorgesehenen formlichen
Priifungsverfahrens (siehe Punkt 4.2 Absatz 5);

b) Einleitung des férmlichen Priifungsverfahrens (siehe Punkt 5.3 Absatz 1);

c) Abschluff des formlichen Priifungsverfahrens (siehe Punkt 5.4 Absatz 6).

(2) Neben der Veroffentlichung im EWR-Abschnitt des Amtsblatts der Europdischen Gemeinschaften
und in der EWR-Beilage zum Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften gibt die EFTA-
Uberwachungsbehérde in den meisten Fillen und gewdhnlich an dem Tag, an dem sie ihre
Entscheidung fillt, eine Pressemitteilung heraus, um die Offentlichkeit zu informieren. Pressemittei-
lungen werden ausschlieflich in englischer Sprache herausgegeben.

(3) Bei allen Veroffentlichungen tiber staatliche Beihilfen werden sensible Geschiftsdaten weggelassen.
Der Name der Beihilfeempfianger gehort jedoch nicht dazu.
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TEIL I

VORSCHRIFTEN UBER HORIZONTALE BEIHILFEN

BEIHILFEN AN KLEINE UND MITTLERE UNTERNEHMEN (KMU) (})

Die in diesem Kapitel entwickelten Grundsitze gelten fiir Beihilfen zugunsten von kleinen und
mittleren Unternechmen in allen Wirtschaftszweigen mit Ausnahme derjenigen, fiir die sektoren-
spezifische Vorschriften — derzeit Kunstfasern, Kraftfahrzeuge, Stahl und Verkehr — gelten.

Einfiibrung

Den kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) fillt im Wirtschaftsleben eine wichtige Rolle zu:
Erstens tragen sie zu einem iberproportionalen Anteil zur Schaffung von Arbeitsplitzen bei, und
zwar insbesondere in Zeiten, in denen GrofSunternehmen Arbeitskrifte entlassen. Zweitens stehen
KMU bei der Innovation in vorderster Linie, da sie dem Wettbewerb mehr ausgesetzt und dabei
gleichzeitig flexibler und anpassungsfihiger sind als groffe Unternehmen. Und drittens sind die
KMU ein wichtiger Motor fiir den Wettbewerb auf den Mirkten: Sie stellen die Hauptantriebs-
kraft fir den Strukturwandel und die Erneuerung der Volkswirtschaft insgesamt dar, weil sie die
Allokation der wirtschaftlichen Ressourcen weg von stagnierenden Wirtschaftszweigen hin zu
expandierenden Sektoren erleichtern.

In einigen Wirtschaftsbereichen kommt den KMU eine besondere Bedeutung zu. Dies gilt unter
anderem fir das verarbeitende Gewerbe, bei dem das Zulieferwesen eine immer gréflere Rolle
spielt. Dariiber hinaus sind die KMU auch fir die regionale Entwicklung von grundlegender
Bedeutung.

Kleine und mittlere Unternehmen haben es in bestimmten Bereichen unter Umstinden schwerer
als die etablierten Groflunternehmen. So gestaltet sich etwa die Beschaffung von Fremdmitteln fiir
sie schwieriger, und auch der Staat biirdet ihnen in einem gréfleren MafSe Belastungen auf. Der
relative Kostenaufwand der KMU fir die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften iiber Gesund-
heit und Arbeitschutz, Finanzbuchhaltung usw. kann ebenso wie die Steuerbelastung (sowohl im
Hinblick auf die Steuersitze als auch auf die steuerbedingten Anwendungen wie Einzug der
Sozialversicherungsbeitrige und Mehrwertsteuer) hoher sein.

Definition der KMU

Im Zusammenhang mit den staatlichen Beihilfen mufs das Konzept der kleinen und mittleren
Unternehmen in der nachstehenden Begriffsbestimmung so eng gefaBt werden, dafl der iiberwie-
gende Teil der Unternehmen mit den weiter oben geschilderten positiven externen Effekten und
internen Schwierigkeiten einbezogen werden kann. Es darf jedoch nicht so weit gefafit werden,
daf$ auch viele grofSere Unternehmen, die nicht unbedingt die KMU-typischen Vor- und Nachteile
aufweisen, darunter fallen. Beihilfen, die groffen Unternehmen aus iiberwiegend KMU-orientierten
Erwigungen gewihrt werden, wiren cher geeignet, den Wettbewerb zu verfilschen und den
Handel zu beeintrichtigen.

Fir die meisten Zwecke eriibrigt sich eine Unterscheidung zwischen kleinen und mittelgroffen
Unternehmen. Im Fall von Beihilfen fiir marktnahe Titigkeiten wie Investitionen muf8 jedoch
unterschieden werden. Wihrend bei Beihilfen fir Kleinunternehmen in der Regel davon auszuge-
hen ist, dafl sie nur begrenzte Auswirkungen auf den Handel im riumlichen Geltungsbereich des
EWR-Abkommens haben, konnen entsprechende Zuwendungen an mittelgroe Unternehmen
sehr wohl den Handel in erheblichem Mafle verzerren.

Als ,KMU“ wird ein Unternehmen definiert, das

— nicht mehr als 250 Arbeitskrifte beschaftigt und
— entweder einen Jahresumsatz von nicht mehr als 20 Millionen ECU erzielt
— oder eine Bilanzsumme von nicht mehr als 10 Millionen ECU erreicht und
— sich zu hochstens 25 % im Besitz einer oder mehrerer diese Definition nicht erfiillenden

Unternchmen befindet (Ausnahme: 6ffentliche Beteiligungsgesellschaften, Risikokapitalgesell-
schaften und — soweit keine Kontrolle ausgeiibt wird — institutionelle Anleger).

(') Dieses Kapitel entspricht dem Gemeinschaftsrahmen fiir staatliche Beihilfen an kleine und mittlere Unternehmen (ABI.
Nr. C 213 vom 19. 8. 1992, S. 2).
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(4) Wird zwischen kleinen und mtitelgroffen Unternehmen unterschieden, gilt als ,klein® ein
Unternehmen, das

— nicht mehr als 50 Arbeitnehmer beschaftigt und
— entweder einen Jahresumsatz von nicht mehr als 5 Millionen ECU aufweist
— oder eine Bilanzsumme von nicht mehr als 2 Millionen ECU erreicht

und

— sich zu héchstens 25% im Besitz eines oder mehrerer diese Definition nicht erfiillenden
Unternehmen befindet (Ausnahme: offentliche Beteiligungsgesellschaften, Risikokapitalgesell-
schaften und — soweit keine Kontrolle ausgeiibt wird — institutionelle Anleger).

(5) Alle drei Voraussetzungen miissen gleichzeitig erfullt sein, d. h. ein Unternehmen wird nur als
»KMU* oder ,kleines* Unternehmen betrachtet, wenn es die verlangte Eigenstindigkeit aufweist
und weder die vorgegebenen Beschiftigtenzahl noch mindestens einen der Grenzwerte fiir
Jahresumsatz bzw. Bilanzsumme iiberschreitet.

10.3. Von Artikel 61 Absatz 1 des EWR-Abkommens erfafSte KMU-Beihilfen

(1) Auch in_den Fillen, in denen eine staatliche KMU-Beihilfe unter Artikel 61 Absatz 1 des
EWR-Abkommens fillt, weil sie sich spiirbar auf den zwischenstaatlichen Handel und Wettbe-
werb auswirken konnte, kann sie dennoch fiir eine Freistellung in Betracht kommen. Die
umfassendste diesbeziigliche Ausnahmebestimmung ist in Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe c)
niedergelegt, dem zufolge die EFTA-Uberwachungsbehorde Beihilfen zur Forderung der Entwick-
lung gewisser Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete genehmigen kann, soweit sie die Han-
delsbedingungen nicht in einer Weise verandern, die dem gemeinsamen Interesse zuwiderliuft.

(2) Angesichts der von den KMU ausgehenden positiven externen Effekte, ihrer Bedeutung fiir
bestimmte Industriezweige und fur die regionale Entwicklung sowie der von ihnen zu bewiltigen-
den Schwierigkeiten besteht kein Zweifel, daff staatliche Beihilfen an kleine und mittlere
Unternehmen ,,die Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete férdern®.

(3) Es stellt sich jedoch die Frage, ob KMU-Beihilfen die Handelsbedingungen in einem Mafle
beeinflussen, die dem Funktionieren des EWR-Abkommens entgegensteht. Die Antwort darauf
hingt von der Art und Intensitit der jeweiligen Beihilfe ab. Beihilfen fiir verhiltnismifig
marktferne Titigkeiten wie Zuwendungen fir die Inanspruchnahme von Beratern zur Verbesse-
rung der allgemeinen Betriebs- und Geschiftsfithrung betreffen den Handel nur mittelbar und in
einem vergleichsweise geringfiigigen Mafle. Beihilfen fiir marktnahe Titigkeiten wie Investitionen
wiirden den Handel dagegen weniger beeintrichtigen, wenn sie kleinen und mittleren Unterneh-
men zugute kommen als wenn GrofSunternehmen die Begiinstigten sind. Dies liegt daran, daf§ die
KMU geringere Absatzzahlen aufweisen als groffe Unternehmen — ein Aspekt, der noch durch
den vielfach niedrigeren Umsatz je Beschiftigten auf seiten der KMU verstarkt wird — und daf§
die KMU vor allem in Sektoren besonders stark vertreten sind, in denen der Handel zwischen den
EWR-Vertragsparteien relativ schwach ausgeprigt ist (z. B. Baugewerbe, einige Sparten der
Lebensmittelverarbeitung, Einzelhandel, viele Dienstleistungstitigkeiten). Trotzdem kénnen sich
auch unter diesen Umstinden Investitionsbeihilfen etwa bei Unternchmen mittlerer Grofe
erheblich stirker auf den Handel auswirken. Unter der Voraussetzung jedoch, daf bestimmte
angemessene Beihilfeintensititen nicht iiberschritten werden, beeintrichtigen die Beihilfen fir
KMU die Handelsbedingungen insbesondere angesichts der von der Titigkeit der KMU ausgehen-
den positiven externen Effekte im grofien und ganzen keineswegs in einem dem Funktionieren des
EWR-Abkommens zuwiderlaufenden MafSe.

10.4. Grundsdtzlich zuldssige Intensitidten von KMU-Beihilfen

(1) Die zu den nachstehend aufgefiihrten Zwecken und Intensititen gewihrten Beihilfen zugunsten
kleiner und mittlerer Unternehmen nach der obigen Definition kommen nach Ansicht der
EFTA-Uberwachungsbehorde fiir eine Freistellung nach Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe ¢) des
EWR-Abkommens in Betracht. Die EFTA-Uberwachungsbehorde geht dabei von der Grundan-
nahme aus, dafl Beihilfen dieser Art mit dem Funktionieren des EWR-Abkommens vereinbar
sind.

10.4.1.  Allgemeine Investitionsbeihilfen

(1) Allgemeine Beihilferegelungen nach der Definition in Kapitel 29 des Leitfadens sind grundsitzlich
mit dem Funktionieren des EWR-Abkommens unvereinbar und kénnen nicht genehmigt werden.
Sie kénnen jedoch fiir eine Freistellung in Betracht kommen, wenn sie ausschiefSlich fiir kleine
und mittlere Unternchmen bestimmt sind und die nachstehend aufgefithrten Bedingungen
(Absitze 2 und 3) erfiillen.
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(2)

3)

10.4.3.

10.4.4.

11.

(1)

Investitionsbeihilfen sind auflerhalb von Fordergebieten (') nur bis zu einer Beihilfeintensitat von
15 % brutto (%) fiir Kleinunternehmen und 7,5 % brutto fiirr mittelgrofe Unternchmen zulissig.

In Fordergebicten wird die EFTA-Uberwachungsbehérde zusitzlich zu dem von ihr bewilligten
geltenden regionalen Beihilfesatz Investitionsbeihilfen von weiteren 10 Bruttoprozentpunkten in
Gebieten nach Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe c) und von 15 Bruttoprozentpunkten in Gebieten
nach Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe a) zulassen. Allerdings wird fiir Fordergebiete nach
Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe ¢) bei Kumulierung von Regional- und KMU-Beihilfen eine
Obergrenze von insgesamt 30% netto und in Fordergebieten nach Artikel 61 Absatz 3
Buchistabe a) von 75 % netto festgelegt. Durch die sich ergebende Matrix von Hochstsitzen (siehe
Tabelle im Anhang V des Leitfadens) soll sichergestellt werden, daf§ die hochsten Beihilfewerte in
den bediirftigsten Gebieten vergeben werden und ein Gefille zwischen Forder- und Nichtforder-
gebieten fiir simtliche Unternehmen mit Ausnahme der kleinsten aufrechterhalten wird.

Die hochstzuldssigen Intensititen gelten fiir Beihilfen unabhingig von der Form, in der sie
gewihrt werden.

Beihilfen fiir Umweltschutzinvestitionen

Investitionen zum Schutz der Umwelt (siehe Kapitel 15), die zur Eindimmung der Umweltbela-
stung, zur Verringerung des CO,-Ausstoffes, zum Schutz der Ozonschicht usw. beitragen, werden
gegeniiber allgemeinen Investitionen bevorzugt behandelt. Dies gilt ungeachtet des Standorts und
der GroBe des Unternehmens, doch koénnen KMU in Fordergebieten selbstverstandlich den
zuldssigen Beihilfehochstsatz (Regionalbeihilfesatz und KMU-Aufschlag) fir allgemeine Investitio-
nen beantragen, der in den meisten Fillen den nach den Vorschriften iiber Umweltschutzbeihilfen
zuldssigen Wert von derzeit 15 % brutto iiberschreitet und nicht denselben strengen Bedingungen
unterliegt.

Beihilfen fiir Beratung, Ausbildung und Wissensvermittlung

Beihilfen fiir die Beratung durch externe Berater oder fiir die Ausbildung zugunsten bestehender
oder neuer KMU und deren Personal in den Bereichen Betriebsfithrung, Finanzfragen, neue
Techniken (insbesondere Informationstechnologie), Umweltschutz, Schutz des geistigen Eigentums
und dhnlichen Bereichen oder fiir die Durchfiihrbarkeitsbewertung neuer Vorhaben werden in der
Regel bis zu einem Beihilfesatz von 50 % brutto akzeptiert. Hierbei wird jedoch jede Regelung
unter besonderer Beriicksichtigung der Marktferne des Vorhabens, etwaiger Obergrenzen fir
Beihilfemittel je Unternehmen, der Méglichkeit der Kumulierung und sonstiger Faktoren einzeln
zu priifen sein. Unter bestimmten auRergewdhnlichen Umstinden kann die EFTA-Uberwachungs-
behorde eine Intensitit von mehr als 50 % zulasen. Beihilfen fiir allgemeine InformationsmafSnah-
men kénnen mit einer hoheren Intensitit gefordert werden, da die Unternehmen hieraus einen
relativ geringen finanziellen Nutzen zichen.

Beihilfen fiir Forschung und Entwicklung

Fiir Forschung und Entwicklung kénnen Beihilfen zugunsten von KMU bewilligt werden, die
bis zu 10 Prozentpunkte iiber den entsprechenden Sitzen fiir GroRunternchmen liegen (siche
Kapitel 14).

Beihilfen fiir andere Zwecke

Die EFTA-Uberwachungsbehérde ist unter Umstinden bereit, auch Beihilfen fiir andere gerecht-

fertigte Arten der Forderung kleiner und mittlerer Unternehmen, mit denen z. B. die Zusammen-
arbeit gefordert werden soll, zu bewilligen.

KRITERIEN FUR DIE ANWENDUNG DES BESCHLEUNIGTEN GENEHMIGUNGSVERFAH-
RENS (%)

Bei Einfilhrung neuer KMU-Beihilferegelungen und Anderung bestehender Regelungen gelangt
unter bestimmten Voraussetzungen ein beschleunigtes Genehmigungsverfahren zur Anwendung.

(1) Unter ,Férdergebieten“ sind Gebiete in EFTA-Staaten zu verstehen, die geméf den in Teil VI des Leitfadens festgelegten
Vorschriften fiir regionale Beihilfen in Betracht kommen.

(%) Das heifft der nominale Wert vor Steuern von Zuschiissen und der aktualisierte Wert vor Steuern von zinsermifSigten
Darlehen im Verhiltnis zu den Investitionskosten. Nettozahlen bezeichnen den Beihilfewert nach Steuerabzug.

(%) Dieses Kapitel entspricht der Mitteilung der Kommission iiber das beschleunigte Genehmigungsverfahren fiir Beihilfere-
gelungen fior KMU und von Anderungen bestehender Beihilferegelungen (ABL Nr. C 213 vom 13. 8. 1992, S. 10).
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Grundsitzlich hat die EFTA-Uberwachungsbchérde keine Einwinde gegen neue bzw. geinderte
bestehende Regelungen, die gemifl Artikel 1 Absatz 3 des Protokolls 3 zum Uberwachungsab-
kommen notifiziert worden sind und die nachstehenden Kriterien erfiillen.

11.1. Neue KMU-Beihilferegelungen

(1) Neue Beihilferegelungen miissen auf kleine und mittelgrofle Unternehmen, wie sie zum Zweck der
Uberwachung staatlicher Beihilfen weiter oben definiert wurden, beschrinkt sein und eines der
folgenden Kriterien erfillen:

— Bei Regelungen, die sich auf spezifische Investitionsziele beziehen, darf die Beihilfeintensitit
7,5 % der Investitionskosten fur mittelgrofse Unternchmen und 15% fiir kleine Unternehmen
nicht iiberschreiten, oder

— bei Regelungen, die zur Schaffung von Arbeitsplitzen dienen, darf die Beihilfe 3 000 ECU je
geschaffenen Arbeitsplatz nicht iiberschreiten, oder

— bei Beihilfen, die weder der Forderung spezifischer Investitionen noch der Schaffung von
Arbeitsplitzen dienen, darf der Gesamtbetrag an Beihilfen, den ein Begiinstigter empfangen
kann, 200 000 ECU nicht iiberschreiten.

(2) Alle Zahlenangaben verstehen sich vor Steuern, d. h. brutto.

(3) Die EFTA-Staaten haben zu gewihrleisten, daff das begiinstigte Unternehmen fiir ein bestimmtes
Vorhaben nicht mehr Beihilfen erhilt als nach den vorstehenden Kriterien zulissig ist, indem
Beihilferegelungen, die diese Voraussetzungen erfiillen, mehrfach angemeldet oder die Beihilfe mit
anderen Beihilfen im Rahmen allgemeiner, regionaler oder sektoraler Regelungen kumuliert

wird.

(4) Diese Beihilfen konnen auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene ausgezahlt werden.

(5) Von diesem Verfahren ausgeschlossen sind Exportbeihilfen im Rahmen des Handels zwischen den
EWR-Vertragsparteiecn und Betriebsbeihilfen sowie Beihilferegelungen, die Vorschriften fiir
bestimmte Sektoren — gegenwiirtig Kunstfasern, Kraftfahrzeuge, Stahl und Verkehr — unter-
liegen.

11.2. Anderungen bestebender Beibilferegelungen

(1) Das beschleunigte Verfahren gilt unabhingig von der Gréfle des begiinstigten Unternehmens

gleichermaflen firr Anderungen bestehender, von der EFTA-Uberwachungsbehorde bereits geneh-
migter Beihilferegelungen mit Ausnahme der Fille, in denen die EFTA-Uberwachungsbehérde ihre
Genehmigung strikt auf die bei der Notifizierung angegebenen Zeitrdume, Mittelansdtze und
Modalitaten beschrankt hatte.

(2) Als Anderung kann gelten:
— die Verliangerung der Geltungsdauer der Regelung ohne Erhohung der zugeteilten Mittel

— die Erhéhung der zugeteilten Mittel um bis zu 20% des urspriinglichen Betrages ohne
Verliangerung der Geltungsdauer

— die Verschirfung der Kriterien fiir die Anwendung der Regelung.

(3) Ein vereinfachter Vordruck fur die Notifizierung sowohl neuer als auch bestehender Regelungen
ist in Anhang Il des Leitfadens aufgefiihrt.

12. ANWENDUNG UND DURCHFUHRUNG DER ,,de minimis“-BESTIMMUNG ()

(1) Nach Ansicht der EFTA-Uberwachungsbchorde kann davon ausgegangen werden, dafl Beihilfen
unterhalb eines bestimmten Betrages keine spiirbaren Auswirkungen auf den Wettbewerb haben
und den Handel zwischen den Vertragsparteien nicht beeinflussen. Fiir, die nachstehend definier-
ten Beihilfen kann daher Artikel 61 Absatz 1 des EWR-Abkommens als nicht anwendbar
angesehen werden, wodurch sich auch die vorgeschriebene Notifizierung eribrigt.

(2) Beihilfezahlungen bis zu 50 000 ECU fiir eine bstimmte Kategorie von Ausgaben sowie Beihilfe-
regelungen, nach denen Beihilfezahlungen an Unternehmen fiir eine bestimmte Kategorie von
Ausgaben innerhalb eines dreijahrigen Zeitraums auf diesen Betrag begrenzt sind, brauchen nach
Artikel 1 Absatz 3 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen nicht notifiziert zu werden,
sofern die nachstehend festgelegten Bedingungen eingehalten werden.

(') Dieses Kapitel entspricht dem Gemeinschaftsrahmen fiir staatliche Beihilfen an kleine und mittlere Unternehmen (ABI.

Nr. C 213 vom 19. 8. 1992, S. 2) und dem Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten IV, E.1 (93) D/06878 vom
23. Mirz 1993.
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3)

12.1.

12.2.

4)

Es sei daran erinnert, dafl die ,,de minimis“-Bestimmung weder auf Exportbeihiifen noch auf
bestimmte Industdriezweige — derzeit Kunstfasern, Kraftfahrzeuge, Stahl und Verkehr —
Anwendung findet, fiir die sektorenspezifische Vorschriften gelten.

Definition der Ausgabenkategorien

Bei der Anwendung der ,de minimis“-Bestimung ist zwischen folgenden Ausgabenarten zu
unterscheiden:

— Investitionen jeglicher Art und Zweckbestimmung (aufler FuE) und

— sonstige Ausgaben.

Somit kann ein Unternehmen innerhalb von drei Jahren fiir die beiden Ausgabenkategorien
Beihilfen in Héhe von bis zu 100 000 ECU ohne vorherige Notifizierung erhalten.

Als Beginn des Dreijahreszeitraums hat der Tag zu gelten, an dem das betreffende Unternehmen
erstmals Beihilfe aufgrund der ,,de minimis“-Bestimmung erhilt.

Fiir die Kumulierung von nach der ,de minimis“-Bestimmung zulissigen Beihilfen und von im
Rahmen einer genchmigten Regelung gewihrten Beihilfen gilt folgende Regel: Mochte ein
Unternehmen, dem in den vergangenen drei Jahren fir eine der obengenanten Ausgabenkatego-
rien ,de minimis“-Beihilfen gewihrt worden sind, im Rahmen einer genehmigten Regelung
Beihilfen fiir Ausgaben derselben Kategorie erhalten, so diirfen die ,,de minimis“-Beihilfe und die
genehmigte Beihilfe zusammen den von der EFTA-Uberwachungsbehorde fiir die notifizierte
Regelung bewilligten Hochstbetrag nicht iiberschreiten, sofern dieser iiber 50 000 ECU liegt. Dies
hat zur Folge, daf§ die letztgenannte Zuwendung unter Umstdnden soweit zu senken ist, daf§ der
Gesamtbetrag innerhalb der zuldssigen Hochstgrenze bleibt.

Grundsiitze fiir die Berechnung des Subventionsdquivalents von ,,de minimis*“-Beibilfen

Der in der ,,de minimis*- Bestimmung vorgesehene Hochstbetrag wird als BarzuschufS auf 50 000
ECU festgesetzt. Werden Beihilfen in anderer Form als Zuschiissen gewihrt, muff ihr Wert im
Hinblick auf die Anwendung des ,,de minimis“-Hochstbetrags in das entsprechende Subventions-
dquivalent umgerechnet werden. Die gelaufigsten anderen Formen, in denen Beihilfen mit einem
geringen Barwert gewihrt werden, sind zinsgiinstige Darlehen, Steuervergiinstigungen und Darle-
hensbiirgschaften. Das Subventionsiquivalent von in dieser Form gewihrten Beihilfen ist wie folgt
zu ermitteln:

Das Subventionsiquivalent ist als Bruttobetrag zu berechnen, d. h. vor Steuern, falls die
Zuwendung steuerbar ist. Bei nicht steuerbaren Beihilfen wie im Fall einiger Steuervergiinstigun-
gen ist der Nominalbetrag der Zuwendung, der brutto gleich netto ist, heranzuziehen.

Samtliche in der Zukunft zu erwartenden Beihilfen sind auf ihren Gegenwartswert abzuzinsen.
Zuschiisse werden jedoch als Pauschalbetrag gerechnet, auch wenn sie in mehreren Teilbetriagen
ausgezahlt werden. Als Abzinsungsfaktor ist der Referenzzinssatz zugrunde zu legen, den die
EFTA-Staaten der EFTA-Uberwachungsbehorde alljihrlich mitteilen.

Das Subventionsidquivalent eines zinsglinstigen Darlehens fiir jedes Jahr ist die Differenz zwischen
den gemifl dem Bezugssatz geschuldeten und den tatsichlich gezahlten Zinsen. Alle bis zur
vollstandigen Tilgung des Darlehens eingesparten Zinsen sind auf ihren Wert zum Zeitpunkt der
Darlehensgewihrung abzuzinsen und aufzuaddieren. Ein Beispiel fur die Berechnung des Subven-
tionsdquivalents eines zinsgiinstigen Darlehens ist unter Punkt 12.4 in zwei Varianten — mit und
ohne tilgungsfreie Zeit — beschrieben.

Das Subventionsdquivalent einer Steuervergiinstigung entspricht den in dem betreffenden Jahr
eingesparten Steuerzahlungen. Die in der Zukunft zu erwartenden Steuereinsparungen sind
anhand des Referenzzinssatzes auf ihren Gegenwartswert abzuzinsen.

Fiir Darlehensburgschaften kann das Subventionsdquivalent pro Jahr als Differenz zwischen
a) dem ausstehenden verbiirgten Betrag, multipliziert mit dem Risikofaktor (Ausfallwahrschein-
lichkeit) und b) allen gezahlten Biirgschaftspramien wie folgt berechnet werden: (verbiirgter
Betrag x Risiko) — Pramie.

Als Risikofaktor ist der entsrpechende Erfahrungwert fiir Ausfille bei unter ihnlichen Bedingun-
gen (Sektor, Grofe des Unternehmens, allgemeine Konjunkturlage) gewihrten Darlehen zugrunde
zu legen. Der Gegenwartswert ist wie beschrieben zu ermitteln.
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12.3. Uberwachung der ,,de minimis*“-Bestimmung durch die EFTA-Staaten

(1) Jeder EFTA-Staat mufl Vorkehrungen zur Uberwachung der ,,de minimis“-Bestimmung treffen,
damit die vorstehend genannten Regeln eingehalten werden. Dies bedeutet nicht zwangsliufig ein
kompliziertes und personalaufwendiges Verfahren, erfordert jedoch ein MindestmafS an Siche-
rungsmafinahmen. Nach den Vorschriften iiber KMU-Beihilfen (sieche Kapitel 10) ist bei einer
nicht notifizierten Beihilfe oder Beihilferegelung ausdriicklich festzulegen, daff alle weiteren
Beihilfen, die ein Unternehmen gegebenenfalls aus anderen Quellen oder aufgrund anderer
Regelungen erhilt, den Hochstbetrag von 50 000 ECU je Ausgabenart nach der Definition unter
Punkt 12.1 nicht iiberschreiten diirfen. Behorden, die Beihilfen nach der ,de minimis“-
Bestimmung gewihren, sollten die Antragsteller auf diese Bedingung hinweisen und auffordern,
samtliche zuvor erhaltenen Beihilfen anzugeben, um sicherzustellen, daff der Hochstbetrag nicht
iiberschritten wird. Auch Behorden, die Beihilfen aufgrund genchmigter Regelungen gewihren,
sollten dhnliche Kontrollen durchfiihren.

(2) Nach Artikel 3 des EWR-Abkommens sind die EFTA-Staaten verpflichtet, die EFTA-Uberwa-
chungsbehorde bei der Erfilllung ihrer Aufgaben zu unterstiitzen. Nur die EFTA-Staaten kénnen
die Anwendung der ,,de minimis*“-Bestimmung tiberwachen und gewahrleisten, daf8 sie sich auf
Beihilfen beschrinken, deren Hohe nach Ansicht der EFTA-Uberwachungsbehorde keine spiirba-
ren Auswirkungen auf Handel und Wettbewerb hat. Die EFTA-Staaten werden daher aufgrund
von Artikel 3 des EWR-Abkommens aufgefordert, der EFTA-Uberwachungsbehorde mitzuteilen,
welche Vorkehrungen sie fiir eine den obengenannten Regeln entsprechende Uberwachung
getroffen haben.

12.4. Berechnung des Subventionsdquivalents eines zinsgiinstigen Darlebens

(1) Im folgenden wird anhand eines Beispiels erliutert, wie das Subventionsiquivalent eines zinsgiin-
stigen Darlehens zu berechnen ist.

(2) Die offentliche Hand verpflichtet sich, fir ein Darlehen von 500 000 ECU mit einer Laufzeit von
10 Jahren einen ZinszuschufS zu zahlen, um dem Darlehensnehmer einen festen Zinssatz von 6 %
zu garantieren. Der von der Kommission akzeptierte Referenzzinssatz fiir das betreffende Land
betrigt in dem Jahr 8 %. Bei der Berechnung des Subventionsiquivalents des Zinszuschusses fiir
die Laufzeit des Darlehens wird angenommen, daf der Referenzzinssatz in dem gegebenen
Zeitraum konstant bleibt. Das Subventionsidquivalent des Zuschusses hiangt davon ab, ob eine
tilgungsfreie Zeit gewahrt wird:

12.4.1.  Darlehen ohne tilgungsfreic Zeit

(1) Das Darlehen wird ab dem ersten Jahr in gleichmifSigen Teilbetrigen getilgt. Das Subventions-
iquivalent des Zinszuschusses errechnet sich fiirr das erste Jahr aus dem Kapitalbetrag multipli-
ziert mit dem prozentual ausgedriickten Zinszuschuf, dividiert durch den Referenzzinssatz,

d. h.
1. 500000 ECU x 0,02/1,08 = 9 259 ECU.

Der Zuschufl fiir das zweite bis zehnte Jahr wird entsprechend, jedoch anhand eines Abzinsungs-
faktors berechnet, d. h.

2. 450000 ECU x 0,02/(1,08)*> = 7716 ECU

150 000 ECU x 0,02/(1,08)® = 1621 ECU
100 000 ECU x 0,02/(1,08)° = 1000 ECU
50 000 ECU x 0,02/(1,08)!° = 463 ECU.

3. 400 000 ECU x 0,02/(1,08)° = 6 351 ECU
4. 350000 ECU x 0,02/(1,08)* = § 145 ECU
5. 300000 ECU x 0,02/(1,08)° = 4 083 ECU
6. 250000 ECU x 0,02/(1,08)* = 3151 ECU
7. 200 000 ECU x 0,02/(1,08) = 2 334 ECU
8
9
0

10.

(2) Das Gesamt-Subventionsiquivalent entspricht der Summe der fiir die einzelnen Jahre ermittelten
Zuschiisse, d. h. 41 123 ECU.

12.4.2.  Darlehen mit tilgungsfreier Zeit

(1) In den ersten beiden Jahren erfolgt keine Tilgung.
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(2) Das Darlehen wird ab dem dritten Jahr in gleichmifigen Teilbetrigen von 62 500 ECU getilgt.
Das Subventionsidquivalent des Zinszuschusses fiir die einzelnen Jahre betrigt:

1. 500000 ECU x 0,02/(1,08) = 9259 ECU
2. 500 000 ECU x 0,02/(1,08)> = 8 573 ECU
3. 500000 ECU x 0,02/(1,08)° = 7938 ECU
4. 437 500 ECU x 0,02/(1,08)* = 6432 ECU
5. 375000 ECU x 0,02/(1,08)° = 5 104 ECU
6. 312 500 ECU x 0,02/(1,08) = 3939 ECU
7. 250 000 ECU x 0,02/(1,08) = 2917 ECU
8. 187 500 ECU x 0,02/(1,08)® = 2026 ECU
9. 125000 ECU x 0,02/(1,08)° = 1251 ECU

10. 62 500 ECU x 0,02/(1,08)"° = 579 ECU

(3) In diesem Fall betragt das Subventionsiquivalent insgesamt 48 018 ECU.

13. VORSCHRIFTEN FUR DIE KUMULIERUNG VON BEIHILFEN UNTERSCHIEDLICHER
ZIELSETZUNG (')

13.1. Notifizierung wichtiger Kumulierungsfille

(1) Unter Kumulierung von Beihilfen wird die Anwendung von mehr als einer Beihilferegelung auf
ein Investitionsvorhaben verstanden, d. h. alle fiir die Verwirklichung dieses Vorhabens erforder-
lichen Anlageinvestitionen (ob sie am gleichen Ort getatigt werden oder nicht).

(2) Um die EFTA-Uberwachungsbehérde in die Lage zu versetzen, die kumulierte Intensitit von
Beihilfen zu iiberwachen, die im Rahmen unterschiedlicher Regelungen fiir ein bestimmtes
Investitionsvorhaben gewihrt werden, und ihre Auswirkungen auf den Wettbewerb und den
Handel zwischen den Vertragsparteien zu beurteilen, unterrichten die EFTA-Staaten die EFTA-
Uberwachungsbehorde im voraus von allen bedeutsamen Kumulierungsfillen, d. h. von allen
Investitionsvorhaben iiber 12 Millionen ECU bzw. von Vorhaben, deren kumulierte Beihilfeinten-
sitat ein Nettosubventionsdquivalent von 25 % tiberschreitet.

13.2.  Ausnahmen

(1) Ausnahmen von dieser Regelung sind in den folgenden Fillen zulassig:

— Der Umfang des Investitionsvorhabens betrigt unabhingig von der Intensitit der Beihilfe
nicht mehr als 3 Millionen ECU.

— Die kumulierte Intenstitit der Beihilfen betrdgt unabhingig von der Hohe der Investitionen
nicht mehr als 10 % Nettosubventionsaquivalent.

— Die Intensitit aller fiir ein bestimmtes Investitionsvorhaben gewihrten Beihilfen liegt unter-
halb der Hochstgrenze fiir die Beihilferegelungen, in deren Rahmen das Vorhaben gefordert
wird. Die Hochstgrenze ist der von der EFTA-Uberwachungsbehérde im vorliegenden
Leitfaden oder in der betreffenden Einzelfallentscheidung festgelegte bzw. genehmigte Hochst-
wert.

(2) Diese Ausnahme beriihrt nicht die Verpflichtung der EFTA-Staaten, die fiir jede einzelne
Beihilferegelung geltenden Hochstgrenzen zu beachten.

3) Die EFTA-Uberwachungsbehérde kann die vorstehend aufgefithrten Ausnahmen wieder aufheben,
sobald sie Wettbewerbsverzerrungen feststellt.

13.3. Betroffene Beibilfen

(1) Bei der Berechnung der vorstehend festgelegten Notifizierungsschwellen ist simtlichen Beihilfen
fiir Anlageinvestitionen gleich welcher Form (z. B. Kapitalzuschiisse, Zinszuschiisse, steuerliche
Vergiinstigungen, Befreiung von den Soziallasten) Rechnung zu tragen.

(2) Dies gilt vor allem fiir folgende Arten von Beihilferegelungen:

-— Regionalbeihilfen,

(') Dieses Kapitel entspricht der Mitteilung der Kommission iiber die Kumulierung von Beihilfen unterschiedlicher
Zielsetzung (ABl. Nr. C 3 vom 5. 1. 1985, S. 2; siche Nummer 34 des Anhangs XV zum EWR-Abkommen).
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- sektorale Beihilfen,
— Beihilfen an kleine und mittlere Unternehmen,
— Beihilfen fiir Forschung, Entwicklung und Innovation,

— Beihilfen fir Energiecinsparung und Umweltschutz.

(3) Investitionsbeihilfen und ergianzende Beihilfen fiir die Ausbildung von Personal, die durch die
Investitionen begriindet und deshalb unmittelbar mit ihnen verbunden sind, diirfen bei der
Beurteilung der Beihilfeintensitit nicht getrennt voneinander gewichtet werden. Solche Ausbil-
dungsbeihilfen sind daher bei der Berechnung der obengenanten Notifizierungsschwellen ebenfalls
zu beriicksichtigen.

(4) Damit die EFTA-Uberwachungsbehorde einen genauen Uberblick iiber den vollstindigen Sachver-
halt der notifizierten Fille von Beihilfenkumulierung erhilt, sind ihr dariiber hinaus alle
Rettungsbeihilfen fiir gefihrdete Unternehmen, Beihilfen zur Schaffung von Arbeitsplitzen oder
Marketingbeihilfen — auch wenn diese Beihilfearten bei der Errechnung der Notifizierungs-
schwellen unberiicksichtigt bleiben — sowie alle sonstigen finanziellen Interventionen des Staates
oder anderer offentlicher Stellen mitzuteilen, sobald die staatlichen Interventionen als Beihilfen
einzustufen sind bzw. die Vermutung besteht, dafl es sich dabei um Beihilfen handelt.

(5) Die EFTA-Uberwachungsbehdrde wird ferner von den vorstehend genannten Beihilfearten unter-
richtet, soweit sie nicht unmittelbar mit dem angemeldeten Investitionsvorhaben zusammenhan-
gen.

13.4. Besondere Vorschriften

(1) Die Kumulierungsvorschriften gelten unbeschadet der unter Punkt 26.4 Absatz 4 aufgefihrten
Vorschriften tiber Regionalbeihilfen und der Verpflichtung der EFTA-Staaten, Beihilfevorhaben
gemif den von der EFTA-Uberwachungsbehorde in ihren Entscheidungen iiber einzelne regionale
oder sektorale Beihilferegelungen festgelegten oder noch festzulegenden Bestimmungen zu notifi-

zieren,
14. BEIHILFEN FUR FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG (')
(1) Die Bestimungen des EWR-Abkommens iiber staatliche Beihilfen sind konstruktiv anzuweden,

damit die Zusammenarbeit, die zur Verbreitung neuer Technologien beitrdgt, gefordert wird. Bei
der Uberwachung staatlicher Beihilfen ist zu beriicksichtigen, daff die Ressourcen in Wirtschafts-
zweige geleitet werden miissen, die die Wettbewerbsfahigkeit stiarken helfen.

14.1. Definition der Forschungs- und Entwicklungsstufen und Anwendbarkeit des Artikels 61 des
EWR-Abkommens auf FuE-Beibilfen

(1) Die im folgenden aufgefiihrten Grundsitze betreffen FuE-Beihilfen, die unmittelbar fiir die spitere
Einfithrung und Vermarktung neuer Erzeugnisse, Verfahren und Dienstleistungen geplant werden
und damit zusammenhingen, soweit sie die Voraussetzungen nach Artikel 61 Absatz 1 des
EWR-Abkommens erfiillen.

(2) Nach Ansicht der EFTA-Uberwachungsbehorde kann zwischen den nachstehend beschriebenen
FuE-Titigkeiten unterschieden werden. Die als Hinweise und nicht als zwingende Vorschriften
gedachten Definitionen sollen den EFTA-Staaten bei der Abfassung ihrer Notifizierungen helfen.

— Unter Grundlagenforschung versteht dic EFTA-Ubcrwachungsbehorde eine Erweiterung der
allgemeinen wissenschaftlichen und technischen Kenntnisse, die nicht auf industrielle oder
kommerzielle Ziele ausgerichtet ist.

— Industrielle Grundlagenforschung wird als eigenstidndige theoretische oder experimentelle
Arbeit definiert, deren Ziel es ist, ein neues oder besseres” Verstindnis der Gesetze von
Wissenschaft und Technik einschlieflich ihrer Anwendung auf einen Industriesektor oder die
Titigkeiten eines bestimmten Unternehmens zu gewinnen.

— Angewandte Forschung und Entwicklung: Nach Auffassung der EFTA-Uberwachungsbehorde
umfaflt angewandte Forschung Forschungs- oder Experimentarbeiten auf der Basis der
Ergebnisse der industriellen Grundlagenforschung mit dem Zweck, neue Erkenntnisse zu
gewinnen, um die Erreichung spezifischer praktischer Ziele wie die Kreation neuer Produkte,
Produktionsverfahren oder Dienstleistungen zu erleichtern. Normalerweise 1afit sich sagen,

(") Dieses Kapitel entspricht dem Gemeinschaftsrahmen fiir staatliche FuE-Beihilfen (ABl. Nr. C 83 vom 11. 4. 1986, S. 2)
und dem Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten SG (90) D/01620 vom 5. Februar 1990 (siche Nummern 30
und 31 des Anhangs XV zum EWR-Abkommen).
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14.2.

(1)

14.3.

()

daf sie mit der Kreation eines ersten Prototyps endet. Entwicklung umfaffit demnach Arbeiten
auf der Grundlage der angewandten Forschung mit dem Ziel der Einfilhrung neuer oder
wesentlich verbesserter Produkte, Produktionsverfahren oder Dienstleistungen bis hin zu —
aber nicht einschlieflich — der industriellen Anwendung und kommerziellen Nutzung. Zu
dieser Stufe gehoren normalerweise Pilot- und Demonstrationsvorhaben sowie die weiter
erforderliche Entwicklungsarbeit, die schliefSlich in einem Bundel von Informationen miindet,
die die Aufnahme der Produktion gestatten.

Die EFTA-Uberwachungsbehérde wird diese fiir die Praxis bestimmten Definitionen als Indikato-
ren fir die Marktndhe der betreffenden Titigkeit benutzen und sie infolgedessen zu den
vorgeschlagenen Beihilfeintensitdten in Beziehung setzen, wenn sie die von den EFTA-Staaten
notifizierten Beihilfevorhaben prift. Angesichts der Vielschichtigkeit, die eine Definition der
FuE-Titigkeiten beinhaltet, wird sie allerdings die von den EFTA-Staaten in ihren Vorschligen
festgelegten Begriffs- und Zweckbestimmungen heranziehen, um die betreffenden Maffnahmen
hinsichtlich ihrer Marktnihe genau einzuordnen. Von der EFTA-Uberwachungsbehorde wird
weder verlangt noch erstrebt, daff im voraus festgelegte Kategorien oder Definitionen von
FuE-Titigkeiten strikt eingehalten werden.

Staatliche Beihilfen fiir Grundlagenforschung, die in der Regel nicht im Marktbereich der
Wirtschaft durchgefihrt wird, stellen keine Beihilfen im Sinne des Artikels 61 Absatz 1 des
EWR-Abkommens dar. -

Jedoch kann die EFTA-Uberwachungsbehorde in Ausnahmefillen, in denen diese Art der
Forschung innerhalb oder zugunsten einzelner Unternehmen durchgefithrt wird, nicht ausschlie-
Ben, dafl entsprechende Beihilfen unter Umstinden von Artikel 61 Absatz 1 des EWR-
Abkommens erfafit werden.

Beihilfen fiir FuE-Tatigkeiten zu Hochschul- oder Forschungseinrichtungen fallen nicht unter
Artikel 61 des EWR-Abkommens, sofern sie nicht auf Vertragsbasis oder in Zusammenarbeit mit
dem privaten Sektor ausgefithrt werden.

Staatliche FuE-Beihilfen werden von der EFTA-Uberwachungsbehérde bei der Priifung einzelner
Regelungen nach Artikel 61 EWR-Abkommen wohlwollend beurteilt. Rechtfertigen lafit sich
diese befiirwortende Haltung durch eine Reihe von Faktoren wie die mit solchen Beihilfen
verfolgten Ziele, die oftmals betrichtlichen Mittelerfordernisse fiir Forschung und Entwicklung,
die damit verbundenen Risiken und in Anbetracht der Marktferne dieser Vorhaben die geringe
Wahrscheinlichkeit einer Verfilschung des Wettbewerbs oder Beeintrachtigung des Handels
zwischen den Vertragsparteien des EWR-Abkommens.

Beurteilung von FuE-Beibilfen nach Artikel 61 des EWR-Abkommens

Sofern Beihilfen, die Unternehmen fiir FuE-Téatigkeiten gewdhrt werden, unter Artikel 61
Absatz 1 des EWR-Abkommens fallen und somit der Priifung durch die EFTA-Uberwachungsbe-
horde unterliegen, konnen sie im Rahmen einer der in Artikel 63 Absatz 3 des EWR-Abkommens
festgelegten Ausnahmebestimmungen als mit dem Funktionieren des EWR-Abkommens vereinbar
angesehen werden.

Beihilfen, deren Priifung durch die EFTA-Uberwachungsbehérde ergibt, daf sie der Férderung
eines wichtigen Vorhabens von gemeinsamem europdischen Interesse dienen, konnen fiir die in
Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe b) des EWR-Abkommens vorgesehene Ausnahme in Betracht
kommen. Die EFTA-Uberwachungsbehorde kann derartige Beihilfen ausschlieSlich auf dieser
Grundlage als mit dem Funktionieren des EWR-Abkommens vereinbar ansehen.

Auf alle anderen Beihilfen, die unter Artikel 61 Absatz 1 fallen, jedoch nicht fiir die Ausnahme
nach Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe b) in Betracht kommen, kann die in Artikel 61 Absatz 3
Buchstabe ¢) des EWR-Abkommens genannte zur Anwendung gelangen. In diesen Fillen hat die
EFTA-Uberwachungsbehérde neben der Priifung der Frage, ob die betreffende Beihilfe die
Entwicklung bestimmter Wirtschaftstitigkeiten oder bestimmter Gebiete férdert, auch zu beurtei-
len, ob sie geeignet ist, den Handel innerhalb des raumlichen Geltungsbereichs des EWR-
Abkommens zu beeintrichtigen und ob diese Beeintrichtigung dem Funktionieren des EWR-
Abkommens entgegensteht.

Zusdtzliche Notifizierungsanforderungen

Die EFTA-Uberwachungsbehérde mochte bei der Anwendung von Beihilferegelungen das grofit-
mogliche Maf an Transparenz erreichen. Diese bedeutet, daff die mit den Beihilfen verfolgten
Ziele, die Begunstigten usw. ausdricklich genannt werden miissen. Alle Arten von Kosten, die
durch die Beihilfen verringert werden sollen, sind im einzelnen so genau anzugeben, daf§ ihre
Intensitdt im Verhaltnis zu diesen Kosten berechnet werden kann.

In Anbetracht der wesentlichen Bedeutung und der Rolle groflerer Unternehmen fiir den
Wettbewerb im rdumlichen Geltungsbereich des EWR-Abkommens und fiir den Handel zwischen
den Vertragsparteien notifizieren die EFTA-Staaten der EFTA-Uberwachungsbehorde gemifl
Artikel 1 Absatz 3 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen alle Fille von im Rahmen

3.9.94
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bestehender Beihilferegelungen gewihrten Einzelbeihilfen zugunsten von Unternehmen, die
gemeinsam mit einem Hochschulinstitut oder einer anderen staatlichen Einrichtung an einem
FuE-Vorhaben oder -Programm arbeiten, dessen Gesamtkosten 20 Millionen ECU uberschreiten.
Wird ein gefordertes FuE-Vorhaben oder -Programm ausschlieflich von einem oder mehreren
Unternehmen des Marktbereichs durchgefiithrt, kann in der betreffenden Entscheidung zur
Genehmigung solcher Beihilferegelungen eine niedrigere Schwelle festgelegt werden.

3) Im Fall von EUREKA ist diese Einzelnotifizierung lediglich dann erforderlich, wenn die Beihilfen
Unternehmen gewihrt werden, die an Vorhaben teilnehmen, deren Kosten sich auf mehr als 30
Millionen ECU belaufen, sofern der betreffende EFTA-Staat mit mindestens 4 Millionen ECU an
dem Vorhaben beteiligt ist. Die 30 Millionen ECU-Schwelle fiir einzeln zu notifizierende
Beihilfefalle bezieht sich auf die Gesamtkosten des Vorhabens einschlielich der Beitrige
samtlicher Teilnehmer mit Ausnahme des Beihilfeempfingers. Dies gilt nur fiir die Gewihrung
von Einzelbeihilfen im Rahmen bestehender FuE-Beihilferegelungen. Alle anderen Beihilfen sind
unabhingig von ihrer Hohe nach Artikel 1 Absatz 3 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkom-
men zu notifizieren.

4) Anhang | des Leitfadens enthilt eine Checkliste der zur Notifizierung staatlicher Beihilfen
erforderlichen Angaben. In Abschnitt 1 des Anhangs I sind die bei FuE-Beihilfen zusitzlich zu
machenden Angaben aufgefiihrt.

14.4. Intensitit von Beibilfen

(1) Bei ihrer Beurteilung der Anwgndbz;rkeit von Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe ¢) des EWR-
Abkommens verfihrt die EFTA-Uberwachungsbehorde hinsichtlich der Intensitit von Bethilfevor-
haben gemafl den nachstehend dargelegten Grundsitzen.

(2) Die zulissige Beihilfeintenstitit wird von der EFTA-Uberwachungsbehérde von Fall zu Fall
bemessen. .Dabei werden die Art des Vorhabens oder Programms, die damit verbundenen
technischen und finanziellen Risiken, gesamtpolitsche Uberlegungen zur Wettbewerbsfihigkeit der
europiischen Industrie sowie mogliche Wettbewerbsverzerrungen und ihre Auswirkungen auf den
Handel zwischen den Vertragsparteicn des EWR-Abkommens beriicksichtigt.

(3) Aufgrund einer allgemeinen Bewertung dieser Risiken ist die EFTA-Uberwachungsbehérde zu der
Ansicht gelangt, daff die industrielle Grundlagenforschung fiir héhere Beihilfeniveaus in Betracht
kommen kann als die angewandte Forschung und Entwicklung, in der die Tatigkeiten mit der
Einfiihrung von FuE-Ergebnissen auf dem Markt enger verbunden sind und es im Fall einer
Forderung eher zu Wettbewerbs- und Handelsverzerrungen kommen kénnte.

4) Unter Beriicksichtigung dieser Faktoren und weil sichcrgestellt sein mufS, daff das betreffende
Vorhaben zu einem betrichtlichen Teil aus eigenen Mitteln des Unternehmens finanziert wird,
vertritt die EFTA-Uberwachungsbehorde die Auffassung, daf das Beihilfeniveau fiir industrielle
Grundlagenforschung 50 % der Bruttokosten eines Vorhabens oder Programms nicht iiberschrei-
ten sollte. Mit zunehmender Marktnihe der geforderten Titigkeit, d. h.; je mehr diese sich auf die
Bereiche der angewandten Forschung und Entwicklung erstreckt, wird die EFTA-Uberwachungs-
behorde bei der Priifung und Bewertung einzelstaatlicher Vorhaben grundsatzlich fortschreitend
niedrigere Beihilfeniveaus in Aussicht nehmen. Sie verldft sich darauf, daf der betreffende
EFTA-Staat die Art der geforderten FuE-Tatigkeiten genau angibt und diese Vorschlige unter
vollem Einsatz seiner eigenen Sachverstindigen priift.

(5) Bei Vorhaben, die anerkanntermaflen von besonderer wirtschaftlicher Bedeutung sind, die an
mafigebliche, die Teilnahme von EFTA-Staaten einschliefende Vorhaben oder Programme der
Europidischen Gemeinschaft gekniipft sind, die in den am starksten benachteiligten Gebieten des
raumlichen Geltungsbereichs des EWR-Abkommens oder in Verbindung mit bestimmten Soziallei-
stungen durchgefithrt werden bzw. mit einem sehr hohen spezifischen Risiko verbunden sind,
erwigt die EFTA-Uberwachungsbehirde hohere Beihilfeniveaus. Ebenso wird einc moglichst
breite Streuung der Forschungs- und Entwicklungsergebnisse beriicksichtigt. Ferner kann ein
besonderer Zuschlag der Beihilfen eingerdaumt werden, die unmittelbar fiir kleine und mittlere
Unternehmen bestimmt sind; in diesem Fall ctwa konnen Beihilfen zuldssig sein, deren Niveau 10
Prozentpunkte iiber dem Niveau in anderen Fillen liegt. Jedoch sollte der Gesamtwert der Beihilfe
den Eigenbeitrag des beguinstigten Unternchmens keinesfalls in einem Mafle iiberschreiten, daf§
das Interesse des Unternehmens an dem betreffenden Vorhaben abnimmt.

14.5. ©  Bei der Berechnung der Beibilfeintensitit zugrunde zu legende beihilfefibige FuE-Ausgaben

1 Folgende Kosten gelten bei der Berechnung der Beihilfeintensitit von FuE-Tatigkeiten als
beihilfefahig:

— Personalkosten (Forscher, Techniker, Hilfskrifte), berechnet als Teil des fiir die Durchfiihrung
des Vorhabens erforderlichen Gesamtbetrags;
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— sonstige Betriebskosten, auf gleiche Weise berechnet (Materialkosten, Ausstattung usw.);

— Instrumente und Ausriistung, Grundstiicke und Gebiude. Diese Kosten kénnen nur insoweit
in Betracht gezogen werden, als die betreffenden Vermogenswerte ausschlieflich der For-
“schung und Entwicklung dicnen. Gegebenenfalls sind die Kosten zwischen diesen und anderen
Vorhaben oder Titigkeiten, fiir die die betreffenden Vermogenswerte genutzt werden,
aufzuschliisseln;

— Beratungs- und dhnliche Dienste, einschlieSlich kauflich erworbener Forschungskenntnisse,
Patente usw.;

— zusitzliche Gemeinkosten, die unmittelbar als Ergebnis des FuE-Vorhabens oder des geférder-
ten Programms entstehen.

Durchfiihrung

Zur Durchfiihrung dieser Vorschriften erstellt die EFTA-Uberwachungsbehérde ein vollstindiges
Verzeichnis der in den einzelnen EFTA-Staaten existierenden FuE-Beihilfen. Sie fithrt dazu die fir
die Einholung der cinschligigen Informationen notwendigen bilateralen Gespriche und priift die
Beihilferegelungen in Zusammenarbeit mit dem betreffenden EFTA-Staat. Erforderlichenfalls
schlagt sie geeignete Mallnahmen fiir die Losung der im Zusammenhang mit bestehenden
Beihilfen unter Umstinden auftretenden Probleme hinsichtlich der Durchfithrung dieser Bestim-
mungen vor. Das vollstindige Verzeichnis kann, falls dies gewiinscht wird, Gegenstand einer
multilateralen Zusammenkunft zwischen der EFTA-Uberwachungsbehérde und den EFTA-Staaten
sein.

FuE-Beihilfevorhaben mussen zur Erreichung der in Artikel 61 Absatz 3 des EWR-Abkommens
festgelegten Ziele beitragen und die Forderung zusitzlicher Anstrengungen iiber die von den
Unternehmen in ihren Tagesgeschiften ohnehin durchgefiithrten Titigkeiten hinaus nach sich
ziehen bzw. auf aufergewohnliche Erfordernisse eingehen, fur welche die cigenen Mittel der
Unternehmen nicht ausreichen. Zicl der Beihilfen sollte sein, Anreiz zu bieten und spezifische
Risiken und Kosten auszugleichen. In Fillen, in denen dieser Anreizeffekt nicht klar genug zum
Ausdruck kommt oder die Forschungs- und Entwicklungstitigkeit zu eng mit der Produktion
bzw. der Vermarktung verkniipft ist, kommt die im allgemeinen positive Einstellung der
EFTA-Uberwachungsbehorde gegeniiber FuE-Beihilfen nicht notwendigerweise zum Tragen. Der-
artigen Beihilfen wird besondere Aufmerksamkeit gewidmet, um sicherzustellen, daff sie nicht
ciner Betriebsbeihilfe gleichkommen.

Die EFTA-Uberwachungsbehérde wendet die vorstehenden Grundsitze auch auf Unternechmen
des staatlichen Sektors an, wobei sie die ihr zur Verfiigung stehenden politischen Instrumente in
vollem Umfang einsetzt.

BEIHILFEN FUR DEN UMWELTSCHUTZ (')
Einfiibrung

Die Artikel 73 bis 75 des EWR-Abkommens verlethen den Vertragsparteicn ausdriicklich
Befugnisse im Umweltschutzbereich. Die darin enthaltenen Bestimmungen bestitigen nicht nur
das Verursacherprinzip, sondern fordern dariiber hinaus die Einbindung der Umweltschutzerfor-
dernisse in die anderen Politiken der Vertragsparteien und bestitigen die Notwendigkeit vorbeu-
gender Maffnahmen. Das Thema der Integration des Umweltschutzes in dic iibrigen Politikfelder
wird im Rahmen des Konzepts eciner ,dauerhaften und umweltgerechten Entwicklung® im
Finften Umweltschutzprogramm der Europdischen Gemeinschaft (*) erneut aufgegriffen. Dieses
Programm geht von der Feststellung aus, daf§ die Einbeziehung des Umweltschutzes in andere
Berciche der Politk in den Fillen, in denen sie sich auf das herkommliche Konzept, nimlich fast
ausschlieflich auf Rechtsvorschriften und insbesondere auf Normen stiitzte, nicht ausreichend
war. Es empfichlt daher zusatzliche politische Aktionsmittel. Verschiedene Instrumente (Rechts-
vorschriften, freiwillige und wirtschaftspolitische Mafinahmen) oder die Verbindung verschiede-
ner Instrumente diirften der beste Weg sein, um in einer bestimmten Situation unter Beriicksich-
tigung des rechtlichen, technischen, wirtschaftlichen und sozialen Kontexts die gewiinschten
Umweltziele zu verwirklichen. Sowohl positive finanzielle Anreize, d. h. Zuschiisse, als auch
Abschreckungsmafinahmen — insbesondere Steuern und Abgaben — sind hier am Platz.

Bei der Anwendung der Bestimmungen des EWR-Abkommens iiber staatliche Beihilfen muf§ der
Bedeutung wirtschaftspolitischer Instrumente in der Umweltpolitik Rechnung getragen werden.
Das bedeutet, dal in diesem Bereich ein breiteres Spektrum an finanziellen Mafinahmen in
Erwagung zu ziehen ist. Auerdem miissen die Uberwachung der Beihilfen und die Umweltpolitik
einander bei der Gewibhrleistung einer strengeren Anwendung des Verursacherprinzips erginzen.

() Dieses Kapitel entspricht dem Gemeinschaftsrahmen fiir staaltiche Umweltschutzhilfen (noch niche verdffentlicht).
(3) KOM(92) 23 endg., Band 1l vom 27. Mirz 1992 und EntschlieBung des Rates vom 1. Februar 1993,
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(3) Subventionen konnen eine Ausweichlosung in Situationen darstellen, in denen das Verursacher-
prinzip — nach dem alle Umweltkosten internalisiert, d. h. in die Produktionskosten des
Unternehmens einzubeziehen sind — noch nicht uneingeschrankt angewandt wird. Sie kénnen
aber insbesondere in den die Umwelt am stirksten belastenden Wirtschaftszweigen den Wettbe-
werb verfilschen, Handelshemmnisse errichten und das Funktionieren des EWR-Abkokmmens
gefdhrden. Die Unternehmen aller EWR-Staaten miissen investieren, um ihre Produktionsanlagen
und -verfahren an die Umweltschutzauflagen anzupassen und so schrittweise die externen
Umweltschutzkosten zu internalisieren. Staatliche Beihilfen konnen einzelnen Unternehmen Vor-
teile gegeniiber Wettbewerbern in anderen EWR-Staaten verschaffen, die die gleichen Umweltauf-
lagen einhalten miissen, aber keine Beihilfen erhalten.

15.2. Wichtigste Beibilfearten im Bereich des Umweltschutzes
(1) Im folgenden werden die wichtigsten Umweltschutzbeihilfen beschrieben, die der EG-Kommission

im Laufe der letzten Jahre notifiziert wurden. Die verschiedenen Beihilfearten werden drei grofsen
Kategorien zugeordnet: Investitionsbeihilfen, horizontale Begleitmanahmen und Betriebsbei-

hilfen.

15.2.1.  Investitionsbeihilfen — gegebenenfalls in Verbindung mit Rechtsvorschriften oder freiwilligen
Vereinbarungen

(1) In vielen Umweltbereichen miissen die Unternehmen bestimmte gesetzlich vorgeschriebene Nor-

men beachten. Rechtsverbindliche Normen konnen sich aus der Umsetzung eines internationalen
Ubreinkommens bzw. ciner EWR-Rechtsvorschrift in nationales Recht ergehen oder ausschlief3-
lich aufgrund nationaler, regionaler oder lokaler Zielsetzungen festgelegt werden. In allen Fillen
stellt die gesetzliche Verpflichtung das gemeinsame Merkmal dar.

(2) Um jedoch insbesondere in industriellen Ballungsgebieten eine ausreichende Umweltqualitdt zu
erzielen oder wiederherzustellen, mufl das Schutzniveau schrittweise erhoht und die Wirtschaft
dazu angeregt werden, iiber die gesetzlichen Vorschriften hinaus titig zu werden.

(3) Investitionsanreize in diesem Bereich sollen letztlich darauf abzielen, eine schrittweise Anhebung
der Umweltqualitit zu erleichtern. In der Europiischen Gemeinschaft fiel die Investitionsforde-
rung in der Regel unter eine der folgenden Kategorien:

— Beihilfen im Rahmen von Programmen, die bestehenden Unternehmen die Anpassung ihrer
Anlagen an neue Normen erleichtern oder sie ermutigen sollen, diese Anpassung zu beschleu-
nigen (befristete Beihilfen zur beschleunigten Anwendung neuer Normen);

— Beihilfen zur Férderung von Bemiihungen, die verbindlichen Normen durch Investitionen zu
tibertreffen, mit denen die Emissionen deutlich unter die in bestehenden oder noch festzule-
genden Normen vorgeschriebenen Werte gesenkt werden;

— Beihilfen, die — in Ermangelung verbindlicher Normen — auf Vereinbarungen beruhen, in
deren Rahmen Unternehmen wesentliche Mafinahmen zur Bekidmpfung der Umweltver-
schmutzung ergreifen, ohne dafl sie gesetzlich dazu verpflichtet sind bzw. bevor sie vom
Gesetzgeber dazu verpflichtet werden;

— Investitionsbeihilfen in Bereichen, in denen Umweltschutzmaffnahmen Prioritit haben, die
jedoch eher der Allgemeinheit als dem einzelnen Investor zugute kommen und die deshalb
gemeinsam durchgefithrt werden. Dies kann z. B. bei der Abfallbehandlung und -wiederver-
wertung der Fall sein;

— Beihilfen zur Beseitigung fritherer Umweltschiden, zu deren Behebung die Unternehmen
gesetzlich nicht verpflichtet sind.

15.2.2.  Beihilfen fiir horizontale Begleitmafinahmen

(1 Horizontale Begleitmafinahmen dicnen der Forderung der Suche nach umweltgerechten Losungen
und der Verbreitung von Informationen iber solche Losungen, damit diese in grofferem Mafstab
angewandt werden. Dabei geht es u. a. um breitgeficherte Aktivititen in folgenden Bereichen:

— Forschung und Entwicklung von weniger umweltbelastenden Technologien;

— technische Information, Beratung und Ausbildung in den neuen Umwelttechnologien und
-praktiken;

— Umweltaudits in den Unternehmen;

— Informationsverbreitung und Bewuf8tseinsschulung der Allgemeinheit fir Umweltprobleme,
allgemeine Forderung okologischer Qualitdtskennzeichen sowie umweltfreundlicher Produkte
usw.
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15.2.3.  Betriebsbeihilfen in Form von Zuschiissen, Befreiungen von Umweltsteuern oder -abgaben sowie
Beihilfen fiir den Kauf umweltfreundlicher Produkte

(1) Trotz der Fortschritte bei der Verringerung der Verschmutzung und Einfithrung von umweltscho-
nenderen Techniken gibt es viele Titigkeiten, die Umweltschiden verursachen, deren Kosten
jedoch nicht in die Produktionskosten und Produktpreise einfliefen. Die tkologischen Vorteile
der weniger umweltbelastenden Erzeugnisse spiegeln sich dagegen in der Regel nicht uneinge-
schriankt in niedrigeren Preisen fiir den Verbraucher wider. Dennoch wird ein klarer Trend zur
Internalisierung einiger dieser externen Kosten und Nutzen durch a) die Erhebung von Steuern
oder Abgaben fiir dem Umweltschutz dienende Leistungen und b) Subventionen deutlich.

(2) Mit der Einfihrung von Umweltschutzsteuern und -abgaben konnen staatliche Beihilfen einherge-
hen, weil manche Unternehmen méglicherweise nicht in der Lage sind, die zusitzliche finanzielle
Belastung sofort auf sich zu nehmen, und deswegen voriibergehend der Unterstiitzung bediirfen.
Betriebsbeihilfen stellen eine derartige Unterstitzung dar. Sie kénnen folgende Form annehmen:

— Befreiing von Umweltschutzsteuern in einigen Staaten, um zu verhindern, daf§ deren Unter-
nehmen gegeniiber Konkurrenten in Lindern, in denen solche umweltschutzpolitischen
Maflnahmen nicht bestehen, benachteiligt werden;

— Zuschiisse zur volligen oder teilweisen Deckung der Betriebskosten fiir Einrichtungen der
Abfallentsorgung oder -wiederverwertung, der Abwasserreinigung oder fiir dhnliche Einrich-
tungen, die von halboffentlichen Unternehmen betrieben werden kénnen und deren Benutzer
fir die Dienstleistung zahlen miissen. Kostenbezogene Abgaben fiir Umweltschutzleistungen
stehen im Einklang mit dem Verursacherprinzip. Es kann sich jedoch als notwendig erweisen,
die vollstindige Uberwilzung der Kosten hinauszuzogern oder einige Benutzer auf Kosten
anderer zu subventionieren, und zwar insbesondere in der Phase des Ubergangs von
herkommlichen Entsorgungsverfahren zu neuen Wiederverwertungs- oder Aufbereitungsme-
thoden. Der Staat kann ebenfalls einen Teil der Investitionskosten fur derartige Anlagen
ubernehmen.

(3) Zuschiisse, die den Nutzen bestimmter Technologien fir die Umwelt widerspiegeln, sind:

— Zuschiisse oder Quersubventionierungen zur Deckung der zusitzlichen Produktionskosten fiir
erneuerbare Energien und

— Beihilfen, die Verbrauchern und Unternehmen einen Anreiz bieten sollen, umweltfreundliche
Produkte (') anstelle kostengiinstigerer herkémmlicher Erzeugnisse zu erwerben.

15.3. Ziel und Geltungsbereich der Vorschriften tiber Umweltschutzbeihilfen

(1) Die in diesem Kapitel festgelegten Vorschriften zielen angesichts der in der Umweltpolitik weit
verbreiteten Gewihrung von staatlichen Beihilfen auf die Schaffung eines Gleichgewichts
zwischen wettbewerbs- und umweltpolitischen Erfordernissen ab. Umweltschutzbeihilfen sind in
der Regel nur dann gerechtfertigt, wenn die nachteiligen Auswirkungen auf den Wettbewerb
durch Vorteile fiir die Umwelt ausgeglichen werden. Die Vorschriften sollen gewihrleisten, daff
die EFTA-Uberwachungsbehorde die Bestimmungen des EWR-Abkommens iiber staatliche Beihil-
fen auf die vielfiltigen obengenannten Instrumente (Rechtsvorschriften, Abgaben und Zuschiisse,
Ausbildungs- und Informationsmafinahmen), auf die die EFTA-Staaten zum Schutz der Umwelt
zuriickgreifen kénnen, transparent und konsequent anwenden kann. Im folgenden Abschnitt
werden daher die Kriterien dargelegt, die die EFTA-Uberwachungsbehorde bei der Beurteilung
der Vereinbarkeit von Umweltschutzbeihilfen mit Artikel 61 des EWR-Abkommens anwenden
wird. Die EFTA-Staaten sollen damit keineswegs zur Gewdhrung staatlicher Beihilfen ermutigt
werden; doch wenn sie Beihilfen vergeben machten, sollen sie einen Anhaltspunkt haben, welche
Arten von Zuwendungen und bis zu welcher Héhe Beihilfen zulidssig sein kénnen.

(2) Die Vorschriften gelten fiir die Gewihrung von Beihilfen in allen vom EWR-Abkommen erfafiten
Sektoren einschlielich der Wirtschaftszweige, die sektorenspezifischen Vorschriften unterliegen
(gegenwirtig Kunstfasern, Kraftfahrzeuge, Stahl und Verkehr), sofern nichts anderes vorgesehen
ist.

(3) Im vorliegenden Kapitel wird dargelegt, wie die EFTA-Uberwachungsbehorde vorgeht, wenn sie
staatliche Beihilfen fiir die nachstehend genannten umweltschutzbezogenen Zweckbestimmungen
gemifd Artikel 61 des EWR-Abkommens priift:

— Investitionen,

(') Allgemeine Kriterien fiir umweltfreundliche Erzeugnisse sind der Verordnung (EWG) Nr. 880/92 des Rates vom
23. Mirz 1992 betreffend ein System zur Vergabe eines gemeinschaftlichen Umweltzeichens (ABL Nr. L 99 vom 11. 4.
1992, S. 1) zu entnehmen (diese Verordnung soll in einem Zusatzdokument zum EWR-Abkommen tibernommen
werden).
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— Titigkeiten in den Bereichen Information, Ausbidlung und Beratung,
— befristete Subventionierung der Betriebskosten in bestimmten Fillen und
— Erwerb oder Einsatz umweltfreundlicher Erzeugnisse.

Die Vorschriften gelten fir alle Formen der Beihilfegewahrung ().

(4) Beihilfen fiir die Einsparung von Energie werden nach diesen Vorschriften insoweit wie
Umweltschutzbeihilfen behandelt, als sie einen erheblichen Nutzen fiir die Umwelt anstreben und
auch mit sich bringen und zur Senkung der Kosten fiir den Investor unerlafSlich sind. Beihilfen fir
erneuerbare Energietrager unterliegen ebenfalls diesen Vorschriften, sofern es um Investitionsbei-
hilfen geht. Allerdings konnen in geeigneten Fillen héhere als die unter Punkt 15.4.1 genannten
Beihilfebetrige genehmigt werden. Betriebsbeihilfen fiir die Erzeugung erneuerbarer Energietriger
werden unter Beriicksichtigung des besonderen Sachverhalts beurteilt.

(5) Staatliche Beihilfen fiir Forschung und Entwicklung im Umweltbereich fallen unter die in
Kapitel 14 festgelegten Vorschriften.

15.4. Beurteilung von Umweltschutzbeibilfen gemaf$ Artikel 61 des EWR-Abkommens

(1) Staatliche Umweltschutzbeihilfen entsprechen haufig den Kriterien des Artikels 61 Absatz 1 des
EWR-Abkommens. Im Gegensatz zu allgemeinen Mafinahmen, die allen Unternehmen zugute
kommen, verschaffen staatliche Beihilfen bestimmten Unternehmen einen Vorteil und konnen den
Handel innerhalb des EWR beeintrachtigen.

(2) Beihilfen, die die nachstehend aufgefithrten Bedingungen erfiillen, kdnnen jedoch von der
EFTA-Uberwachungsbehorde fiir eine der in Artikel 61 des EWR-Abkommens vorgesehenen
Ausnahmeregelungen in Betracht gezogen werden. Solche Freistellungen miissen allerdings auch
mit anderen Bestimmungen des EWR-Abkommens im Einklang stehen.

15.4.1. Investitionsbeihilfen

(1) Investitionsbeihilfen fiir Grundstiicke (sofern sie zur Verwirklichung von Umweltschutzzielen
absolut unerlaflich sind), Gebdaude, Anlagen und Ausrustungsgiter konnen innerhalb der in
diesem Kapitel festgelegten Grenzen genehmigt werden, wenn sie auf die Verringerung bzw.
Beseitigung der Verschmutzung und von Schadstoffen oder auf eine entsprechende Anpassung der
Produktionsverfahren abzielen. Beihilfefihig sind ausschlieflich die zur Verwirklichung der
Umweltschutzziele erforderlichen Mehrkosten. Allgemeine Investitionkosten, die nicht dem
Umweltschutz zugerechnet werden kénnen, sind auszuschliefen. Demnach sind Investitionsgrund-
kosten fiir Neu- oder Ersatzanlagen nicht beihilfefihig, wenn sie lediglich der Schaffung oder
Ersetzung von Produktionskapazititen dienen, ohne den Umweltschutz zu verbessern. Ebenso
miissen die beihilfefihigen Kosten bei Investitionen in bestehende Anlagen, die sowohl zur
Erhohung der Kapazititen als auch zur Verbesserung des Umweltschutzes fiithren, in einem
angemessenen Verhiltnis zur urspriinglichen Kapazitit der betreffenden Anlage stehen. Beihilfen,
die vorgeblich dem Umweltschutz dienen, in Wirklichkeit aber allgemeine Investitionen fordern,
werden von den Vorschriften iiber Umweltschutzbeihilfen grundsitzlich nicht erfaflt. Dies gilt
beispielsweise fiir Beihilfen fir die Verlegung eines Standorts innerhalb desselben Gebiets: Sie
fallen nicht unter die vorliegenden Vorschriften, da sich in jiingster Zeit in einer Reihe von Fillen
in der Europiischen Gemeinschaft erwiesen hat, daff sie mit der Wettbewerbs- und Kohisionspo-
litik kolidieren kénnen. Daher werden solche Beihilfen weiterhin einzeln gepriift, bis geniigend
Erfahrungen vorliegen, um allgemeinere Grundsitze festlegen zu kénnen.

(2) Die Vorschriften uber Investitionbeihilfen gelten generell auch fiir Investitionen zur Behebung
friherer Umweltschiden, z. B. zur Sanierung verschmutzter Industriestandorte. Kann der fiir die
Verschmutzung Verantwortliche weder ermittelt noch zur Rechenschaft gezogen werden, kénnen
Beihilfen fiir die Sanierung solcher Gebiete insofern aus dem Anwendungsbereich des Artikels 61
Absatz 1 des EWR-Abkommens fallen, als sie bestimmten Unternehmen oder Wirtschaftszweigen
keinen unentgeltlichen finanziellen Vorteil verschaffen. Solche Beihilfevorhaben werden von der
Sache her zu priifen sein.

(3) Grundsitzlich kénnen Beihilfen fiir Umweltschutzinvestitionen bis zu der weiter unten genannten
Hohe genehmigt werden. (%) Diese Bestimmungen beziehen sich sowohl auf Investitionen einzelner
Unternehmen als auch auf Investitionen in gemeinsame Einrichtungen.

(') Die wichtigsten Beihilfeformen sind Zuschiisse, zinsverbilligte Darlehen, Biirgschaften, steuerliche Vergiinstigungen,
Abgabenermifligungen und Sachleistungen.

(*) Die in diesem Kapitel festgelegten Vorschriften iiber Investitionsbeihilfen lassen sonstige diesbeziiglich bestehende oder
noch zu erlassende EWR-Rechtsvorschriften, insbesondere im Umweltbereich, unberiihrt.
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15.4.1.1.

(1)

)

15.4.1.2.

15.4.1.3.

2)

Beihilfe zur Anpassung an neue verbindliche Normen

Beihilfen fiir Investitionen mit dem Ziel der Anwendung neuer verbindlicher Normen oder
anderer neuer Rechtsvorschriften, die mit einer Anpassung der Anlagen und Ausriistungen an die
neuen Erfordernissc cinhergehen, konnen bis zu einer Héhe von 15 % brutto (') der beihilfefahi-
gen Kosten genehmigt werden. Die Beihilfen konnen lediglich fir einen begrenzten Zeitraum
gewihrt werden und kommen nur firr Anlagen in Betracht, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
neuer Normen oder Vorschriften seit mindestens zwei Jahren in Betrieb sind.

Werden derartige Investitionen von KMU nach der in Kapitel 10 zum Zwecke der Uberwachung
staatlicher Beihilfen festgelegten Definition getitigt, so kann die Bruttobeihilfe um weitere 10
Prozentpunkte heraufgesetzt werden. Bei Investitionen in Fordergebieten sind Beihilfen bis zu dem
von der EFTA-Uberwachungsbehorde fiir das betreffende Gebiet genchmigten geltenden Regio-
nalbeihilfesatz zuldssig und konnen fiir KMU in den unter Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe ) des
EWR-Abkommens fallenden Gebieten um weitere 10 Bruttoprozentpunkte und in den unter
Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe a) fallenden Gebieten um weitere 15 Bruttoprozentpunkte erhoht
werden ().

Im Einklang mit dem Verursacherprinzip sollten Investitionen zur Anpassung an neue Normen in
jingeren Anlagen grundsitzlich nicht durch Beihilfen geférdert werden. Unternehmen aber, die
ihre mindestens zwei Jahre alten Anlagen nicht einfach anpassen, sondern durch normenkon-
forme Neuanlagen ersetzen mochten, konnen fiir den Teil der Investitionskosten Beihilfen
erhalten, der maximal den Kosten fiir die Anpassung der alten Anlagen entspricht.

Wo verbindliche EWR-Normen und einzelstaatliche Normen fir dieselbe Art von Umweltschaden
oder -belastungen nebeneinander bestehen, ist die jeweils strengere Norm zugrunde zu legen.

Beihilfe als Anreiz fiir Unternehmen, verbindliche Umweltnormen zu tibertreffen

Beihilfen fiir Investitionen, mit denen ein gegeniiber geltenden Normen deutlich héheres Umwelt-
schutzniveau erreicht werden soll, sind bis zu einer Hochstgrenze von 30% brutto der
beihilfefihigen Kosten zulassig. Die Hohe der hierfiir tatsichlich gewidhrten Beihilfen muf§ in
einem angemessenen Verhaltnis zu der mit ihnen erzielten Verbesserung des Umweltschutzes und
den hierzu erforderlichen Investitionen stehen.

Werden die Investitionen von KMU getitigt, so kann die Beihilfe um zusiztliche 10 Bruttopro-
zentpunkte erhoht werden. Bei Investitionen in Fordergebieten konnen Beihilfen bis zu dem von
der EFTA-Uberwachungsbehorde fiir das betreffende Gebiet genehmigten Regionalbeihilfesatz
zuziiglich der vorerwihnten Zuschlige fiir KMU gewiahrt werden (%).

Wo verbindliche EWR-Normen und einzelstaatliche Normen fir diesclbe Art von Umweltschaden
oder -belastungen nebeneinander bestehen, ist die jeweils strengere Norm zugrunde zu legen.

Sieht ein Investitionsvorhaben sowohl die Anpassung an neue Normen als auch Verbesserungen
gegeniiber den bestehenden Normen vor, so gilt fiir die getrennt auszuweisenden beihilfefahigen
Kosten jeder Kategorie die entsprechende Hochstgrenze.

Beihilfen bei Fehlen verbindlicher Normen

In Bereichen, in denen verbindliche Normen oder andere gesetzliche Umweltschutzauflagen fiir
die Wirtschaft fehlen, konnen Unternehmen fur Investitionen, die ihren Beitrag zum Umwelt-
schutz erheblich verbessern oder mit den Anstrengungen von Unternehmen in anderen, verbindli-
che Normen vorschreibenden Staaten des EWR in Einklang bringen, Beihilfen in derselben Hohe
und unter derselben Bedingung der Verhiltnismifigkeit erhalten wie beim Ubertreffen bestehen-
der Normen (siehe oben).

Sieht ein Investitionsvorhaben sowohl die Anpassung an bestimmte Normen als auch Mafnah-
men vor, denen keine Normen zugrunde liegen, so gilt fir die getrennt auszuweisenden
beihilfefahigen Kosten jeder Kategorie die entsprechende Hochstgrenze.

(") D. h. bei Zuschiissen der Nennwert vor Stcuern und bei Zinsvergiinstigungen der Gegenwartswert vor Steuern im
Verhiltnis zu den Investitionskosten. Bei Nettoangaben ist die Steuer bereits abgezogen.

(%) Siche Kapitel 10. Liegt die danach zuldssige Beihilfe fiir umweltschutzrelevante Investitionen in einem Nichtfordergebiet
iiber dem fiir ein Fordergebiet gemdR Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe ¢) in demselben Land genehmigten Regionalbeihil-
fesatz, kann der im Fordergebiet geltende Beihilfesatz auf den im Nichtférdergebiet zuldssigen Satz angehoben

werden.

(%) Liegt die verfiigbare Beihilfe fiir Umweltinvestitionen in einem Nichtférdergebiet iiber dem fiir ein Fordergebiet gemifl
Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe ¢) des EWR-Abkommens in demselben Land bewilligten Regionalbeihilfesatz, so kann
der Beihilfesatz im Fordergebiet auf den im Nichtférdergebiet geltenden Satz angehoben werden.
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15.4.2.  Beihilfen fiir Tatigkeiten in den Bereichen Information, Ausbildung und Beratung

(1) Beihilfen fiir Informationskampagnen zur Forderung des allgemeinen UmweltbewufStseins und zur
"Aufklirung iiber bestimmte Themen wie getrennte Abfallsammlung, Erhalt natiirlicher Ressour-
cen oder umweltfreundliche Produkte fallen moglicherweise iiberhaupt nicht in den Anwendungs-
bereich des Artikels 61 Absatz 1 des EWR-Abkommens, wenn sie aufgrund ihrer allgemeinen
Tragweite und Marktferne bestimmten Unternehmen keinen feststellbaren finanziellen Vorteil
verschaffen. Doch sclbst dann, wenn Beihilfen fiir derartige Mallnahmen in den Anwendungsbe-
reich des Artikels 61 Absatz 1 des EWR-Abkommens fallen, kommen sie in der Regel fiir eine
Freistellung in Betracht.

(2) Beihilfen konnen ferner firr die Schulung und Beratung von Unternehmen in Umweltfragen
genchmigt werden. Bei kleinen und mittleren Unternchmen kénnen Beihilfen dieser Art bis zu
50% der beihilfefihigen Kosten betragen (siche Kapitel 10). In Fordergebieten konnen Ausbil-
dungs- und Beratungsbeihilfen fiir kleine und mittelgrofe Unternehmen wie auch fir grofere
Unternchmen mindestens in Hohe des bewilligten Investitionsbeihilfesatzes genehmigt werden.

15.4.3.  Betriebsbeihilfen

(1) Die EFTA-Uberwachungsbchorde wird grundsitzlich keine Betriebsbeihilfen genehmigen, mit
denen Unternehmen von den aus ihrer umweltverschmutzenden oder -belastenden Tatigkeit
resultierenden Kosten entlastet werden sollen. Unter ganz bestimmten Voraussetzungen kann sie
jedoch von diesem Grundsatz abweichen, wie dies auch die EG-Kommission bislang im Bereich
der Abfallbehandlung und der Befreiung von Umweltabgaben getan hat. Fille dieser Art werden
unter Beriicksichtigung des besonderen Sachverhalts und der in den beiden genannten Bereichen
anzuwendenden strengen Kriterien gepriift. Diese Kriterien besagen, daf§ die Beihilfen lediglich die
Produktionsmehrkosten im Vergleich zu den herkémmlichen Kosten ausgleichen diirfen und dafS
sie befristet und grundsitzlich degressiv konzipiert sein mussen, um einen Anreiz zur Verringe-
rung der Verschmutzung oder zur rascheren Einfuhrung eines rationelleren Ressourcenmanage-
ments zu geben. Ferner diirfen die Beihilfen den ibrigen Bestimmungen des EWR-Abkommens,
insbesondere iiber den freien Waren- und Dienstleistungsverkehr, nicht zuwiderlaufen.

(2) Im Bereich der Abfallbehandlung kann die offentliche Finanzierung der zusatzlichen Kosten fur
die selektive Sammlung, Wiederverwertung und Aufbereitung von Abfillen zum Nutzen von
Unternehmen wie Verbrauchern Elemente staatlicher Beihilfe enthalten. Solche Beihilfen konnen
jedoch genchmigt werden, sofern die Unternehmen fur die Inanspruchnahme des Entsorgungssy-
stems und den von ihnen erzeugten Abfall anteilmafig aufkommen. Beihilfen fiir die Sammlung,
Wiederverwertung und Aufbercitung von industricllem und landwirtschaftlichem Abfall werden
von Fall zu Fall gepriift.

(3) Die voriibergehende Befreiung von neuen Umweltabgaben kann dort gewihrt werden, wo es
darum geht, den Verlust an Wettbewerbsfahigkeit — insbesondere auf internationaler Ebene —
auszugleichen. Dariiber hinaus ist zu beriicksichtigen, welche Gegenleistungen die betreffenden
Unternehmen erbringen miissen, um die von ihnen verursachte Umweltverschmutzung zu verrin-
gern.

15.4.4.  Beihilfen fiir den Erwerb umweltfreundlicher Erzeugnisse

(1 Mafinahmen, die die Endverbraucher (Unternehmen und Einzelpersonen) zum Kauf umwelt-
freundlicher Produkte anregen sollen, fallen méglicherweise nicht in den Anwendungsbereich des
Artikels 61 Absatz 1 des EWR-Abkommens, wenn sie niamlich keine spurbaren finanziellen
Vorteile fiir bestimmte Unternehmen mit sich bringen. Fallen sie dennoch darunter, so werden sie
von der Sache her gepriift und kénnen genehmigt werden, sofern sie ohne Unterschied im
Hinblick auf die Herkunft der Erzeugnisse gewihrt werden, 100 % der umweltschutzbedingten
Mehraufwendungen (}) nicht tberschreiten und anderen Bestimmungen des EWR-Abkommens
oder daraus abgeleiteter Rechtsvorschriften (*), insbesondere iiber den freien Warenverkehr, nicht
zuwiderlaufen.

(') Es sei denn, nach den EWR-Rechtsvorschriften sind 100% nicht zulissig; siehe u. a. den unter Nummer 3 des
Abschnitts I des Anhangs II zum EWR-Abkommen genannten Rechtsake iiber die Angleichung der Rechtsvorschriften
der Mitgliedstaaten iiber Mafinahmen gegen die Verunreinigung der Luft durch Emissionen von Kraftfahrzeugen
(Richtlinie 91/441/EWG des Rates zur Anderung der Richtlinie 70/220/EWG). Hinweis: Von den EFTA-Staaten
vorzunchmende sektorale Anpassungen im Kraftfahrzeugbereich sind in Abschnite II des Anhangs II zum EWR-
Abkommen festgelegt.

(3) Z. B. den unter Nummer 3 des Artikelabschnitts T des Anhangs II zum EWR-Abkommen genannten Rechtsakt iiber
Maflnahmen gegen dic Verunreinigung der Luft durch Emissionen von Kraftfahrzeugen (Richtlinie 91/441/EWG des
Rates zur Anderung der Richtlinie 70/220/EWG; enthiilt auch Notifizierungsbestimmungen) und den unter Nummer 1

. des Abschnitts XIX des Anhangs [I zum EWR-Abkommen genannten Rechtsake iiber ein Informationsverfahren auf dem
Gebiet der Normen und technischen Vorschriften (Richtlinie 83/189/EWG des Rates).
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Voraussetzung fiir die Freistellung

Die EFTA-Uberwachungsbehorde wird Beihilfen mit den vorstehend genannten Zweckbestim-

mungen innerhalb der Grenzen und zu den unter Punkt 15.4.1 und Punkt 15.4.4 dargelegten

Bedingungen im Rahmen der Ausnahmeregelung nach Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe c) des
EWR-Abkommens fiir ,,Beihilfen zur Forderung der Entwicklung gewisser Wirtschaftszweige oder
Wirtschaftsgebiete, soweit sie die Handelsbedingungen nicht in einer Weise verindern, die dem
gemeinsamen Interesse zuwiderlduft®, genehmigen. Umweltschutzbeihilfen zugunsten von Forder-
gebieten gemifl Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe a) des EWR-Abkommens konnen jedoch im
Rahmen dieser Bestimmung genehmigt werden.

Beihilfen zur Forderung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem europiischen Interesse, die aus
umweltpolitischer Sicht vorrangig sind und deren positive Auswirkungen iiber die Grenzen des
bzw. der EWR-Staaten hinausgehen, konnen aufgrund der Ausnahmeregelung nach Artikel 61
Absatz 3 Buchtabe b) des EWR-Abkommens genehmigt werden. Voraussetzung dafur ist
allerdings, dafd die Beihilfe fiir den Fortgang des Vorhabens erforderlich ist, daff es sich um ein
konkretes, genau umrissenes und qualitativ bedeutendes anspruchsvolles Vorhaben handelt und
dall das Vorhaben einen im gemeinsamen europiischen Interesse liegenden beispielhaften und
mef3baren Beitrag leistet. Im Fall einer solchen Freistellung kann die EFTA-Uberwachungsbehérde
iiber die Sitze fiir die nach Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe c) genehmigten Beihilfen hinausgehen
und hohere Beihilfen genehmigen.

Kumulierung von Beibilfen unterschiedlicher Herkunft

Die vorstechend erwihnten Hochstgrenzen fiir Beihilfen, die fiir verschiedene Umweltzwecke
gewahrt werden konnen, gelten fiir Beihilfen ohne Ansehen der Quelle, aus der sie finanziert
werden.

Notifizierung von Umweltschutzbeibilfen und Revision der diesbeziiglichen Vorschriften

Mit Ausnahme von Beihilfen, die unter die ,,de minimis“-Bestimmung fallen (siche Kapitel 12),
rithren die Vorschriften iiber Umweltschutzbeihilfen nicht an die Verpflichtung der EFTA-Staaten,
alle Beihilferegelungen, Anderungen zu diesen Regelungen und Einzelbeihilfen an Unternehmen
aufSerhalb von genchmigten Beihilferegelungen gemifl Artikel 1 Absatz 3 des Protokolls 3 zum
Uberwachungsabkommen zu notifizieren. Die EFTA-Staaten ibermitteln der EFTA-Uberwa-
chungsbehorde dabei alle zweckdienlichen Angaben, aus denen unter anderem der Umweltschutz-
zweck der Beihilfe und die Berechnung der beihilfefahigen Kosten hervorgehen. Die Vorschriften
iiber das beschleunigte Genehmigungsverfahren fiir KMU-Beihilferegelungen und Anderungen
bestehender Regelungen (siehe Kapitel 11) sowie uber die Notifizierung der Kumulierung von
Beihilfen (sieche Kapitel 13) gelten unverandert. Bei der Bewilligung von Beihilferegelungen kann
die EFTA-Uberwachungsbehorde verlangen, dafi die Gewihrung von Beihilfen oberhalb eines
bestimmten Schwellenwerts oder in bestimmten Sektoren — mit Ausnahme der unter Punkt 15.3
Absatz 2 erwidhnten Sektoren — oder in sonstigen entsprechenden Fillen einzeln notifiziert
wird.

Die EFTA-Uberwachungsbehérde wird die Auswirkungen bestehender Beihilferegelungen iiberwa-
chen und gemif Artikel 1 Absatz 1 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen zweckdienli-
che Mafnahmen vorschlagen, wenn die fraglichen Beihilfen ihrer Auffasung nach zu Wettbe-
werbsverzerrungen fiihren, die dem Funktionieren des EWR-Abkommens zuwiderlaufen.

Die EFTA-Uberwachungshehorde wird sich bis Ende 1999 bei der Beurteilung von Umweltschutz-
beihilfen nach den vorliegenden Vorschriften richten. Noch vor Ende 1996 wird sie priifen, wie
sich die Vorschriften in der Praxis bewihrt haben. Die EFTA-Uberwachungsbehérde kann die
Vorschriften jederzeit dndern, um den wettbewerbs-, umwelt- oder regionalpolitischen Erwigun-
gen bzw. internationalen Verpflichtungen der Vertragsparteien Rechnung zu tragen.

RETTUNGS- UND UMSTRUKTURIERUNGSBEIHILFEN (1)

Das Vorgehen der EFTA-Uberwachungsbehdrde im Fall von Rettungsbeihilfen — befristete
Beihilfen, die Unternehmen Gelegenheit geben sollen, ihre Umstrukturierungs- und/oder Umstel-
lungsmoglichkeiten zu priiffen — und Umstrukturierungsbeihilfen (Begleitbeihilfen) — Beihilfen,
die den Fortbestand von Unternehmen garantieren sollen, bis die Umstrukturierungs- und/oder
Umstellungsmafnahmen greifen — wird im folgenden dargelegt.

Rettungsbeihilfen, die lediglich die Weiterfithrung eines Unternehmens sicherstellen sollen, bis die
Ursachen seiner Schwierigkeiten feststehen und ein entsprechender Losungsvorschlag vorliegt,
miissen folgende Voraussetzungen erfiillen:

(") Dieses Kapitel entspricht Ziffer 228 des Achten Berichts iiber die Wettbewerbspolitik betreffend die Kontrolle der
Rettungs- und Begleitbeihilfen (siche Nummer 33 des Anhangs XV zum EWR-Abkommen).
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— Es muf sich um Mittelzuwendungen in Form von Darlehensbiirgschaften oder Darlehen zum
iiblichen Marktzinssatz handeln.

— Die Hohe der Beihilfen muf§ auf den fiir die Weiterfiihrung der Geschifte notwendigen Betrag
begrenzt sein (z. B. Deckung der Lohn- und Gehaltskosten, der laufenden Versorgung).

— Die Beihilfen diirfen nur so lange ausgezahlt werden (in der Regel sechs Monate), bis die
notwendigen und moglichen Sanierungsmafinahmen festgelegt worden sind.

— Die Beihilfen miissen durch akute soziale Probleme gerechtfertigt sein, und die Weiterfithrung
des Unternehmens darf die Lage der Industrie in anderen EFTA-Staaten oder EG-Mitgliedstaa-
ten nicht beeintrachtigen.

(3) Umstrukturierungsbeihlifen miissen dariiber hinaus unbedingt an die Durchfiihrung eines tragfa-
higen Umstrukturierungs- und/oder Umstellungskonzepts gebunden sein, das geeignet ist, die
Existenzfihigkeit der Produktion tatsiachlich wiederherzustellen. Thre Intensitidt und Hohe miissen
auf das Mindestmafl beschrinkt bleiben, das erforderlich ist, um das Unternehmen solange zu
stiitzen, bis die vorgesehenen Maflnahmen zu greifen beginnen. Diese unumgingliche Ubergangs-
phase muf§ daher von begrenzter Dauer sein, und die Unterstiitzung muf allmahlich abgebaut
werden.

(4) Sowohl bei den Rettungs- als auch bei den Umstrukturierungsbeihilfen verlangt die EFTA-
Uberwachungsbehorde, daff die entsprechenden allgemeinen Regelungen fir die Industrie bzw.
Einzelbeihilfevorhaben nach der Definition in Kapitel 29 im voraus notifiziert werden.

17. STAATLICHE BURGSCHAFTEN ()

(1) Biirgschaften, die der Staat unmittelbar oder durch die Ubertragung entsprechender Befugnisse
iiber Finanzinstitutionen gewihrt, werden als Zuwendungen angesehen, die in den Anwendungs-

bereich des Artikels 61 Absatz 1 des EWR-Abkommens fallen.

(2) Regelungen zur Gewihrung von Biirgschaften und auflerhalb einer solchen Regelung gewihrte
Biirgschaften sind daher der EFTA-Uberwachungsbehorde gemifl Artikel 1 Absatz 3 des
Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen zu notifizieren.

(3) Biirgschaften werden von der EFTA-Uberwachungsbehérde nur dann bewilligt, wenn ihre
Bereitstellung vertraglich an bestimmte Bedingungen gekniipft ist, die bis zur Anzeigepflicht des
begiinstigten Unternehmens im Konkursfall oder dhnlichen Verfahren reichen koénnen. Bedingun-
gen dieser Art sind bei der ersten und einzigen Priifung des Biirgschafts-/Beihilfevorhabens durch
die EFTA-Uberwachungsbehérde im Rahmen der normalen Verfahren nach Artikel 1 Absatz 3
des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen zu vereinbaren.

(4) Sollte der Fall eintreten, dafl ein EFTA-Staat eine Biirgschaft zu anderen als den urspriinglich bei
der Zusage vereinbarten Konditionen gewihren mochte, wird die EFTA-Uberwachungsbehsrde
dies wie bei anderen Beihilfeformen auch als Bereitstellung einer neuen Beihilfe ansehen, die
gemif Artikel 1 Absatz 3 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen zu notifizieren ist.

18. BESCHAFTIGUNGSBEIHILFEN (2)

(1) Beihilfen, die lediglich eine Senkung der Arbeitskosten bewirken, ohne besonderen Erfordernissen
gerecht zu werden, sind als Betriebsbeihilfen einzustufen und grundsatzlich mit dem Funktionie-
ren des EWR-Abkommens nicht vereinbar. Dagegen steht die EFTA-Uberwachungsbehorde
Beihilferegelungen zur Forderung der Beschiftigung im allgemeinen positiv gegeniiber, sofern sie
nicht nur dazu dienen, Arbeitspldtze einfach zu erhalten, sondern Unternehmen ermutigen,
Neueinstellungen vorzunehmen und insbesondere zusitzliche Arbeitsplitze fiir bestimmte Grup-
pen von Arbeitnehmern zu schaffen, die es auf dem Arbeitsmarkt besonders schwer haben, wie
Jugendliche und Langzeitarbeitslose, und sofern sie sich nicht auf einzelne Sektoren oder
Unternehmen beschranken.

(2) In diesem Zusammenhang trigt die EFTA-Uberwachungsbehorde dem Umstand Rechnung, daf
die besonderen Anstrengungen der Unternehmen, die diese Arbeitnehmer einstellen, geférdert
werden miissen. In den meisten Fillen ist es unwahrscheinlich, daf Beihilfen dieser Art den
Handel in einer Weise beeinflussen, die dem Funktionieren des EWR-Abkommens zuwiderliuft.

(1) Dieses Kapitel entspricht folgenden Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten: SG(89) D/4328 vom S. April
1989 und SG(89) D/12772 vom 12. Oktober 1989 (siche Nummern 11 und 12 des Anhangs XV zum EWR-
Abkommen).

(%) Dieses Kapitel entspricht Ziffer 253 des Sechzehnten und Ziffer 280 des Zwanzigsten Berichts tiber die Wettbewerbspo-
litik (siehe Nummern 35 und 36 des Anhangs XV zum EWR-Abkommen).
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(') Dieses Kapitel entspricht Teil 3 Ziffer 3.5.1 des Bulletins der Europaischen Gemeinschaften 9-1984 iiber die Anwendung
der Artikel 92 und 93 EWR-Vertrag auf staatliche Beteiligungen (siche Nummer 9 des Anhangs XV zum EWR-

(?) Dies schlieft auch offentliche Unternehmen im Sinne des Artikels 2 des unter Nummer 1 des Anhangs XV zum
EWR-Abkommen genannten Rechtsaktes (Richtlinie 80/723/EWG der Kommission vom 25. Juni 1980 iiber die
Transparenz der finanziellen Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten und den &ffentlichen Unternehmen; ABL. Nr.

TEIL IV

VORSCHRIFTEN UBER STAATLICHE UNTERNEHMENSBETEILIGUNGEN UND BEIHILFEN
ZUGUNSTEN OFFENTLICHER UNTERNEHMEN

STAATLICHE BETEILIGUNGEN (%)

Bei der Ubernahme von Beteiligungen durch die offentliche Hand und im Hinblick auf die
Verpflichtungen der EFTA-Staaten in diesem Bereich stiitzt sich die EFTA-Uberwachungsbehorde

auf folgende Grundsitze:

»Staatliche Beteiligungen sind unmittelbare Beteiligungen des Staates bzw. regionaler oder lokaler
Gebietskorperschaften sowie unmittelbare Beteiligungen von Finanzinstitutionen oder sonstiger
staatlicher, regionaler oder industrieller Einrichtungen (%), die aus staatlichen Mitteln im Sinne des
Artikels 61 Absatz 1 des EWR-Abkommens finanziert werden oder auf die der Staat bzw. regionale

oder lokale Gebietskorperschaften einen beherrschenden Einfluf ausiiben.

Im EWR-Abkommen ist sowohl der Grundsatz der Neutralitit gegeniiber der Eigentumsordnung
fir Unternehmen (Artikel 125) als auch der Grundsatz der Gleichheit offentlicher und privater
Unternehmen verankert. Die EFTA-Uberwachungsbehorde darf also bei ihrer Titigkeit o6ffentliche
Stellen, die Unternehmen Beteiligungskapital bereitstellen, weder benachteiligen noch begiinstigen.
Ebensowenig hat sich die EFTA-Uberwachungsbehorde zur Wahl der Unternehmen zwischen
verschiedenen Formen der Finanzierung — Darlehen oder Beteiligungskapital, aus privaten oder

offentlichen Mitteln finanziert — zu dufSern.

Stellt sich bei der Anwendung der in diesem Kapitel entwickelten Grundsitze heraus, daf eine
offentlichrechtliche Képerschaft mit der Zufiihrung von Kapital in ein Unternehmen durch Erwerb
einer Beteiligung gegen das im folgenden so bezeichnete ,Prinzip des marktwirtschaftlich handeln-
den Kapitalgebers“ verstofst, indem sie nicht einfach Beteiligungskapital zu marktiiblichen Bedin-
gungen bereitstellt, dann ist der Fall im Hinblick auf Artikel 61 des EWR-Abkommens zu priifen.
Das Prinzip des martkwirtschaftlich handelnden Kapitalgebers wird in Kapitel 20 ausfiihrlicher

dargelegt.

Es sind vier Situationen denkbar, in denen sich der o6ffentlichen Hand die Gelegenheit bieten kann,

sich am Kapital von Unternehmen zu beteiligen:
— Griindung eines Unternehmens;

— teilweise oder vollstindige Eigentumsiibertragung vom privaten auf den offentlichen Sektor;

— Zufithrung neuen Kapitals oder Umwandlung von Einlagen in Kapital in bestehenden offentli-

chen Unternehmen;

— Beteiligung an der Erhéhung des Stammbkapitals bestehender Privatunternehmen.

Davon ausgehend ist zwischen vier Fillen zu unterscheiden:

a) Der direkte teilweise oder vollstindige Erwerb einer Beteiligung am Kapital eines bestehenden

Unternehmens ohne Zufithrung neuen Kapitals stellt kein Beihilfe dar.

b) Eine staatliche Beihilfe liegt auch dann nicht vor, wenn neues Kapital unter Umstinden
bereitgestellt wird, die fiir einen privaten Kapitalgeber, der unter normalen marktwirtschaftli-

chen Bedingungen handelt, annehmbar wiren. Dies gilt als gegeben, wenn

— ein neues Unternehmen gegriindet wird, bei dem die offentliche Hand entweder das gesamte
Kapital oder eine Mehrheits- bzw. Minderheitsbeteiligung hilt, sofern sie dieselben Kriterien

wie ein marktwirtschaftlich handelnder Kapitalgeber anwendet;

— einem offentlichen Unternehmen neues Kapital zugefithrt wird, sofern dieses Kapital dem
Bedarf an Neuinvestitionen und den damit unmittelbar verbundenen Kosten entspricht, der
Sektor, in dem das Unternehmen titig ist, im EWR keine strukturellen Uberkapazititen

aufweist und das Unternehmen finanziell gesund ist;

— die Beteligung der offentlichen Hand an einem Unternehmen erhéht werden soll, sofern das
zugfithrte Kapital in einem angemessenen Verhiltnis zur Hohe ihrer Anteile steht und mit
Kapitalzufithrungen privater Anteilseigner einhergeht, wobei deren Unternehmensanteil

wirtschaftlich tatsichlich ins Gewicht fallen muf3;

Abkommen).

L 195 vom 29. 7. 1980, S. 35) ein.
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— die Beteiligung zwar auf eine der in den beiden letzten Gedankenstrichen unter Buchstabe ¢)
(s. u.) genannten Weisen erfolgt, aber kleine und mittlere Unternehmen betrifft, die
aufgrund ihrer Grofe keine hinreichenden Sicherheiten auf dem privaten Kapitalmarkte
bieten konnen, deren wirtschaftliche Aussichten jedoch eine tiber die Vermogenswerte des
Unternehmens oder private Investitionen hinausgehende Beteiligung der offentlichen Hand
rechtfertigen;

— der strategische Charakter der Investition (Absatzmirkte, Versorgung) nahelegt, daff der
Beteiligungserwerb als normales Verhalten eines Kapitalgebers angesehen werden kann,
obwohl sich die Investition erst spiter auszahlen wird;

— die Entwicklungsdglichkeiten des begiinstigten Unternehmens, die in dessen Fihigkeit zur
Innovation aufgrund von Investitionen aller Art zum Ausdruck kommen, nahelegen, daf§ das
Vorhaben als Anlage angesehen werden kann, die zwar mit einem besonderen Risiko
behaftet ist, die sich jedoch letztlich auszahlen wird.

c) Staatliche Beihilfe liegt dagegen vor, wenn neues Kapital unter Umstidnden bereitgestellt wird,
die fiir einen unter normalen marktwirtschaftlichen Bedingungen handelnden Kapitalgeber nicht
annehmbar wiren.

Dies ist der Fall, wenn

— die finanzielle Lage des Unternehmens und insbesondere die Struktur und das Ausmaf seiner
Verschuldung nahelegen, daf§ eine normale Rendite (in Form von Dividenden oder Kapital-
gewinnen) des angelegten Kapitals innerhalb einer angemessenen Frist nicht zu erwarten
ist;

— das Unternchmen wegen seines unzureichenden Cash-flows oder sonstiger Griinde nicht in
der Lage sein sollte, sich die fiir ein bestimmtes Investitionsvorhaben erforderlichen Mittel
am Kapitalmarkt zu besorgen;

— es sich um eine kurzfristige Beteiligung handelt, deren Dauer und Verduferungspreis im
voraus festgelegt sind, so daf§ die Rendite fiir den Kapitalgeber erheblich geringer ist als die,
die er bei einer Anlage am Kapitalmarke fiir einen vergleichbaren Zeitraum hitte erwarten
konnen;

— die offentliche Beteiligung die ginzliche oder teilweise Ubernahme bzw. Fortsetzung der
unrentablen Geschifte () eines notleidenden Unternehmens durch Errichtung einer neuen
Rechtspersonlichkeit beinhaltet;

— die Zufithrung von Kapital in Unternehmen mit privaten und offentlichen Anteilseignern die
Beteiligung der offentlichen Hand deutlich iiber den urspriinglichen Anteil hinaus erhoht
und der entsprechende Riickzug privater Anteilseigner im wesentlichen den schlechten
Gewinnaussichten des Unternehmens zuzuschreiben ist;

— Der Umfang der Beteiligung den realen Wert (Nettovermogen plus etwaigen Geschaftswert
und Know-how) des Unternehmens iibersteigt, sofern es sich nicht um Unternehmen im
Sinne des vierten Gedankenstrichs unter Buchstaben b) (s. 0.) handelt.

d) Bestimmte Beteiligungsformen fallen méglicherweise nicht unter die unter den Buchstaben b)
und ¢) genannten Kategorien, so dafl nicht von vornherein gesagt werden kann, ob es sich dabei
um eine staatliche Beihilfe handelt.

In einigen Fillen wird jedoch davon ausgegangen, dafi in der Tat eine staatliche Beihilfe
vorliegt. Dies gilt vor allem dann, wenn

— die Kapitalbeteiligung der 6ffentlichen Hand in Verbindung mit anderen Investitionsinstru-
menten crfolgt, die nach Artikel 1 Absatz 3 des Protokolls 32 zum Uberwachungsabkom-
men notifiziert werden miissen;

— die Beteiligung in einem Sektor erfolgt, der mit besonderen Schwierigkeiten zu kimpfen hat,
ohne daf§ die entsprechenden Umstiande von den unter Buchstabe ¢) genannten Bestimmun-
gen gedeckt sind; stellt die EFTA-Uberwachungsbehérde demnach fest, daf in einem Sektor
strukturelle Uberkapazititen bestehen, so kann sie ungeachtet der Tatsache, dafs die meisten
dieser Fille unter Buchstabe c) fallen, erwigen, dafl simtliche Beteiligungen in diesem
Industriezweig einschlieflich der unter Buchstabe b) fallenden Beteiligungen der Uberwa-
chung bediirfen.

(7) Abgesehen davon, daff die EFTA-Uberwachungsbehorde jederzeit befugt ist, von Fall zu Fall von
den EFTA-Staaten Auskiinfte zu verlangen, unterliegen diese einer Reihe von Verpflichtungen, die
nachstehend aufgefiihrt werden.

(8) In dem in Absatz 6 Buchstabe a) genannten Fall brauchen den EFTA-Staaten keine besonderen
Verpflichtungen auferlegt zu werden.

(') Ausgenommen die direkte Ubernahme von Vermogenswerten eines sich in Konkurs oder Liquidation befindlichen

Unternehmens.
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(10)

(11)

(12)

(13)

(14)

(15)

20.

20.1.

In den in Absatz 6 Buchstabe b) genannten Fillen fordert die EFTA-Uberwachungsbehorde die
EFTA-Staaten auf, sie mittels regelmifiiger — meist jahrlicher — Berichte nachtriglich von
Beteiligungen zu unterrichten, die entweder von Finanzinstitutionen oder unmittelbar von der
offentlichen Hand erworben wurden. Die Mitteilungen miissen mindestens folgende Angaben
enthalten, die gegebenenfalls im Rahmen der Berichte der Finanzinstitutionen vorgelegt werden
kénnen:

— Name der Institution oder Korperschaft, die die Beteiligung erworben hat;
— Name des betroffenen Unternehmens;

— Umfang {er Beteiligung;

— Hohe des Unternehmenskapitals vor Erwerb der Beteiligung;

— Wirtschaftszweig, in dem das Unternehmen tétig ist;

— Zahl der Beschiftigten.

In den in Absatz 6 Buchstabe c) genannten Fillen sind die EFTA-Staaten aufgrund der Tatsache,
dafl es sich dabei um staatliche Beihilfen handelt, verpflichtet, entsprechende Beteiligungen der
EFTA-Uberwachungsbehérde gemdf Artikel 1 Absatz 3 des Protokolls 3 zum Uberwachungsab-

kommen im voraus zu notifizeiren.

In den in Absatz 6 Buchstabe d) genannten Fillen, in denen nicht von vornherein eindeutig
feststeht, ob die Beteiligungen Elemente staatlicher Beihilfe enthalten oder nicht, haben die
EFTA-Staaten die EFTA-Uberwachungsbehorde nachtriglich durch entsprechende regelmiRige und
ublicherweise jahrliche Berichte, wie in Absatz 9 darglegt, zu unterrichten.

In den in Absatz 6 Buchstabe c) genannten Fillen, in denen davon auszugehen ist, daff eine
staatliche Beihilfe vorliegt, ist die EFTA-Uberwachungsbehérde im voraus zu informieren. Nach
Priifung der ihr vorliegenden Informationen entscheidet die EFTA-Uberwachungsbehorde innerhalb
von 15 Werktagen, ob die tbermittelten Angaben als Notifizierung im Sinne des Artikels 1
Absatz 3 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen anzusehen sind.

Unbeschadet des Rechts der EFTA-Uberwachungsbehorde, Auskiinfte in Einzelfillen zu verlangen,
gilt die Verpflichtung zur systematischen nachtriglichen Unterrichtung nur fiir die Beteiligungen an
Unternehmen, bei denen folgende Schwellenwerte iiberschritten wurden:

— Bilanzsumme: 4 Millionen ECU,
— Nettoumsatz: 8 Millionen ECU,
— Beschiftigtenzahl: 250.

Die EFTA-Uberwachungsbehorde kann die vorstehend genannten Schwellenwerte je nach den damit
gewonnenen Erfahrungen gegebenenfalls neu festlegen.

Die EFTA-Staaten bedienen sich ferner bestimmter Investitionsformen, die zwar nicht alle Merk-
male einer Kapitaleinlage in Form eines Beteiligungserwerbs der offentlichen Hand aufweisen, die
ihr aber dennoch so stark ihneln, daf§ sie als solche zu behandeln sind. Dies gilt insbesondere fiir
die Bereitstellung von Kapital in Form von Wandelschuldverschreibungen iiber Darlehen, bei denen
die Rendite zumindest teilweise vom finanziellen Erfolg des Unternehmens abhangt. Die in Absatz 6
genannten Kriterien erstrecken sich auch auf diese Formen der Intervention, und die EFTA-Staaten
unterliegen den in den Absitzen 7 bis 14 festgelegten Verpflichtungen.

ANWENDUNG DER VORSCHRIFTEN UBER STAATLICHE BEIHILFEN AUF OFFENTLICHE
UNTERNEHMEN IN DER VERARBEITENDEN INDUSTRIE (')

Einfiihrung

Zum erfolgreichen Funktionieren des EWR-Abkommens bedarf es einer konsequenten Politik auf
dem Gebiet der staatlichen Beihilfen. Einen der Bereiche, die in dieser Hinsicht besondere
Aufmerksamkeit verdienen und in denen die Transparenz erhoht und die Politik weiterentwickelt
werden muf, stellen die 6ffentlichen Unternehmen dar. Die Erfahrungen der EG-Kommission haben
gezeigt, dafS

— in vielen Fillen lediglich Kapitalzufuhrungen in vollem Umfang unter die Beihilfevorschriften fiir
offentliche Unternehmen fielen, wihrend andere Formen offentlicher Finanzierung unberiick-
sichtigt blieben;

(") Dieses Kapitel entspricht der Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten zut Anwendung der Artikel 92 und 93
EWG-Vertrag und des Artikels 5 der Richtlinie 80/723/EWG der Kommission iiber offentliche Unternehmen in der
verarbeitenden Industrie (ABl. Nr. C 273 vom 18. 10. 1991, S. 2).
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— die Beihilfevorschriften dariiber hinaus im allgemeinen nur unrentable 6ffentliche Unternehmen
betrafen;

— offentliche Unternehmen in betrichtlichem Umfang Beihilfen auflerhalb genehmigter (und auch
Privatunternehmen zuginglicher) Beihilferegelungen erhalten haben, die nicht gemif den
geltenden Vorschriften notifiziert worden sind.

(2) In diesem Kapitel wird zunichst der unter Nummer 1 des Anhangs XV zum EWR-Abkommen
erwdhnte und im folgenden ,, Transparenz-Richtlinie“ genannte Rechtsakt (') ausfithrlich behandelt
und der Grundsatz entwickelt, daff immer dann, wenn der Staat einem Unternehmen Kapital unter
Umstianden bereitstellt, die fir einen Kapitalgeber unter normalen Marktbedingungen nicht
annehmbar wiren, er gegen das Prinzip des marktwirtschaftlich handelnden Kapitalgebers verstofit
und eine staatliche Beihilfe vorliegt. Anschliefend wird dargelegt, wie die EFTA-Uberwachungsbe-
horde durch Anwendung dieses Prinzips auf alle Formen der o6ffentlichen Finanzierung und auf
Unternehmen in allen Situationen zu mehr Transparenz in diesem Bereich gelangen mochte.

(3) Die Frage, ob eine der im EWR-Abkommen vorgesehenen Ausnahmeregelungen zur Anwendung
gelangen kann, wird an dieser Stelle nicht behandelt. Das Kapitel beschrinkt sich ferner auf die
verarbeitende Indusrie, was jedoch nicht ausschlieft, daf§ die EFTA-Uberwachungsbehorde das in
diesen Vorschriften erlduterte Konzept auch auf Einzelfille oder Sektoren auflerhalb der verarbei-
tenden Industrie ubertragt, soweit diese Grundsitze auf solche Sektoren anwendbar sind und es .
ihrer Ansicht nach fiir die Feststellung, ob staatliche Beihilfe vorliegt, erheblich ist.

20.2.  Offentliche Unternebmen und die Wettbewerbsregeln

(1) Das EWR-Abkommen ist hinsichtlich der den EU-Mitgliedstaaten oder EFTA-Staaten offenstehen-
den Wahl zwischen offentlichem oder privatem Eigentum neutral und li8t das Recht jedes Staates,
ein gemischtwirtschaftliches System zu errichten, unberithrt (Artikel 125). Es legt jedoch fest, daf§
fir 6ffentliche Unternehmen die allgemeinen Wettbewerbsregeln gelten (Artikel 59 Absatz 1).
Artikel 59 Absatz 2 sieht dazu eine Ausnahmebestimmung vor, wonach die Wettbewerbsregeln auf
alle offentlichen Unternehmen einschliefflich jener Anwendung finden, die mit Dienstleistungen von
allgemeinem wirtschaftlichen Interesse betraut sind oder den Charakter eines Finanzmonopols
haben, soweit die Anwendung dieser Bestimmungen nicht die Erfiillung der ihnen tbertragenen
besonderen Aufgaben rechtlich oder tatsichlich verhindert. Die Entwicklung des Handelsverkehrs
darf nicht in einem dem Interesse der Vertragsparteien zuwiderlaufenden Mafle beeintrichtigt
werden. Im Zusammenhang mit den Vorschriften iiber staatliche Beihilfen bedeutet dies, daf§
Beihilfen, die offentlichen Unternehmen gewihrt werden, genauso wie alle anderen staatlichen
Beihilfen zugunsten privater Unternehmen der EFTA-Uberwachungsbehorde im voraus notifiziert
werden miissen, damit diese feststellen kann, ob sie unter Artikel 61 Absatz 1 des EWR-
Abkommens fallen. Ist dies der Fall, so hat die EFTA-Uberwachungsbehorde zu entscheiden, ob
eine der im EWR-Abkommen vorgesehenen allgemeinen Ausnahmebestimmungen dahingehend
zutrifft, daff die Beihilfe mit dem Funktionieren des EWR-Abkommens vereinbar ist. Es ist die
Aufgabe der EFTA-Uberwachungsbehérde sicherzustellen, da bei der Anwendung der Wettbe-

werbsregeln weder offentliche noch private Unternehmen benachteiligt werden.

2) Der Transparenz-Richtlinie zufolge miissen die EFTA-Staaten dafiir Sorge tragen, daf8 der Zufluf§
aller dffentlichen Mittel in offentliche Unternehmen und die Verwendung dieser Mittel transparent
gemacht werden (Artikel 1 der Richtlinie). Die EFTA-Staaten haben der EFTA-Uberwachungsbe-
horde, falls diese eine entsprechende Anfrage fiir erforderlich hilt, die in Artikel 1 der Richtlinie
genannten Unterlagen zusammen mit allen notwendigen Hintergrundinformationen, insbesondere
iber die verfolgten Ziele, mitzuteilen (Artikel 5 der Richtlinie). Obgleich die besagte Transparenz
fir alle Formen der offentlichen Finanzierung gilt, sind insbesondere finanzielle Interventionen
folgender Art betroffen:

— Ausgleich von Betriebsverlusten,
— Bereitstellung von Kapital,
— nicht riickzahlbare Zuschiisse oder Darlehen zu Vorzugsbedingungen,

— Gewihrung von finanziellen Vergiinstigungen durch Verzicht auf Gewinne oder Nichteinzie-
hung von Schuldforderungen,

— Verzicht auf eine normale Verzinsung der eingesetzten 6ffentlichen Mittel,

— Ausgleich von durch die 6ffentliche Hand auferlegten finanziellen Belastungen.

(") Richtlinie 80/723/EWG der Kommission vom 25. Juni 1980 iiber die Transparenz der finanziellen Beziehungen zwischen
den Mitgliedstaaten und den 6ffentlichen Unternehmen (ABL. Nr. L 195 vom 29. 7. 1980, S. 35; siche Nummer 1 des
Anhangs XV zum EWR-Abkommen).
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Transparenz bei der Finanzierung durch die 6ffentliche Hand ist unabhingig davon zu gewihrlei-
sten, auf welchem Wege offentliche Mittel bereitgestellt werden. So fallen nicht nur die von der
offentlichen Hand den offentlichen Unternchmen unmittelbar bereitgestellten Mittel unter die
Transparenz-Richtlinie, sondern auch die Mittel, die von anderen offentlichen Unternehmen zur
Verfugung gestellt werden, auf die die 6ffentliche Hand einen beherrschenden Einfluf ausiibt
(Artikel 2 der Richtlinie).

" Die RechtmifRigkeit der Transparenz-Richtlinie wurde vom Gerichtshof der Europiischen Gemein-

schaften in seiner Entscheidung vom 6. Juli 1982 (') noch einmal bestitigt.

Die vom Gerichtshof dabei entwickelten Grundsitze sind inzwischen Teil der sténdigen Rechtspre-
chung. Im Hinblick auf den EWR lassen sie sich wie folgt zusammenfassen:

— Die in der Transparenz-Richtlinie enthaltene Verpflichtung, die finanziellen Beziehungen trans-
parent zu machen und auf Verlangen sachdienliche Auskiinfte zu erteilen, ist notwendig und
wird dem Prinzip der Verhaltnismafigkeit gerecht.

— Die Transparenz-Richtlinie wahrt das Prinzip der Neutralitat der Behandlung von &ffentlichen
und privaten Unternehmen.

— Um dariiber zu wachen, daff die in Artikel 61 des EWR-Abkommens und Artikel 1 des
Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen enthaltenen Bestimmungen eingehalten werden, hat
die EFTA-Uberwachungsbehorde ein legitimes Interesse,

— tber alle Formen des Zuflusses éffentlicher Mittel in 6ffentliche Unternehmen informiert zu
sein und

— von den direkt von der o6ffentlichen Hand und den indirekt iiber andere offentliche
Unternehmen in offentliche Unternehmen fliefenden staatlichen Geldern unterrichtet zu
werden.

'Grundsiitze zur Ermittlung von Beibilfeelementen

Erhalten offentliche genau wie private Unternehmen Mittel im Rahmen transparenter, von der
EFTA-Uberwachungsbehérde genehmigter Beihilferegelungen, so ist es offensichtlich, daf eine
staatliche Beihilfe vorliegt und zu welchen Bedigungen diese von der EFTA-Uberwachungsbehorde
bewiligt worden ist. Bei den in der Transparenz-Richtlinie aufgefithrten anderen Formen der
offentlichen Finanzierung ist ‘dies dagegen nicht in jedem Fall so eindeutig. In bestimmten
Situationen konnen offentliche Unternehmen ihre besonderen Beziehungen zur offentlichen Hand
als Kapitalgeber namlich zu ihrem Vorteil nutzen, wenn diese Kapital unter Umstinden bereitstellt,
die iiber ihre Rolle als einfacher Eigentiimer hinausgehen. Um sicherzustellen, daf8 die gebotene
Neutralitiat gewahrt bleibt, ist der Unterschied zwischen den Bedingungen, zu denen der Staat dem
offentlichen Unternehmen Mittel zur Verfiigung stellt, und den Bedingungen, zu denen ein privater,
in einem normalen marktwirtschaftlichen Umfeld agierender Kapitalgeber einem vergleichbaren
Pirvatunternehmen Mittel iiberlassen wiirde, als Beihilfe zu bewerten. Die Tatsache, daff der
Wettbewerb sowohl auf dem Weltmarkt wie auch auf den europdischen Mirkten immer globaler
und gleichzeitig schirfer wird, ist fur europidische Unternehmen von groffer Tragweite, u. a.
hinsichtlich der Forschung und Entwicklung und von Investitionsstrategien sowie deren Finanzie-
rung. Offentliche und private Unternehmen, die in verwandten Bereichen und unter vergleichbaren
wirtschaftlichen wie finanziellen Bedingungen titig sind, miissen im Hinblick auf eine solche
Finanzierung gleichbehandelt werden. Wenn jedoch 6ffentliches Kapital zu giinstigeren Bedingun-
gen (oder wirtschaftlich gesehen: billiger) zur Verfugung gestellt wird, als ein privater Eigentiimer es
einem Privatunternehmen bei entsprechender Finanz- und Wettbewerbslage iiberlassen wiirde, dann
entsteht dem offentlichen Unternehmen ein Vorteil, auf den private Unternehmen bei ihren
Eigentiimern nicht rechnen konnen. Wird die Bereitstellung offentlicher Mittel zu vorteilhafteren
Konditionen daher nicht als Beihilfe behandelt und unter Beriicksichtigung der im EWR-
Abkommen vorgesehenen Ausnahmeregelungen beurteilt, dann wird der Grundsatz der Neutralitit
bei der Behandlung offentlicher und privater Unternehmen verletzt.

Das als Ausgangspunkt zur Feststellung und Quantifizierung von Beihilfen angewandte Prinzip
eines unter normalen marktwirtschaftlichen Bedingungen handelnden Kapitalgebers ist von der
EG-Kommission in einer ganzen Reihe von Einzelfillen zugrunde gelegt worden (3). Dariiber

(') EuGH, 6. Juli 1982, Frankreich, Italien, Vereinigtes Konigreich/Kommission (verbundene Rechtssachen 188 bis 190, Slg.
1982, 2545).

(*) Vgl. hierzu die Entscheidungen der Kommission betreffend Meura (ABL. Nr. L 276 vom 19. 10. 1984, S. 34),
Leeuwarden (ABl. Nr. L. 277 vom 29. 9. 1982, S. 15), Intermills I (ABl. Nr. L 280 vom 2. 10. 1982, S. 30),
Boch/Noviboch (ABL. Nr. L 59 vom 27. 2. 1985, S. 21), Boussac (ABL Nr. L 352 vom 15. 12. 1987, S. 42), Alfa-Fiat
(ABL. Nr. L 394 vom 31. 5. 1989, S. 9), Pinault-Isoroy (ABL. Nr. L 119 vom 7. 5. 1988, S. 38), Fabelta (ABl. Nr. L 62
vom 3. 3. 1984, S. 18), Ideal Spun (ABI. Nr. L 283 vom 27. 10. 1984, S. 42), Renault (ABl. Nr. L 220 vom 11. 8.
1988, S. 30), ENI-Lanerossi (ABl. Nr. L 16 vom 20. 1. 1989, S. 52), Veneziana Vetro (ABl. Nr. L 166 vom 16. 6. 1989,
S. 60), Quimigal (ABIL. Nr. C 188 vom 28. 7. 1990, S. 3), CDF-Orkem (ABlL. Nr. C 198 vom 7. 8. 1990, S. 2.).



3.9. 9% Amtsblatt der Europaischen Gemeinschaften Nr. L 231/41

hinaus hat die Kommission in etlichen Fillen deutlich gemacht, daff Kapitalzufithrungen des Staates
nicht als Beihilfen anzusehen waren, weil eine angemessene Verzinsung des Kapitals durch
Dividenden oder Kapitalgewinne normalerweise erwartet werden konnte ().

(3) Festzuhalten bleibt, daf es keine Rolle spielt, ob die Kapitalzufithrung in das 6ffentliche Unterneh-
men direkt durch den Staat oder indirekt iiber staatliche Holdinggesellschaften bzw. andere
offentliche Unternehmen erfolgt.

(4) Auch der Gerichtshof der Europiischen Gemeinschaften hat das Prinzip des marktwirtschaftlich
handelnden Kapitalgebers zur Feststellung, ob Beihilfen vorliegen, fiir geeignet anerkannt. Wie vom
Gerichtshof bestitigt wurde, ist in den Fillen, in denen sich das Gesellschaftskapital fast véllig im
Besitz der offentlichen Hand befindet, insbesondere zu priifen, ob ein privater Gesellschafter in
einer vergleichbaren Lage unter Zugrundelegung der Rentabilitdtsaussichten und unabhingig von
allen sozialen, regionalpolitischen und sektorenbezogenen Uberlegungen die Kapitalhilfe gewihrt
hitte (2). Der Gerichtshof hat das Prinzip schliefSlich weiter differenziert, indem er zwischen einem
privaten Kapitalgeber mit einem kurzfristigen oder sogar spckulativen Zeithorizont und einer
privaten Holdinggesellschaft mit einer lingeren Perspektive unterschied. Es muf§ deutlich gemacht
werden, daf8 das Verhalten eines privaten Kapitalgebers, mit dem der Eingriff des o6ffentlichen
Kapitalgebers verglichen werden muf}, wobei ersterer nicht unbedingt ein gewohnlicher Investor ist,
der sein Kapital unter mehr oder weniger kurzfristigen Gewinnerwartungen anlegt, zumindest das
einer privaten Holdinggesellschaft oder einer Gruppe von Unternchmen sein muf, die eine
strukturelle, globale oder sektorale Anlagepolitk verfolgen und die sich an ldngerfristigen Gewinner-
wartungen ausrichten. Ein privater Kapitalgeber mag durchaus neues Kapital zur Verfiigung stellen,
um das Uberleben eines voriibergehend in Schwierigkeiten befindlichen Unternehmens sicherzustel-
len, das aber nach unter Umstinden notwendigen Umstrukturierungsmafinahmen wieder Gewinne
erzielen mufl. Ebenso mag eine Muttergesellschaft fiir eine begrenzte Zeit die Verluste einer
Tochtergesellschaft iibernehmen, um dieser Gelegenheit zu geben, sich unter moglichst giinstigen
Bedingungen aus dem Geschiftsbereich zuriickzuziehen. Solche Entscheidungen sind nicht nur
durch Aussichten auf einen unmittelbaren Gewinn begriindet, sondern konnen auch andere Griinde
haben, so zum Beispiel die Aufrechterhaltung des Images der gesamten Gruppe oder die Neuaus-
richtung ihrer Aktivititen. Falls jedoch die Zufithrung neuen Kapitals vollig getrennt von -allen,
selbst langfristigen, Gewinnméglichkeiten erfolgt, miissen diese Zufithrungen als Beihilfegewidhrung
betrachtet werden (3).

20.4.  Mebr Transparenz in der Beibilfepolitik

(1) Eines der Ziele dieses Kapitals ist die Erhohung der Transparenz durch eine systematischere
Anwendung der Beihilfevorschriften auf

— Offentliche Unternechmen in allen Situationen, und nicht nur auf Unternehmen, die Verluste
verzeichnen;

— alle in der Transparenz-Richtlinie aufgefithrten Formen der 6ffentlichen Finanzierung (Artike! 3
der Richtlinie) und insbesondere auf Darlehen und Biirgschaften sowie auf die Kapitalverzin-
sung, und nicht nur auf Kapitalzufithrungen.

2) Mehr Transparenz in der Beihilfepolitik soll dadurch erreicht werden, dafl das Prinzip des
marktwirtschaftlich handelnden Kapitalgebers entschieden auf offentliche Unternehmen in all den
Situationen und auf all jene offentlichen Finanzierungsformen angewandt wird, die in den
Anwendungsbereich der Transparenz-Richtlinie fallen. Dieses Prinzip wird deshalb herangezogen,
weil es ein geeigneter und praktischer Mafistab ist, um sowohl etwaige finanzielle Vorteile eines
offentlichen Unternchmens gegeniiber einem vergleichbaren Privatunternehmen zu ermessen als
auch die Neutralitit in der Behandlung der offentlichen und privaten Unternehmen zu garantie-
ren.

20.5. Anwendbarkeit des Prinzips des marktwirtschaftlich bandelnden Kapitalgebers in der Praxis

(1) Bei der Anwendung des Prinzips eines unter normalen marktwirtschaftlichen Bedingungen handeln-
den Kapitalgebers konnen sich gewisse Schwierigkeiten ergeben. Einige zusitzliche Erlauterungen
erscheinen daher angebracht. Es ist nicht das Ziel der EFTA-Uberwachungsbehérde, dem Kapital-
geber Investitionsentscheidungen abzunehmen. Offentliche Unternehmen und die 6ffentliche Hand
miissen zweifellos jeden zusatzlichen Kapitalbedarf im Hinblick auf die damit verbundenen Risiken
und das zu erwartende Ergebnis priifen, wie dies private Unternehmen und Geldgeber auch tun
wiirden. Die EFTA-Uberwachungsbehérde ist sich ihrerseits dariiber im klaren, daf éffentliche

(") Vgl. hierzu die Entscheidungen der Kommission betreffend CDF/Orkem teilweise (a. a. O.), Quimigal teilweise
(a. a. O.), Intermills II (Bulletin EG 4-1990, Ziffer 1.1.34) und Ernaelsteen (18. Wettbewerbsbericht, Ziffern 212 .und
213).

(?) Siehe EuGH, 10. 7. 1986, Belgien/Kommission (Rechtssache 40/85, Slg. 1986, 2321).

(%) Siehe EuGH, 21. 3. 1991, ltalien/Kommission (Rechtssache C 305/89, Slg. 1991, 1-1603) und EuGH, 21. 3. 1991,
Italien/Kommission (Rechtssache 303/88, Slg. 1991, 1433).
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ebenso wie private Unternehmen bei einer solchen Risikoanalyse unternehmerische Mafstibe
anlegen misssen, was wiederum auf seiten des Kapitalgebers ein breites Urteilsvermdgen voraussetzt.
Innerhalb dieses Spielraums an Moglichkeiten darf aus der Entscheidung des Investors nicht auf das
Vorliegen staatlicher Beihilfe geschlossen werden. Bei der Bewertung der Griinde fiir die Bereitstel-
lung von Kapital haben die EFTA-Staaten zu entscheiden, ob eine Notifizierung entsprechend ihrer
Verpflichtung aus Artikel 1 Absatz 3 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen erforderlich
ist. In diesem Zusammenhang sei auf Kapitel 19 Absatz 6 Buchstabe d) und Absatz 12 des
Leitfadens hingewiesen. Nur wenn objektive Griinde gegeben sind, die verniinftigerweise erwarten
lassen, daf8 das eingesetzte Kapital eine angemessene Rendite abwirft, die auch fiir einen unter
normalen Marktbedingungen handelnden Kapitalgeber akzeptabel wire, liegt keine staatliche
Beihilfe vor, selbst wenn das Vorhaben ganz oder teilweise aus éffentlichen Mitteln finanziert wird.
Es ist nicht die Absicht der EFTA-Uberwachungsbehorde, Investitionsvorhaben vorab zu priifen, es
sei denn, das Vorhaben wird gemiaf Artikel 1 Absatz 3 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkom-
men vorher notifiziert.

Die EFTA-Uberwachungsbehdrde wird keinesfalls ihren Einblick in die Sachlage nachtriglich
ausnutzen und die Bereitstellung 6ffentlicher Mittel zur staatlichen Beihilfe erkliren, nur weil die
tatsdchlich erzielte Ertragsrate nicht angemessen war. Lediglich Vorhaben, bei denen nach Ansicht
der EFTA-Uberwachungsbehorde keine objektiven oder in gutem Glauben angenommenen Griinde
vorlagen, die verniinftigerweise zum Zeitpunkt der Investitions- bzw. Finanzierungsentscheidung
eine fiir ein vergleichbares privates Unternehmen annehmbare Rendite erwarten lieflen, kénnen als
Beihilfen behandelt werden. Nur dann wird Kapital unter giinstigeren Konditionen bereitgestellt, als
es einem privaten Unternehmen zur Verfiigung stiinde, d. h. es liegen Subventionen vor. Es liegt auf
der Hand, daff wegen der mit jeder Investitionsentscheidung verbundenen Risiken nicht alle
Vorhaben erfolgreich sein werden, und einige moglicherweise nur eine unterdurchschnittliche
Rendite aufweisen oder auch vollstindig scheitern werden. Gleiches gilt fiir den privaten Kapitalge-
ber, dessen Investitionen ebenfalls unter Umstinden nur unterdurchschnittlich verzinst werden oder
véllig miflingen. Uberdies unterscheidet ein solcher Ansatz nicht zwischen Vorhaben mit kurzen
und langen Amortisationszeiten, solange die Risiken angemessen und objektiv bewertet und auf den
Zeitpunkt der Investitionsentscheidung abgezinst werden, wie dies ein privater Kapitalgeber auch
tun wiirde.

Die EFTA-Uberwachungsbehorde weiff, daf8 jede unternehmerische Investitionsentscheidung einen
groffen Ermessensspielraum voraussetzt. Sie muf$ das Prinzip des marktwirtschaftlich handelnden
Kapitalgebers jedoch anwenden, wenn aufler Frage steht, daf es fiir die Bereitstellung 6ffentlicher
Mittel keine andere plausible Erklirung gibt als die, daff es sich um die Gewihrung einer
staatlichen Beihilfe handelt. Auf dieselbe Weise ist auch zu verfahren, wenn in einer staatlichen
Holdinggesellschaft unrentable Unternehmensteile durch rentable subventioniert werden. Im priva-
ten Sektor ist dies der Fall, wenn entweder das betreffende Unternehmen eine langfristig
erfolgversprechende Strategie verfolgt oder wenn die Quersubventionierung der Unternehmens-
gruppe als Ganzes Nettovorteile bringt. In Fillen von Quersubventionierung in staatlichen
Holdinggesellschaften wird die EFTA-Uberwachungsbehorde entsprechenden strategischen Zielen
Rechnung tragen. Solche Quersubventionierungen werden nur dann als Beihilfen angesehen, wenn
die EFTA-Uberwachungsbehorde zu der Auffassung gelangt, daf$ kein anderer verniinftiger Grund
fir den KapitalzufluB als die Gewihrung einer Beihilfe vorliegt. Haufig sind bestimmte —
offentliche wie private — Unternehmen aus steuerlichen oder anderen Griinden in mehrere rechtlich
unabhingige Tochtergesellschaften aufgeteilt. In der Regel fordert die EFTA-Uberwachungsbehorde
jedoch keine Informationen iiber Mitteliibertragungen zwischen solchen rechtlich unabhingigen
Tochterunternehmen an.

Die EFTA-Uberwachungsbehorde ist sich ebenfalls dariiber im klaren, dafl ein marktwirtschaftlich
handelnder Investor unterschiedlich vorgehen kann, je nachdem, ob er eine Minderheitsbeteiligung
an einem Unternehmen hilt oder ob er eine groffe Unternehmensgruppe zu 100% kontrolliert.
Wihrend im ersten Fall die Bezichung eher spekulativer Natur oder nur kurzfristig von Interesse
sein diirfte, ist im zweiten Fall gewohnlich von einem lidngerfristigen Interesse auszugehen. Wenn
die offentliche Hand demnach ein offentliches Unternehmen oder eine Unternehmensgruppe
kontrolliert, wird sie sich in der Regel weniger von rein auf kurzfristigen Gewinn ausgerichteten
Uberlegungen leiten lassen, als dies bei einer Minderheitsbeteiligung ohne Kontrolirechte der Fall
wire. Entsprechend wird auch ihr Zeithorizont linger sein. Die EFTA-Uberwachungsbehorde
berticksichtigt, welcher Art die Beteiligung der offentlichen Hand ist, wenn sie deren Verhalten an
einem unter Marktbedingungen handelnden Kapitalgeber mifit. Dies gilt auch fiir die Beurteilung
von Winschen nach zusitzlichem Kapital zur finanziellen Neuordnung eines Unternehmens im
Unterschied zu Kapitalnachfragen zur Finanzierung bestimmter Vorhaben ('). Die EFTA-Uberwa-
chungsbehorde ist sich dariiber hinaus der Tatsache bewuflt, daf§ ein marktwirtschaftlich handeln-
der Kapitalgeber der Nachfrage nach zusitzlichern Kapital im allgemeinen positiver gegeniibersteht,
wenn das betreffende Unternehmen oder die Unternehmensgruppe in der Vergangenheit angemes-

() Dies ist unter Umstinden besonders fiir 6ffentliche Unternehmen von Bedeutung, die vom &ffentlichen Eigentiimer aus

nicht kommerziellen Griinden (z. B. Beschrinkung der offentlichen Ausgaben) absichtlich mit zuwenig Kapital
ausgestattet worden sind.
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sene Investitionsrenditen in Form von Dividenden oder Kapitalgewinnen erwirtschaftet hat. Ein
Unternehmen, das im Verhiltnis zu vergleichbaren Unternehmen schlechter abgeschnitten hat, wird
dagegen von dem privaten Geldgeber/Eigentimer, der zusitzliche Mittel bereitstellen soll, in der
Regel skeptischer beurteilt. Ist das zusitzliche Kapital erforderlich, um den Wert der Investition
insgesamt zu erhalten, kann von der offentlichen Hand wie von einem privaten Kapitalgeber
erwartet werden, dafl sie bei der Priifung der Frage, ob die Zusage neuer Mittel wirtschaftlich
gerechtfertigt ist, diesem gréfleren Zusammenhang Rechnung tragen. Auch bei der Entscheidung,
einen Geschiftsbereich wegen mangelnder Aussichten auf die mittel- bzw. langfristige Existenzfi-
higkeit des Betriebes aufzugeben, kann von einer 6ffentlichen Unternehmensgruppe ebenso wie von
einer privaten Gruppe erwartet werden, daff sie Zeitpunkt und Umfang der Einstellung dieser
Aktivititen unter Beriicksichtigung der Folgen fiir den Ruf und die Organisation der Gruppe
bestimmt.

(5) Zur Beurteilung von Wiinschen nach zusatzlichem Kapital verfugt ein Anteilseigner gewohnlich
iiber die notwendigen Informationen, um feststellen zu konnen, ob es gerechtfertigt ist, einem
solchen Wunsch nachzukommen. Umfang und Inhalt der von dem Kapital nachfragenden Unter-
nehmen vorgelegten Informationen konnen je nach Art und Hohe der benotigten Mittel, nach dem
Verhiltnis zwischen dem Unternehmen und dem Anteilseigner und sogar nach der in der
Vergangenheit von dem Unternehmen erwirtschafteten Rendite variieren (!). Ohne ausreichende
Daten wiirde ein marktwirtschaftlich handelnder Kapitalgeber iiblicherweise keine zusitzlichen
Finanzmittel zur Verfigung stellen. Ahnliche Uberlegungen diirften in der Regel auch fiir 6ffentli-
che Unternehmen gelten, die Finanzmittel beantragen. Die Finanzdaten sollten der EFTA-
Uberwachungsbehérde auf ausdriickliche Anfrage in Form einschligiger Unterlagen zuginglich
gemacht werden, wenn diese sie zur Beurteilung von Investitionsvorhaben fiir erforderlich hilt, um
feststellen zu kénnen, ob die Finanzierung eine staatliche Beihilfe darstellt ().

(6) Die EFTA-Uberwachungsbehérde wird die ihr zuginglich gemachten Informationen nicht weiterlei-
ten, da diese dem Geschiftsgeheimnis unterliegen. Deshalb werden Investitionsvorhaben von der
EFTA-Uberwachungsbehorde nicht im voraus gepriift, es sei denn, es sind damit staatliche Beihilfen
verbunden und eine vorherige Notifizierung nach Artikel 1 Absatz 3 des Protokolls 3 zum
Uberwachungsabkommen ist vorgeschrieben. Hat die EFTA-Uberwachungsbehérde dagegen berech-
tigten Anlaf zu der Vermutung, daf§ mit der Bereitstellung von Mitteln fiir 6ffentliche Unternehmen
Beihilfen verbunden sein konnen, kann sie gemiaf ijhren Zustindigkeiten nach Artikel 61 des
EWR-Abkommens und Artikel 1 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen von den EFTA-
Staaten die erforderlichen Auskiinfte verlangen, um feststellen zu kénnen, ob in dem betreffenden
Fall eine Beihilfe vorliegt.

20.6.  RechtmifSigkeit

(1) Die EFTA-Uberwachungsbehorde erkennt an, dafi kommerzielle Zielsetzungen nicht immer die
wesentlichen Beweggriinde sind, wenn die offentliche Hand ihr Recht auf Eigentum an Unterneh-
men wahrnimmt. Von offentlichen Unternehmen wird bisweilen erwartet, daf sie zusitzlich zu
ihren grundlegenden kommerziellen Aktivitdten auch nicht kommerzielle Aufgaben erfiillen. So
konnen offentliche Unternehmen in einigen EFTA-Staaten die Rolle einer ,,Konjunkturlokomotive*
zugewiesen bekommen, etwa im Rahmen der Rezessionsbekimpfung, um in Schwierigkeiten
befindliche Unternehmen zu restrukturieren oder die Regionalentwicklung zu férdern. Oder es wird
von offentlichen Unternehmen erwartet, daf$ sie sich in unterentwickelten Gebieten ansiedeln, in
denen die Kosten hoher sind, bzw. daf sie die Beschiftigung uiber das wirtschaftlich gebotene Maf§
hinaus aufrechterhalten. Hinzu kommt, daf§ bei manchen Dienstleistungen ein bestimmter Anteil an
offentlichen Leistungen politisch erzwungen bzw. gesetzlich vorgeschrieben sein kann. Diese nicht
kommerziellen Ziele bzw. Aufgaben (d. h. soziale 6ffentliche Giiter) sind mit Kosten verbunden, die
letztlich vom Staat (d. h. den Steuerzahlern) entweder in Form von zusitzlichen Finanzmitteln (z. B.
Kapitalzufithrungen) oder einer niedrigeren Verzinsung des eingesetzten Kapitals aufgebracht
werden miissen. Eine solche Unterstiitzung der Versorgung mit 6ffentlichen Leistungen kann unter
gewissen Umstinden den Wettbewerb verzerren. Solange jedoch keine der im EWR-Abkommen
vorgesehenen Ausnahmeregelungen zur Anwendung gelangt, sind die offentlichen Unternehmen
durch die ihnen auferlegte Verpflichtung zur Erfillung dieser nicht kommerziellen Ziele von den
Wettbewerbsregeln nicht ausgenommen.

2) Die EFTA-Uberwachungsbehorde kann die ihr im EWR-Abkommen zugewiesenen Aufgaben nur
dann erfiillen, wenn sie iiber die entsprechenden Informationen verfiigt, um feststellen zu konnen,
ob der Zufluf finanzieller Mittel in offentliche Unternehmen eine Beihilfe darstellt, um diese

(") Minderheitsaktiondre, die keinen Zugang zu ,Insiderinformationen® iiber den Gang der Geschifte des Unternehmens
haben, fordern unter Umstanden eine verbindlichere Begriindung fiir die Bereitstellung neuer Mittel als ein Aktionir mit
Kontrollrechten, der vielleicht sogar auf der Ebene der Geschiftsleitung an der Entwicklung der Unternehmensstrategie
beteiligt und tber die Finanzlage bereits genau unterrichtet ist.

(%) Dieses Auskunftsersuchen fillt unter die Ermittlungsbefugnis der EFTA-Uberwachungsbehdrde gemif Artikel 3 und
Artikel 61 des EWR-Abkommens, Artikel 3 des Uberwachungsabkommens und Artikel 1 des Protokolls 3 zu diesem
Abkommen sowie Artikel 1 Buchstabe c) der Transparenz-Richtlinie, wonach die tatsichliche Verwendung 6ffentlicher
Mittel offenzulegen ist.
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Beihilfen zu quantifizieren und um anschliefend entscheiden zu kénnen, ob eine der im EWR-
Abkommen vorgesehenen Ausnahmebestimmungen zutrifft. Dieses Kapital beschriankt sich darauf,
in einem ersten wichtigen Schritt die Transparenz der fraglichen Finanzstrome zu erhohen. Die sich
in einem zweiten Schritt anschliefende Frage nach der Vereinbarkeit der festgestellten Beihilfen mit
den geltenden Bestimmungen wird hier nicht behandelt, da eine solche Entscheidung gemifl den
einschldgigen Vorschriften der EFTA-Uberwachungsbehorde getroffen wird.

Verschiedene Formen staatlicher Eingriffe

Bei der Feststellung, ob das Bereitstellen offentlicher Mittel zugunsten offentlicher Unternehmen als
Beihilfe anzusehen ist, mufl die EFTA-Uberwachungsbehorde die nachstehend erérterten Faktoren
fiir alle von diesem Teil des Leitfadens betroffenen Formen staatlicher Eingriffe — Kapitalzufithrun-
gen, Biirgschaften, Darlehen, Verzinsung der Investitionen (') — beriicksichtigen. Diese Faktoren
sollen den EFTA-Staaten als Anhaltspunkte fiir die wahrscheinliche Haltung der EFTA-Uberwa-
chungsbehbrde in konkreten Fillen dienen. Bei diesem Vorgehen wird die EFTA-Uberwachungsbe-
hérde der Durchfihrbarkeit des oben dargelegten Prinzips des marktwirtschaftlich handelnden
Kapitalgebers in der Praxis Rechnung tragen.

Kapitalzufiithrungen

Eine Kapitalzufithrung wird als Beihilfe eingestuft, wenn sie unter Umstinden erfolgt, die fiir einen
unter normalen marktwirtschaftlichen Bedingungen agierenden Kapitalgeber nicht hinnehmbar
wiren. Damit wird in der Regel eine Situation bezeichnet, in der die Verfassung und die
Zukunftsaussichten eines Unternehmens eine gemessen an einem vergleichbaren privaten Unterneh-
men iibliche Verzinsung des eingesetzten Kapitals (auf dem Wege der Ausschiittung von Dividenden
oder des Kapitalzuwachses) in einem absehbaren Zeitraum nicht erwarten 1dft. Ein marktwirt-
schaftlich handelnder Investor wiirde in der Regel Kapital bereitstellen, wenn der Gegenwarts-
wert (3) des erwarteten zukiinftigen Cash-flows aus dem Finanzierungsvorhaben (das dem Investor
in Form von Dividendenzahlungen und/oder Kapitalgewinnen unter Beriicksichtigung der Risiko-
primie erwichst) den eingesetzten Investitionsbetrag iibersteigt.

In manchen EFTA-Staaten sind die Investoren unter Umstianden gesetzlich verpflichtet, Unterneh-
men, deren Eigenkapitalbasis infolge andauernder Verluste auf eine bestimmte Hohe geschrumpft
ist, zusitzliche Mittel bereitzustellen. Diese Staaten konnten argumentieren, daf§ Kapitalzufithrun-
gen in solchen Fillen nicht als Beihilfe anzusehen wiren, weil sie lediglich der Erfiilllung einer
gesetzlichen Verpflichtung dienten. Hierbei handelt es sich jedoch eher um eine vermeintliche
»Verpflichtung®, da ein kaufminnisch handelnder Investor in einer solchen Lage auch die
Maoglichkeit der Liquidierung oder anderweitigen Reduzierung seiner Investition in Betracht ziehen
muf. Wenn jedoch auf diese Moglichkeiten, die sich unter Beriicksichtigung der Folgen fiir die
betroffene Unternehmensgruppe moglicherweise als der finanziell verniinftigere Weg erweisen,
verzichtet wird, dann wiren alle nachfolgenden Kapitalzufithrungen und sonstigen staatlichen
Eingriffe als Beihilfen einzustufen.

Beim Vergleich staatlichen Handelns mit dem Verhalten eines nach marktwirtschaftlichen Prinzi-
pien handelnden Kapitalgebers — vor allem dann, wenn das betreffende Unternehmen keine
Verluste macht — beurteilt die EFTA-Uberwachungsbehérde die finanzielle Lage des Unternehmens
zu dem Zeitpunkt, zu dem die Zufihrung zusatzlichen Kapitals vorgesehen ist bzw. war. Anhand
der Beurteilung der folgenden Faktoren wird die EFTA-Uberwachungsbehorde feststellen, ob die
investierten Betrage ein Beihilfeelement enthalten. Dieses Beihilfeelement besteht aus den Investi-
tionskosten abziiglich des entsprechend abgezinsten Wertes der Investition. Es sei darauf hingewie-
sen, daff die nachstehend genannten Positionen fiir jede Analyse zwar unerldflich, jedoch nicht
notwendigerweise ausreichend sind, da auflerdem die weiter oben dargelegten Grundsitze und die
Frage zu beriicksichtigen sind, ob die benétigten Mittel fiir Investitionsvorhaben oder die finanzielle
Neuordnung verwendet werden.

— Ertragslage: Auswertung der Ergebnisse iiber einen Zeitraum von mehreren Jahren. Zu
beurteilen ist die sich aus den mafigeblichen Rentabilititsziffern ergebende Entwicklungsten-
denz.

— Finanzkennzahlen: Das Verhiltnis Fremdkapital/Eigenkapital (Verschuldungsgrad des Unterneh-
mens) ist den allgemein iiblichen Standards sowie den Durchschnittswerten in dem betreffenden
Industriezweig und der direkten Wettbewerber usw. gegeniiberzustellen. Ferner sind verschie-
dene Kennziffern fiir die Liquiditit und Zahlungsfihigkeit des Unternehmens zu berechnen, um
dessen Kreditwiirdigkeit zu ermitteln (dies ist besonders wichtig, um die potentielle Fremdfinan-
zierungskapazitit eines normalen Marktbedingungen ausgesetzten Unternehmens beurteilen zu

(') Dies ist keine erschopfende Aufzihlung. .
{*) Zukiinftiger Cash-flow diskontiert auf die Kapitalkosten des Unternehmens (interner Abzinsungssatz).
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kénnen). Die EFTA-Uberwachungsbehérde ist sich der Schwierigkeiten bewuft, die mit einem
solchen Vergleich zwischen den EFTA-Staaten — insbesondere aufgrund unterschiedlicher
Rechnungslegungspraktiken oder -vorschriften — verbunden sind. Sie wird dies bei der
Festlegung der geeigneten Bezugspunkte fiir den Vergleich zwischen den mit staatlichen Mitteln
geforderten offentlichen Unternehmen beriicksichtigen.

— Finanzplanung: Wenn ein Investitionsprogramm mit 6ffentlichen Mitteln finanziert werden soll,
so ist dieses Programm natiirlich zusammen mit den ihm zugrunde liegenden Annahmen
dahingehend ausfiihrlich zu priifen, ob die Investition gerechtfertigt ist.

— Marktverhiltnisse: Zu untersuchen sind die Marktentwicklungen (Trends der vergangenen Jahre
und insbesondere Zukunftsaussichten), die Marktanteile eines Unternehmens innerhalb eines
aussagefihigen Zeitraums sowic die zukiinftig erwartete Entwicklung.

20.7.2. Biirgschaften

(1) Uber die Einstellung der EFTA-Uberwachungsbehérde zu staatlichen Biirgschaften gibt Kapitel 17
Aufschluf. Sie betrifft alle Biirgschaften, dic vom Staat entweder unmittelbar oder mittelbar tber
Finanzinstitutionen gewihrt werden und in den Anwendungsbereich des Artikels 61 Absatz 1 des
EWR-Abkommens fallen. Vorhandene oder potentielle Wettbewerbsverzerrungen infolge der
Zusage staatlicher Biirgschaften lassen sich nur aufspiiren, wenn die Beurteilung zum Zeitpunke
ihrer Erteilung erfolgt. Auch eine nicht in Anspruch genommene Biirgschaft kann ein Unternehmen
in die Lage versetzen, seine Geschifte fortzufuhren und vielleicht sogar einen Wettbewerber aus
dem Markt zu dringen, der auf eine vergleichbare Sicherheit nicht zuriickgreifen kann. Das
betreffende Unternehmen hat damit einen Vorteil zu Lasten der Wettbewerber, d. h. eine Beihilfe
erhalten, was sich auf den Wettbewerb ausgewirkt hat. Die Bewertung der Beihilfeelemente von
Biirgschaften schlieft die Untersuchung der Finanzlage des Darlehensnehmers ein. Das Beihilfeele-
ment solcher Biirgschaften lige in der Differenz zwischen dem vom Darlehensnehmer auf dem
freien Markt zu zahlenden Zins und dem ihm aufgrund der Biirgschaft tatsachlich berechneten Satz
abziiglich etwaiger Biirgschaftsprimien. Gliubiger kénnen nur dann eine staatliche Biirgschaft in
Anspruch nehmen, wenn diese ausdriicklich einem 6ffentlichen oder privaten Unternehmen erteilt
worden ist. Ergibt die Priifung hinsichtlich der im EWR-Abkommen vorgesehenen Ausnahmerege-
lungen, daf die Biirgschaft als mit dem Funktionieren des EWR-Abkommens unvereinbar anzuse-
hen ist, hat das Unternehmen dem Staat den Wert etwaiger Beihilfen zuriickzuerstatten, auch wenn
dies den Konkurs des Unternehmens bedeutet; Anspriiche der Glaubiger hingegen werden befrie-
digt. Diese Bestimmungen gelten fiir offentliche und private Unternehmen gleichermafien. Fiir
offentliche Unternehmen sind, abgesehen von den nachstehenden Anmerkungen, keine weiteren
Sonderregelungen erforderlich.

(2) Offentliche Unternehmen, deren Satzung einen Konkurs ausschlieft, sind fiir alle Darlehensaufnah-
men praktisch Empfinger einer Dauerbeihilfe, gleichbedeutend mit einer Biirgschaft, wenn' die
Satzung es den betreffenden Unternehmen erlaubt, Darlehen zu gunstigeren Bedingungen aufzuneh-
men, als ithnen sonst eingerdumt wiirden.

(3) Ist mit der Beteiligung der 6ffentlichen Hand an einem o6ffentlichen Unternehmen eine unbegrenzte
Haftung statt der iiblichen Haftungsbeschrinkung verbunden, so wird die EFTA-Uberwachungsbe-
horde diese als Biirgschaft fiir simtliche Gelder, die der unbegrenzten Haftung unterliegen, werten.
Sie wendet dann die oben dargelegten Grundsitze auf diese Burgschaft an.

20.7.3. Darlehen

(1) Bei der Gewihrung von Darlehen ist dem unter normalen Marktbedingungen handelnden Glaubi-
ger das damit verbundene Risiko — Zahlungsunfihigkeit des Schuldners — bewuflt. Der mogliche
Verlust umfafit den gesamten Darlehensbetrag (das eingesetzte Kapital) sowie die bei Eintreten der
Zahlungsunfihigkeit falligen, aber noch ausstehenden Zinsen. Das mit einer Darlehensvereinbarung
verbundene Risiko schligt sich in der Regel in zwei verschiedenen Bezugsgrofien nieder:

a) dem geforderten Zinssatz und

b) der zur Deckung des Darlehens zu leistenden Sicherheit.

2) Es ist davon auszugehen, dafl ein hohes angenommenes Risiko sich in beiden Parametern
niederschligt. Ist dies nicht der Fall, so wird die EFTA-Uberwachungsbehorde annehmen, dafl das
betreffende Unternehmen einen Vorteil und damit eine Beihilfe empfangen hat. Ahnliches gilt auch
fur den Fall, daff die durch eine feste oder variable Belastung des Unternehmens gepfindeten
Vermdgenswerte zur vollstandigen Riickzahlung des Darlehens nicht ausreichen wiirden. Die
EFTA-Uberwachungsbehérde wird die fiir die Darlehensfinanzierung hinterlegten Sicherheiten
sorgfaltig priifen. Die Beurteilung erfolgt in dhnlicher Weise wie im Fall der Kapitalzufiithrungen.
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20.7.4.

Das Beihilfeelement entspricht der Differenz zwischen dem von dem Unternehmen eigentlich zu
zahlenden Zinssatz (der wiederum von der Finanzlage des Unternehmens und der von ihm zu
stellenden Sicherheit abhingt) und dem tatsdchlich gezahlten Satz. (Dieser einstufigen Beurteilung
des Darlehens liegt die Annahme zugrunde, daff der Glaubiger im Fall der Zahlungsunfihigkeit sein
Recht zur Beitreibung aller ihm geschuldeten Betrige wahrnehmen wird.) Im Extremfall, d. h. im
Fall der Gewihrung eines unverbiirgten Darlehens an ein Unternchmen, dem unter normalen
Umstdnden keine Mittel bereitgestellt wiirden (etwa wegen geringer Ruckzahlungsaussichten),
kommt das Darlehen tatsichlich einem Zuschuf§ gleich und wiirde von der EFTA-Uberwachungsbe-
horde als solcher eingestuft werden.

Ausgangspunkt wire die Einschdtzung des Darlehensgebers zum Zeitpunkt der Genehmigung des
Darlehens. Ist er bereit (bzw. wie unter Umstinden im Fall staatlich kontrollierter Banken direkt
oder indirekt gezwungen), das Darlehen zu bankuniiblichen Konditionen zu vergeben, ist von einem
Beihilfeelement auszugehen, dessen Umfang ermittelt werden muf. Diese Grundsitze gelten
natiirlich auch fir private Unternehmen, die Darlehen von offentlichen Finanzinstitutionen erhal-
ten.

Verzinsung der Investitionen

Der Staat sollte ebenso wie jeder andere marktwirtschaftlich handeinde Kapitalgeber auch eine von
einem vergleichbaren privaten Unternehmen zu erwartende normale Verzinsung seiner Kapitalinve-
stitionen durch Dividenden oder Kapitalwertsteigerungen zugrunde legen ('). Die Rendite bestimmt
sich nach dem Gewinn (nach Abschreibungen, aber vor Steuern und Anlagenabgingen), ausge-
driickt als Prozentsatz des eingesetzten Vermogens. Die Finanzierungsform (d. h. Fremd- oder
Eigenkapital) spielt hicrbei keine Rolle; sie kann bei offentlichen Unternehmen von Griinden
bestimmt sein, die aufSerhalb rein wirtschaftlicher Uberlegungen liegen. Sollte eine normale
Verzinsung mittelfristig oder langfristig nicht erreichbar sein (wobei die Unsicherheit des langfristi-
gen Ertrages sich in einer entsprechenden Diskontierung niederschlagen muf) und von dem
offentlichen Unternehmen keine Abhilfe geschaffen werden, so ist von einer indirekten Férderung
des Unternehmens auszugehen, da der Staat auf Ertriige verzichtet, die ein marktwirtschaftlich
handelnder Kapitalgeber von einer vergleichbaren Investition erwarten wiirde. Der Begriff der
normalen Verzinsung wird, wenn moglich, unter Bezugnahme auf vergleichbare Privatunternehmen
definiert. Die EFTA-Uberwachungsbehérde ist sich der Schwierigkeiten bewufit, die mit solchen
Vergleichen zwischen den EFTA-Staaten verbunden sind. Erschwert wird ein internationaler
Vergleich dieser Kennzahlen dariiber hinaus durch unterschiedlich strukturierte Kapitalmirkte,
Wechselkursschwankungen und abweichende Zinssitze in den EFTA-Staaten. In den Fillen, in
denen eine genaue Ermittlung der Vermogenswerte wegen der Rechnungslegungspraxis schon in
einem EFTA-Staat mit Unsicherheiten behaftet ist, wodurch die Bestimmung der Rendite erschwert
wird, priift die EFTA-Uberwachungsbehorde die Méoglichkeit, entweder bereinigte Werte oder
einfachere Kriterien (z. B. Betriebskapital nach Abschreibungen, aber vor Anlagenabgingen) zur
Ermittlung der wirtschaftlichen Leistungsfihigkeit heranzuziehen.

Ein Privatunternehen wiirde im Fall einer unzureichenden Verzinsung entweder von sich aus
MafSnahmen zur Behebung dieses MifSstandes treffen oder von seinen Aktioniren dazu veranlafSt
werden. Hierzu wire in der Regel ein ausfithrlicher Plan zur Steigerung der Ertragskraft auszuar-
beiten. Wenn ein offentliches Unternehmen eine unzureichende Kapitalverzinsung aufweist, konnte
die EFTA-Uberwachungsbehorde zu der Ansicht gelangen, dafl Beihilfeelemente vorliegen, die im
Hinblick auf Artikel 61 des EWR-Abkommens zu priifen wiren. Unter diesen Umstinden erhilt
das offentliche Unternehmen in der Tat sein Kapital zu einem giinstigeren als dem marktiiblichen
Preis, was einer Subventionierung gleichkommt.

Desgleichen ist von einer staatlichen Subventionierung auszugehen, wenn der Staat auf Dividenden-
einnahmen aus einem 6ffentlichen Unternehmen verzichtet hat und mit den einbehaltenen Gewin-
nen keine marktiibliche Verzinsung, wie oben beschrieben, erzielt wird. Ein Staat mag es aus
Griinden, die auflerhalb wirtschaftlicher Uberlegungen liegen, vorziehen, auf Dividenden zu
verzichten bzw. geringere Dividenden hinzunehmen, als einem Unternehmen regelmiBig Kapital
zufithren zu miissen. Diese Form der regelmifigen ,,Bereitstellung von Mitteln* fiihrt zum gleichen
Ergebnis und ist deshalb der Zufiihrung neuen Kapitals gleichzustellen und gemif den oben
dargelegten Grundsitzen zu bewerten.

(') Der Verzicht auf eine normale Verzinsung offentlicher Mittel fallt unter die Transparenz-Richtlinie.

3.9.9%4
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TEIL V

VORSCHRIFTEN UBER SEKTORALE BEIHILFEN

21. BEIHILFEN AN DIE TEXTIL- UND BEKLEIDUNGSINDUSTRIE (')

(1) Um zu vermeiden, dafl staatliche Beihilfen zugunsten der Textil- und Bekleidungsindustrie den
Wettbewerb in einer Weise verfilschen, die dem Funktionieren des EWR-Abkommens schadet,
werden folgende Vorschriften eingefithrt:

21.1.  Besondere Aspekte der Textil- und Bekleidungsindustrie

(1) Die Textil- und Bekleidungsindustrie ist ein Sektor, der seit geraumer Zeit mit Anpassungsschwie-
rigkeiten zu kiampfen hat. Thre strukturellen Schwierigkeiten gehen einerseits auf das Aufkommen
bestimmter Produktionszweige in Entwicklungslindern in Verbindung mit dem Trend zu einer
schrittweisen Offnung der Mirkte auf welcweiter Ebene und andererseits auf die technologische
Entwicklung zuriick, die die Produktions- und Absatzbedingungen fiir die Textilindustrie in
Zukunft dandern diirfte.

(2) Beihilfen zugunsten der Textil- und Bekleidungsindustrie wirken sich zum Teil sehr erheblich auf
den Wettbewerb und auf den Handel im raumlichen Geltungsbereich des EWR-Abkommens aus,
da der Warenaustausch zwischen den Vertragsstaaten des Abkommens auf diesem Gebiet sehr
lebhaft ist. Obwohl sich die Anpassungsprobleme praktisch tiberall im rdumlichen Geltungsbereich
des EWR-Abkommens stellen, kann die Lage der Industrie je nach dem in den einzelnen Staaten
bereits erreichten Grad der Anpassung sehr unterschiedlich sein. Trotz der engen Verflechtung der
einzelnen Textil- und Bekleidungsbranchen stellen sich die Anpassungsprobleme nicht iiberall mit
der gleichen Dringlichkeit.

(3) Die EFTA-Uberwachungsbehérde hilt es fiir schr wiinschenswert, daff ein EFTA-Staat, der
Beihilfen zugunsten der Textil- und Bekleidungsindustrie in mehr oder weniger gezielter Form fiir
notwendig erachtet, diese im Rahmen sektorenspezifischer Regelungen gewihren sollte.

(4) Sofern es der betreffende EFTA-Staat jedoch dariiber hinaus fiir erforderlich hilt, bei der
Konzipierung solcher Beihilfen auch den Sektor selbst nicht betreffenden Umstinden und insbeson-
dere regionalen Problemen Rechnung zu tragen, muf§ er die Bedingungen fiir die Beihilfegewihrung
dergestalt festlegen, dafl jede Entscheidung zur Bewilligung einer Beihilfe an die Textil- und
Bekleidungsindustrie oder eines ihrer Unternehmen daran ausgerichtet (sektorale und auflersekto-
rale Begriindung) und ihre Auswirkung auf die Lage der Branche im gesamten riumlichen
Geltungsbereich des EWR-Abkommens beurteilt werden kann.

() Der vorliegende Leitfaden betrifft ausschlieflich die vorstehend erwihnten sektoralen Aspekte der
Beihilfen. Es ist jedoch offenkundig, daff Beihilfen, die auch auflersektoralen und insbesondere
regionalen Erfordernissen gerecht werden, auch unter regionalen Gesichtspunkten zu priifen sind.
Der regionale Aspekt ist dabei sowohl im Hinblick auf die Probleme der Regionalentwickiung als
auch auf deren Auswirkung auf den Wettbewerb und den Handel zwischen den Vertragsparteien in
diesem Wirtschaftszweig herauszuarbeiten und zu beurteilen.

21.2.  Sektorale Bedingungen fiir Beihilfen an die Textil- und Bekleidungsindustrie

(1) Unter bestimmten Voraussetzungen — vor allem dann, wenn es um die Lésung dringender sozialer
Probleme geht — konnen Beihilfen, die ein EFTA-Staat der Textil- und Bekleidungsindustrie
gewiahrt, gerechtfertigt sein. Die EFTA-Uberwachungsbehorde weist jedoch darauf hin, daf
Beihilfen in diesem Wirtschaftszweig zu Wettbewerbsverzerrungen zu fithren drohen, die fiir die
von solchen Mafinahmen nicht begiinstigten Wettbewerber untragbar sind. Dies trifft insbesondere
auf Beihilfen zur Modernisierung und Rationalisierung zu, die daher grundsitzlich auch nicht
zugelassen werden konnen. In solchen Fillen ist eine Genehmigung nur maglich, wenn u. a. die
nachstehend genannten Bedingungen erfiillt sind: '

— Die Beihilfen diirfen nicht zu einer Ausweitung der Kapazititen fithren.

(") Dieses Kapitel entspricht der Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten iiber den Gemeinschaftsrahmen fiir die
Beihilfen zugunsten der Textilindustrie (SEK(71) 363 endg. — Juli 1971) und dem Schreiben der Kommission an die
Mitgliedstaaten SG(77) D/1190 vom 4. Februar 1977 und Anlage: Priifung der gegenwirtigen Lage auf dem Gebiet der
Beihilfen zugunsten der Textil- und Bekleidungsindustrie (Dok. SEK(77) 317 vom 25. Januar 1977; siche Nummern 13
und 14 des Anhangs XV zum EWR-Abkommen).
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— Die Beihilfen miissen die Lage der Textil- und Bekleidungsindustrie nicht nur in dem
betreffenden Staat, sondern auch im gesamten raumlichen Geltungsbereich des EWR-Abkom-
mens beriicksichtigen. Nach Auffassung der EFTA-Uberwachungsbehorde sollten etwaige Beihil-
fen zugunsten des Sektors in Ubereinstimmung mit den folgenden Kategorien und Bedingungen
konzipiert und durchgefithrt werden. In jedem Fall werden Beihilfen dieser Art von der
EFTA-Uberwachungsbehorde zu gegebener Zeit unter Bezugnahme auf diese Kategorien und
Bedingungen beurteilt.

Beihilfen fiir kollektive Manahmen im Te)l(til- und Bekleidungsbereich

Zu dieser ersten Gruppe zahlen die Beihilfen fir kollektive Mafinahmen offentlicher, wissenschaft-
licher oder beruflicher Organisationen, deren Ziel darin besteht,

— sowohl die Grundlagenforschung als auch die angewandte Forschung zur Entwicklung neuer
Fasern sowie zur Verbesserung der Verfahren fiir die Behandlung und Verarbeitung bereits
bekannter Fasern zu fordern;

— die kurzfristigen Vorausschitzungen zur Abschwichung der konjunkturellen Schwankungen, die
auf dem Textil- und Bekleidungsmarkt besonders stark ausgepragt sind, zu verbessern.

Die Gewidhrung der fraglichen Beihilfen mifite an eine wesentliche Beteiligung des begiinstigten
Industriezweiges an den Kosten der geférderten Mafinahmen gebunden werden. Sie dirfen den
Wettbewerb und den Handel nicht mehr beeintrachtigen, als fiir die Verwirklichung dieses Zieles
unerliflich ist.

Beihilfen fiir die Strukturverbesserung in der Textil- und Bekleidungsindustrie

Unter Beihilfen fir die Strukturverbesserung werden Beihilfen fir Unternehmen der Textil- und
Bekleidungsindustrie verstanden, die darauf abzielen,

— den Abbau etwaiger Uberkapazititen in den Textilbranchen und Textilsparten zu erleichtern;
— die Umstellung von Grenzbetrieben auf andere als textilwirtschaftliche Tatigkeiten zu férdern;

— die Produktions- und Absatzstrukturen der Textil- und Bekleidungsindustrie durch horizontale
Konzentration oder vertikale Integration zu verbessern mit der Mafgabe, daf§ solche Beihilfen
nicht zu einer Ausweitung von Produktionskapazititen fihren.

Die Beihilfen miifften nach folgenden Modalititen gewidhrt werden:
— Sie sollten nur fiir kurze Zeit gelten,

— eine wesentliche Eigenbeteiligung der Begiinstigten an den Kosten und Risiken der geforderten
Mafinahmen vorsehen,

— einen unmittelbaren Zusammenhang zwischen der Gewahrung der Beihilfe und den geforderten
MafSnahmen herstellen,

— es ermdglichen, die Auswirkungen der Beihilfe auf die geforderten Mafnahmen problemlos und
im Vergleich zum gesamten rdumlichen Geltungsbereich des EWR-Abkommens zu beurteilen,

— und — in jedem Fall — den Wettbewerb und den Handel nicht mehr als absolut unerlafilich
beeintrachtigen.

Bethilfen fiir Investitionen in der Textil- und Bekleidungsindustrie

Diese Kategorie umfafit Beihilfen zur Modernisierung der Textil- und Bekleidungsindustrie insge-
samt und zur Umstellung innerhalb des Sektors.

Bei der Gewihrung solcher Beihilfen ist aufgrund ihrer besonders ausgepragten Auswirkungen auf
die Wettbewerbsfihigkeit dufferste Zuriickhaltung geboten.

Die Beihilfen mufSten nicht nur die Auflage erfilllen, keine Kapazititsausweitungen zuzulassen und
die Lage der begiinstigten Sparte im raumlichen Geltungsbereich des EWR-Abkommens insgesamt
zu beriicksichtigen, sondern auch durch besonders dringliche soziale Probleme begriindet sein.

Dariiber hinaus miifiten die Beihilfen neben den bereits im Hinblick auf die Strukturverbesserung in
der Textil- und Bekleidungsindustrie dargelegten allgemeinen Bedingungen (siehe Punkt 21.2.2)
noch folgende Voraussetzungen erfillen:

— Thr Anwendungsbereich muf8 sich streng auf solche Tatigkeiten im Textil- und Bekleidungssek-
tor beschrianken, die zugleich vor besonders drangenden sozialen Problemen und bedeutenden
Anpassungsschwierigkeiten stehen.
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— Ziel dieser Beihilfen muf sein, den Begiinstigten kurzfristig unter Beriicksichtigung der generel-
len Tendenz zur fortschreitenden Offnung der Weltmirkte geniigend Wettbewerbsfahigkeit zu
verleihen, um mit Erfolg auf dem internationalen Textil- und Bekleidungsmarkt bestehen zu
konnen.

— Sie diirfen sich nicht nur nach engen sektoralen Beurteilungskriterien richten, sondern miissen
auch dem durch eine dynamische Entwicklung der Struktur des EWR-Marktes geprigten
Umfeld Rechnung tragen.

21.3.  Zugrunde zu legende allgemeine Grundsitze

(1) Bei der Gewihrung von Beihilfen zugunsten der Textil- und Bekleidungsindustrie ist weiterhin
folgendes zu beachten:

— Die Schaffung neuer Uberkapazititen in dem bereits durch einen anhaltenden strukturellen
Kapazititsiiberhang gekennzeichneten Sektor muf§ verhindert werden.

— Sowoh!l die Umstellung von Branchen oder Sektoren mit Uberkapazititen als auch die
Weiterentwicklung der Produktionstechniken durch Forschungstitigkeit sollten gefordert wer-
den.

— Die von der EFTA-Uberwachungsbehorde nach Priifung der Beihilfen zugunsten eines Unterneh-
mens oder einer Branche der Textil- und Bekleidungsindustrie zu treffenden Entscheidungen
bediirfen der standigen Koordinierung.

(2) Nach Ansicht der EFTA-Uberwachungsbehorde liegt es im Interesse des Sektors selbst, ein
drohendes Wettrennen um immer mehr Beihilfen zu vermeiden.

(3) Eine Hiufung unkoordinierter einzelstaatlicher Beihilferegelungen mit unterschiedlichen Intensititen
kann weder auf nationaler noch auf EWR-Ebene die Lage des Sektors auf Dauer verbessern. Sie
beeintrichtigt vielmehr die Wettbewerbsbedingungen, ohne dafs dadurch die Stirkung der Stellung
dieses Wirtschaftszweigs oder die Einfithrung neuer Techniken erleichtert wird. Derartige Beihilfe-
mafinahmen wiirden sich nachteilig auf den Handel auswirken und gegenseitig aufheben, indem sie
die Anstrengungen der Regierungen zunichte machen und die erwarteten Resultate schmalern.

4) Die Vorschriften betreffend Beihilfen zugunsten der Textil- und Bekleidungsindustrie miissen den
spezifischen Merkmalen dieses Industriezweigs, und zwar insbesondere der Vielfalt und der
Entwicklung der Erzeugnisse, der Technologien und der Mirkte sowie dem Umstand Rechnung
tragen, dafd der Sektor einem raschen Strukturwandel ausgesetzt ist.

(5) Der Begriff der ,,Uberkapazitit® setzt voraus, daf8 eine ausreichende Anzahl von Branchen
zugrunde gelegt wird, und ist auch im Zusammenhang mit der voraussichtlichen Entwicklung der
Wettbewerbsbedingungen zu sehen.

(6) Spezifische nationale Bethilfen zur Schaffung neuer Kapazitdten in bestimmten Bereichen der Textil-
und Bekleidungsindustrie, in denen bereits ein struktureller Kapazititsiberhang besteht oder der
Markt stindig stagniert, miissen vermieden werden.

(7) In den Branchen der Textil- und Bekleidungsindustrie, in denen Uberkapazititen und ein schrum-
pfender Markt zu einem Preiseinbruch im gesamten rdumlichen Geltungsbereich des EWR-
Abkommens gefithrt haben, konnen von vornherein nur Beihilfen an Unternehmen befirwortet
werden, die sich auf Tatigkeiten auflerhalb des Sektors insgesamt oder der betreffenden Branche
umstellen.

(8) In der gegenwirtigen Lage, in der die Textil- und Bekleidungsindustrie sich nach neuen Techniken
zur Verbesserung ihrer Produktivitit und zur Differenzierung ihrer Erzeugnisse gegeniiber Produk-
ten aus Drittlindern umsieht, kénnen Beihilfen, die die Produktionsabliufe und -techniken
verbessern helfen, sowie Beihilfen fir die angewandte Forschung spezialisierter Einrichtungen
befiirwortet werden, sofern deren Ergebnisse dem Sektor im gesamten rdumlichen Geltungsbereich
des EWR-Abkommens zu handelsiiblichen Bedingungen und unterschiedslos zuginglich gemacht
werden.

22. BEIHILFEN ZUGUNSTEN DER KUNSTFASERINDUSTRIE ()
22.1.  Allgemeine Grundsditze

(1) Angesichts der anhaltenden Uberkapazititen vor allem in der Kunstfaserindustrie muf die EFTA-
Uberwachungsbehorde dafiir Sorge tragen, daff die Wettbewerbsbedingungen durch die Marke-

M Dieses Kapitel entspricht dem Gemeinschaftsrahmen fiir Beihilfen zugunsten der Kunstfaserindustrie (ABl. Nr. C 346
vom 30. 12. 1992, S. 2).
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krifte bestimmt werden. Nach Auffassung der EFTA-Uberwachungsbehérde ist ein hoher Ausla-
stungsgrad der Produktionskapazititen ein wirksamer Weg, um die internationale Wettbewerbsfi-
higkeit der Kunstfaserhersteller zu stirken.

Die EFTA-Uberwachungsbehérde weist die EFTA-Staaten und alle interessierten Dritten darauf hin,
dafl es ihr erkldrtes Ziel ist, jede finanzielle Unterstiitzung durch die 6ffentliche Hand, die zur
Errichtung neuer Produktionskapazititen oder nur zur Aufrechterhaltung bestehender Kapazititen
im Kunstfasersektor fithren wiirde, zu verhindern. Zu diesem Zweck wird sie Beihilfen nur dann
genehmigen, wenn die begiinstigten Unternehmen ihre Produktionskapazititen erheblich reduzieren.
Unternehmen, die zur Anpassung ihrer Produktion an die wirtschaftliche und technische Entwick-
lung in den Ausbau oder die Beibehaltung ihrer Kapazititen investieren mochten, werden auf eigene
Mittel zuriickgreifen miissen. Dementsprechend verlangt die EFTA-Uberwachungsbehorde, dafl
jedes Vorhaben zur Gewihrung einer Beihilfe, mit der — in welcher Form auch immer —
entsprechende Mafinahmen der Kunstfaserhersteller gefordert werden sollen, zu notifizieren ist.

Dazu wiirde die EFTA-Uberwachungsbehorde die EFTA-Staaten auffordern, ihr alle Informationen
zu iibermitteln, die sie benotigt, um die Auswirkungen etwaiger Beihilfen zugunsten eines
Kunstfaserherstellers auf den Sektor beurteilen zu konnen. Die allgemeine Auskunftspflicht gilt
auch fiir den Fall, daf die Beihilfen im Rahmen einer von der EFTA-Uberwachungsbehorde zuvor
genehmigten Beihilferegelung gewidhrt werden. Bei notifizierten Beihilferegelungen, die unter die
Vorschriften iiber staatliche FuE- und Umweltschutzbeihilfen fallen, erfolgt die materiellrechtliche
Priifung von Beihilfevorhaben nach Mafigabe dieser Vorschriften.

Die EFTA-Uberwachungsbehorde weist die EFTA-Staaten und interessierte Dritte darauf hin, daff
sich der materiellrechtliche Anwendungsbereich, in dessen Rahmen sie ihre besonderen Uberwa-
chungsbefugnisse gemiaf den Artikeln 61 und 62 des EWR-Abkommens und Artikel 1 des
Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen ausiibt, auf vier Faserarten (Polyester-, Polyamid-,
Acryl- und Polypropylenfasern) erstreckt, unabhingig davon, ob sie fiir Bekleidungs- oder Indu-
striezwecke bestimmt sind. Im industriellen Bereich gelten die in diesem Kapitel dargelegten
Grundsitze sowohl fiir die Herstellung und Texturierung der genannten Fasern als auch fiir ihre
Polymerisation, soweit dieser Vorgang Bestandteil der Fasererzeugung ist.

Besondere Notifizierungsanforderungen

Jede Beihilfe, die die offentliche Hand Unternehmen in der Kunstfaserindustrie im Sinne der
vorstehenden Definition im Rahmen einer bestehenden Beihilferegelung zu gewihren beabsichtigt,
ist gemifd Artikel 1 Absatz 3 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen vorher zu notifizie-
ren.

Bewertungskriterien

Bei der Prifung von Vorhaben zur Gewihrung von Investitionsbeihilfen zugunsten von Unterneh-
men in der Kunstfaserindustrie wird die EFTA-Uberwachungsbehérde die nachstehend aufgefiihrten
Kriterien zugrunde legen.

Jedes Vorhaben wird im Hinblick auf das Funktionieren des EWR-Abkommens bewertet; dabei ist
im Falle der Kunstfaserindustrie im allgemeinen von der Notwendigkeit der Umstrukturierung
auszugehen. Die EFTA-Uberwachungsbehorde steht grundsitzlich Investitionsbeihilfen positiv
gegeniiber, mit denen Strukturschwichen der benachteiligten Regionen in den EFTA-Staaten
ausgeglichen werden sollen.

Bei der Bewertung des Umfangs der Verringerung der Produktionskapazititen eines Unternehmens,
das Investitionsbeihilfen erhalten soll, wird die EFTA-Uberwachungsbehérde die besonderen
Umstidnde eines jeden Vorhabens (an dieser Stelle sei noch einmal daran erinnert, daf§ Beihilfevor-
haben von der EFTA-Uberwachungsbehdrde abgelehnt werden, wenn das betreffende Unternehmen
seine Kapazitdten aufstocken oder beibehalten sollte) und dabei insbesondere folgendes wiirdigen:

— die Intensitdt der geplanten Beihilfe,

— den Umfang und den Standort der zu fordernden Investitionen (so konnte in den Fillen, in
denen ein Vorhaben fiir eine Regionalbeihilfe nach Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe a) oder ¢) des
EWR-Abkommens in Betracht kommt, der Kapazititsabbau im Hinblick auf das Ausmaf der
strukturellen Nachteile der betreffenden Region beurteilt werden),

— die Entwicklung des mittleren Auslastungsgrads der Produktionskapazititen sowohl des Sck-
tors (') als auch des begiinstigten Unternehmens sowie des Konzerns, dem dieses gegebenenfalls
angehort.

(") Unter ,Sektor* versteht die EFTA-Uberwachungsbehérde die vier erfafiten Faserarten insgesamt und die von der
jeweiligen Investition betroffene Faser.
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(4) Mit dem Kriterium der durchschnittlichen Auslastung der Produktionskapazititen méchte die
EFTA-Uberwachungsbehérde sicherstellen, daff die Umstrukturierung des begiinstigten Unterneh-
mens nicht durch den erst kurze Zeit zuriickliegenden Erwerb ungenutzter, rasch veralteter
Kapazititen ausgelost wurde. Ganz allgemein soll damit die Uberpriifung der Lebensfihigkeit des
begiinstigten Unternehmens erleichtert werden.

() Zur Quantifizierung der Kapazititen werden die EFTA-Staaten gebeten, diese in Tonnen, bei
Garnen auch in Dezitex anzugeben. Die Angaben in Dezitex sollen die EFTA-Uberwachungsbe-
hérde in die Lage versetzen, bei ihrer Priifung den durchschnittlichen Dezitex-Wert vor Zahlung der
Beihilfe und diesen Wert nach Vornahme der geforderten Investitionen zu beriicksichtigen.

22.4.  Zeitliche Begrenzung

(1) Die vorstehend genannten Vorschriften gelten bis zum 31. Dezember 1994, sofern die EFTA-
Uberwachungsbehérde keine anderweitigen Beschliisse fafst.

23. BEIHILFEN AN DIE KRAFTFAHRZEUG-INDUSTRIE (1)
23.1.  Einfiibrung

(1) Angesichts der sensiblen Wettbewerbssituation in der Kraftfahrzeug-Industrie hat die EFTA-
Uberwachungsbehorde beschlossen, die nachstehend aufgefiihrten Vorschriften betreffend staatliche
Beihilfen in der Kfz-Industrie einzufiihren. Sie sollen die volle Transparenz und ein hoheres Maf an
Disziplin bei der Gewihrung von Beihilfen in diesem Bereich sichern, um die Wettbewerbsfihigkeit
der Industrie vor Verzerrungen durch unlauteren Wettbewerb zu bewahren. Die EFTA-Uberwa-
chungsbehorde kann nur dann eine wirksame Wettbewerbspolitik betreiben, wenn sie zu einzelnen
Beihilfevorhaben vor der Gewiahrung Stellung beziehen kann. Deshalb sehen die Vorschriften die
vorherige Notifizierung aller wichtigen Beihilfevorhaben, ungeachtet ihrer Zweckbestimmung,
sowie die Vorlage jihrlicher Berichte iiber alle Beihilfezahlungen vor.

23.2.  Definition des Wirtschaftszweigs

(1) Der ,Kfz-Sektor umfaf8t die Herstcllung und den Zusammenbau von Kraftfahrzeugen und die
Herstellung von Kraftfahrzeugmotoren.

(2) Der Begriff ,Kraftfahrzeuge® umfaflt Personenkraftwagen (GrofSserien-, Spezial- und Sportfahr-
zeuge), Lieferwagen, Lastkraftwagen, Straenzugmaschinen, Omnibussc, Reisebusse und sonstige
gewerblich genutzte Fahrzeuge.

(3) Von dieser Definition ausgenommen sind Rennwagen, verkehrsferne Fahrzeuge (z. B. Schnee- und
Golfmobile), Motorrider, Anhinger, Land- und forstwirtschaftliche Traktoren, Wohnwagen,
Spezial-Lkw und -Lieferwagen (z. B. Spritzen- und Werkstattwagen), Muldenkipper, Kraftkarren
(z. B. Last-, Stapel- und Portalkraftkarren) und Militarfahrzeuge.

(4) Der Begriff ,,Kfz-Motoren“ umfaf8t Diesel- und Verbrennungsmotoren fiir die vorstehend aufge-
fithrten ,Kraftfahrzeuge®.

(5) Nicht einbezogen sind Teile und Zubehér fiir Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeugmotoren.

(6) Beihilfen fiir die Fertigung von Teilen oder Zubehér zugunsten eines Kfz-Herstellers oder seiner
Tochtergesellschaft bzw. im Rahmen einer Lizenz oder von Patenten eines Kfz-Herstellers oder
seiner Tochtergesellschaft sind jedoch ebenfalls im voraus zu notifizieren.

23.3.  Besondere Notifizierungsanforderungen

(1) Vorab zu notifizieren gemifd Artikel 1 Absatz 3 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen
sind alle Beihilfen, die dic 6ffentliche Hand Unternehmen im Kfz-Sektor nach der vorstehenden
Definition im Rahmen einer bestehenden Beihilferegelung gewihrt, sobald der Kostenaufwand der
zu férdernden Mafinahmen 12 Millionen ECU ubersteigt. Beihilfen, die auferhalb einer genehmig-

“ (") Dieses Kapitel entspricht dem Gemeinschaftsrahmen fiir staatliche Beihilfen in der Kfz-Industrie (ABl. Nr. C 123 vom
18. 5. 1989, S. 3 und ABL Nr. C 81 vom 26. 3. 1991, S. 4; siche Nummern 16 und 17 des Anhangs XV zum
EWR-Abkommen) und der erginzenden Kommissionsmitteilung (ABl. Nr. C 36 vom 10. 2. 1993, S. 4).
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ten Beihilferegelung gewihrt werden sollen, unterliegen ungeachtet der Kosten der Maffnahme und
der Intensitit der Beihilfe ausnahmslos der Notifizicrungspflicht nach Artikel 1 Absatz 3 des
Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen. Geplante Beihilfen, die nicht unmittelbar an eine
bestimmte MaBnahme gebunden sind, miissen notifiziert werden, auch wenn sie im Rahmen von
der EFTA-Uberwachungsbehorde bereits genehmigter Regelungen gewihrt werden. Ein Standard-
vordruck fir die Notifizierung von Beihilfevorhaben in der Kfz-Industrie ist in Anhang VI des
Leitfadens wiedergegeben.

Kriterien fiir die Beurteilung von Beibilfevorhaben

Die vorherige Notifizierung jeglicher Beihilfen zugunsten des Kfz-Sektors soll die EFTA-Uberwa-
chungsbehorde in die Lage versetzen, deren Vercinbarkeit mit den Wettbewerbsregeln des EWR-
Abkommens direkter iiberpriifen zu konnen.

Bei der Bewertung staatlicher Beihilfen sind zum cinen die allgemeinen wirtschaftlichen und
industriellen Gegebenhciten und zum anderen die sektoren- und unternehmensspezifischen Faktoren
in ihrem regionalen und sozialen Zusammenhang zu beriicksichtigen. Die EFTA-Uberwachungsbe-
horde ist jedoch nicht bestrebt, diesem Wirtschaftszweig eine industriepolitische Strategie aufzu-
zwingen; solche Entscheidungen sollten der Industriec und dem Marke selbst tiberlassen werden. Die
EFTA-Uberwachungsbehdrde mochte gewihrleisten, daf die Kraftfahrzeughersteller in Zukunft in
einem von fairem Wecttbewerb gekennzeichncten Umfeld operieren kénnen. Deshalb mochte sie
Handelsverzerrungen durch staatliche Beihilfen verhindern und allgemeine wettbewerbsorientierte
Rahmenbedingungen schaffen, die die Produktivitit und Wettbewerbsfihigkeit dieser Industrie
fordern sollen.

Die Kriterien, von denen sich die EFTA-Uberwachungsbehérde bei ihrer Beurteilung von Beihilfe-
vorhaben leiten ldft, richten sich nach den mit der jeweiligen Beihilfe verfolgten Zielen. Es muf§
jedoch generell sichergestellt werden, daff die Beihilfe in einem angemessenen Verhiltnis zu den
Schwierigkeiten steht, zu deren Losung sie beitragen soll. Bei der Beurteilung der verschiedenen
Zweckbestimmungen von Beihilfen wird dic EFTA-Uberwachungsbehorde vor allem folgende
Kriterien zugrunde legen:

Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen

Rettungs- und Umstrukturierungsbeihilfen sollten grundsatzlich nur in Ausnahmefillen genchmigt
werden. Dic Beihilfe muff an einen annehmbaren Umstrukturierungsplan gekniipft scin. Es mufs
gewihrleistet sein, dafl die Beihilfe den Begiinstigten nicht in die Lage versetzt, seinen Marktanteil
zu Lasten der nicht geférderten Wettbewerber zu erhohen. In Fillen, in denen bestimmte
Unternehmen weiterhin UberschufSkapazititen aufweisen, kann die EFTA-Uberwachungsbehdrde
Kapazititskiirzungen als Beitrag zur Gesundung des Sektors insgesamt verlangen.

Regionalbeihilfen

Investitionsbethilfen zur Errichtung neuer Anlagen und Auswecitung bestehender Kapazititen im
Kfz-Bereich, dic als Beitrag zur Uberwindung von Strukturschwichen in benachteiligten Regionen
der EFTA-Staaten gedacht sind, werden von der EFTA-Uberwachungsbehérde grundsitzlich positiv
beurteilt. Der Nutzen fiir die regionale Entwicklung (z. B. Beitrag zur dauerhaften Entwicklung
einer Region durch Schaffung von Dauerarbeitsplitzen) sollte den méglichen nacheeiligen Auswir-

kungen auf den Sektor insgesamt (z. B. Schaffung umfangreicher Uberschufkapazititen) gegeniiber-

gestellt werden.

Investitionsbcihilfen fiir Innovation, Modernisierung oder Rationalisierung

Im EWR-weiten Markt fiir Kraftfahrzeuge wird der Wettbewerb zwischen den Herstellern an
Intensitit sogar noch zunehmen und wird die wettbewerbsverfilschende Wirkung staatlicher
Beihilfen noch starker zum Ausdruck kommen. Deshalb wird die EFTA-Uberwachungsbehorde schr
strenge Mafstiabe an Beihilfen fiir Modernisierungen und Innovationen anlegen. Solche Mafnah-
men sollten von den Unternehmen selbst durchgefithre und in der Regel aus eigenen Mitteln oder
uber Bankdarlehen im Rahmen des normalen Geschiftsgeschehens unter wettbewerblichen Marke-
bedingungen finanziert werden. Bethilfen fiir grundsitzliche Rationalisierungsmanahmen sind
sorgfiltig daranfhin zu untersuchen, ob sie zu ciner unerliflichen und grundlegenden Anderung in
der Struktur und Organisation der Geschiftstitigkeiten fithren und ob die geforderten Mitte! iiber
das Maf hinausgehen, das ein Unternehmen in der Regel aus eigenen Mitteln bestreiten kénnen
sollte. In dhnlicher Weise werden Innovationsbeihilfevorhaben daraufhin gepriift, ob sie fiir die
Einfithrung wirklich neuartiger Erzeugnisse oder Verfahren bestimmt sind.
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23.4.4. Beihilfen fiir Forschung und Entwicklung

(1 Die EFTA-Uberwachungsbehérde befiirwortet FuE-Beihilfen im vorwettbewerblichen Stadium. Sie
hat jedoch im Einklang mit den Vorschriften iiber staatliche FuE-Beihilfen (sieche Kapitel 14) zu
gewihrleisten, daf eine klare Unterscheidung zwischen der eigentlichen Forschung und Entwicklung
einerseits und der Einfilhrung neuer Techniken im Zusammenhang mit Produktionsinvestitionen
(Modernisicrung) andererseits getroffen wird.

23.4.5. Beihilfen fiir Umweltschutz und Energiccinsparung

(1) Die Entwicklung schadstoffarmer und energiceinsparender Fahrzeuge ist eine Grundforderung an
die Kfz-Industrie und sollte dementsprechend aus den eigenen Mitteln der Unternehmen finanziert
werden. Allgemeine Umweltschutzbeihilfen, die gemifl den einschlagigen Vorschriften (sieche Kapi-
tel 15) gewihrt werden, konnen im Rahmen bestehender Beihilferegelungen weiterhin zuléssig sein.
Sie sind von Fall zu Fall zu untersuchen.

23.4.6. Beihilfen fiir die Berufsausbildung im Zusammenhang mit Investitionen

(1) Ausbildungs-, Umschulungs- und Umstellungsprogramme werden von der EFTA-Uberwachungsbe-
horde grundsitzlich befiirwortet. Die fiir solche Zwecke vorgesehenen Beihilfen miissen einer
Priifung unterzogen werden, um sicherzustellen, dafl sie nicht die von den Unternehmen im
Normalfall selbst zu tragende Kostenlast einfach verringern und den Zielen dieser Vorschriften
entgegenwirken.

(2) Die EFTA-Uberwachungsbehorde beabsichtigt deshalb, auf der Grundlage dieser Vorschriften
Beihilfen zugunsten von Ausbildungsmafinahmen einzelner Unternchmen sorgfltig zu priifen, die in
unmittelbarem Zusammenhang mit Investitionen stehen. Die EFTA-Uberwachungsbehorde wird
dafiir Sorge tragen, dafl

— die Intensitidt von Beihilfen dieser Art, die fiir Produktionsinvestitionen gewihrt werden, eine
annehmbare Hohe nicht tibersteigt;

— die mit einem Investitionsvorhaben verbundenen Ausbildungsmaflnahmen wegen grundlegender
qualitativer Anderungen in den beruflichen Anforderungen eines erheblichen Anteils der
Beschiftigten unerldflich sind, so daff davon ausgegangen werden kann, daf§ sie zur Sicherung
der Beschiftigung und Schaffung neuer Beschaftigungsmoglichkeiten zugunsten von Arbeitneh-
mern beitragen sollen, deren Arbeitsplatz gefiahrdet ist.

(3) Durch Investitionen bedingte Ausbildungsmafinahmen eines Unternehmens oder aller Unternehmen,
die diese Voraussetzungen nicht erfiillen, sind als Teil der Investition anzusehen und an den weiter
oben dargelegten Kriterien fiir die verschiedenen Arten von Investitionsbeihilfen zu messen.

4) Von Investitionsvorhaben unabhingige Umschulungsmafinahmen zur Weiterbeschiftigung von
Arbeitnehmern innerhalb dessclben Unternchmens, mit denen im Rahmen der Umstrukturierung
Arbeitsplitze gesichert und neue Beschiftigungsméglichkeiten fiir Arbeitnehmer geschaffen werden
sollen, deren Arbeitsplatz gefihrdet ist, kénnen als forderungswiirdig eingestuft werden.

23.4.7. Betriebsbeihilfen

(1) Betriebsbeihilfen sollten auch in benachteiligten Regionen nicht genehmigt werden, da sie sich in
einem empfindlichen Sektor wie der Kfz-Industrie unmittelbar und anhaltend wettbewerbsverzer-
rend auswirken. Die EFTA-Uberwachungsbehorde wird neue Betriebsbeihilfen in diesem Sektor
nicht genehmigen und, gestiitzt auf Artikel 1 Absatz 1 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkom-
men, allen EFTA-Staaten, die weiterhin derartige Beihilfen gewihren, vorschlagen, sie allmahlich
auslaufen zu lassen.

23.5.  Vorlage von Berichten

(1) Die EFTA-Staaten werden aufgefordert, der EFTA-Uberwachungsbehorde alljahrlich einen Bericht
vorzulegen, in dem simtliche und in jeglicher Form erfolgte Beihilfezahlungen an die Hersteller von
Kraftfahrzecugen und Kraftfahrzeugmotoren fiir das betreffende Jahr aufgefiihrt sind. Auch Beihilfe-
leistungen, die den Schwellenwert fiir die vorherige Notifizierung nicht iiberschreiten, sind im
Jahresbericht zu erwiithnen. Die Berichte sind der EFTA-Uberwachungsbehérde jeweils am Ende des
auf das Berichtsjahr folgenden Quartals vorzulegen. Anhang VII des Leitfadens enthiilt Einzelheiten
zu den Angaben, die aus dem Jahresbericht hervorgehen sollten.
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24, BEIHILFEN FUR NICHT UNTER DEN EGKS-VERTRAG FALLENDE STAHLBEREICHE ()
24.1.  Einfiibrung

(1) Die in diesem Kapitel dargelegten Grundsitze betreffen Tiatigkeiten in vom Protokoll 14 zum
EWR-Abkommen nicht erfaflten Stahlsektoren. Hierzu gehoren eine Reihe von Bereichen und
Teilbereichen, die vor allem durch folgende Merkmale gekennzeichnet sind:

— Die Bereiche fallen nicht unter den EGKS-Vertrag.

— In diesen Bereichen erfihrt der Stahl eine erste Verarbeitung, bevor er spiter zu einem
Endprodukt verarbeitet wird.

(2) Die wichtigsten Teilbereiche der ersten Stahlverarbeitungsstﬁfe sind:
— Rohren (nahtlose Rohre, geschweiSte Groffrohre und geschweifste Klein- und Mittelrohre),
— Draht- und Stabziehen,
— Kaltwalzen und Kaltprofilieren,
— Schmieden (Freiform- und Gesenkschmieden),
— StahlgiefSereien,

— Tiefziehen und Schneiden.

(3) In Anbetracht der empfindlichen Wettbewerbssituation in den Nicht-EGKS-Stahlsektoren sollen die
im folgenden entwickelten Grundsitze gleiche Wettbewerbs- und Handelsbedingungen sicherstellen
und verhindern, daf8 Beihilfen, die Tochtergesellschaften von Stahlkonzernen fiir vom EGKS-
Vertrag nicht erfafite Tatigkeiten gewidhrt werden, letztlich EGKS-Titigkeiten zugute kommen,
womit die erforderliche strenge Disziplin firr die Gewdhrung staatlicher Beihilfen in diesem Bereich
unterlaufen wiirde.

24.2.  Besondere Notifizierungsanforderungen

(1) Ungeachtet der allgemeinen Notifizierungsvorschriften notifizieren die EFTA-Staaten der EFTA-
Uberwachungsbehorde im voraus alle Beihilfevorhaben in den Teilbereichen nahtlose Rohre und
geschweiite Grofirohre (& 406,4 mm), und zwar unabhingig von der Hohe der Beihilfe und der
Region und dem Standort des begiinstigten Unternehmens.

(2) Beihilfen, die dem Nicht-EGKS-Stahlsektor im Rahmen bestehender Beihilferegelungen gewihrt
werden, sind wie FEinzelbeihilfevorhaben vorab zu notifizieren, wenn sie die in Kapitel 29
festgelegten Schwellenwerte iiberschreiten.

24.3.  Kriterien zur Beurteilung von Beihilfevorbaben

(1) Bei der Untersuchung von Beihilfcvorhaben werden vor allem folgende Parameter zugrunde
gelegt:

— Einbeziehung der einzelnen Bereiche in die unter vom Protokoll 14 zum EWR-Abkommen
erfaten Titigkeiten: nur wenn ein betrichtlicher Grad der Verflechtung gegeben ist, besteht die
Gefahr, daff Bethilfen von einem Bereich zu einem anderen weitergeleitet werden;

— nur die Herstellung von nahtlosen Rohren, geschweifiten Grofirohren (& 406,4 mm) das
Freiformgrobschmieden und, in zweiter Linie, das Drahtziehen sind weitgehend mit Titigkeiten
in der unter das Protokoll 14 zum EWR-Abkommen fallenden Stahlindustrie technisch
verflochten;

— Wirtschafts- und Finanzlage des Sektors: grundsitzlich erhalten in Schwierigkeiten befindliche
Bereiche am ehesten umfangreiche Beihilfen. Uberkapazitatsprobleme und infolgedessen ernst-
hafte Wirtschafts- und Finanzschwierigkeiten gibt es bei den Réhrenwerken, den Freiformgrob-
schmieden, den Weichstahldrahtziehereien und den GiefSereien;

— Struktur des Sektors: Bereiche mit einer starken Konzentration von Titigkeiten in einigen
wenigen Groflkonzernen verdienen grofere Aufmerksamkeit als solche, die durch eine starke
Zersplitterung gekennzeichnet sind und in denen die Unternehmen bei Uberkapazititen flexibler
reagieren. Eine starke Konzentration findet sich nur bei den Réhrenwerken, den Freiformgrob-
schmieden und den Weichstahldrahtziehereien, wihrend die iibrigen Teilbereiche iiberwiegend
zersplittert sind;

(') Dieses Kapitel entspricht der Rahmenregelung fiir bestimmte, nicht unter den EGKS-Vertrag fallende Stahlbereiche (ABI.
Nr. C 320 vom 13. 12. 1988, S. 3; siche Nummer 37 des Anhangs XV zum EWR-Abkommen).
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— wirtschaftliche Bedeutung fiir die unter Protokoll 14 des EWR-Abkommens fallenden Stahlbe-
reiche: die Hohe des Stahlverbrauchs ist eciner der Parameter, an denen sich die wirtschaftliche
Bedeutung eines Bereichs fur die nicht vom Protokoll 14 des EWR-Abkommens erfafite
Stahlindustrie insgesamt ablesen lifit. Somit sind lediglich Réhrenwerke sowie Draht- und
Stabziehereien von Bedeutung.

24.4.  Vorlage von Berichten

Wy Die EFTA-Staaten legen der EFTA-Uberwachungsbehorde zweimal im Jahr einen Bericht iiber alle
Beihilfen vor, die wihrend der vorangegangenen sechs Monate in dem unter Punkt 24.2 Absatz 1
genannten Teilbereich sowie in den Teilbereichen geschweifSte Klein- und Mittelrohre, Freiform-
grobschmieden, Giefereien und Weichstahldrahtziehereien ausgezahlt worden sind.

(2) Die Berichte sind innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf des jeweiligen Halbjahrs einzurei-
chen.

(3) Die EFTA-Uberwachungsbehérde behilt sich das Recht vor, die Liste der unter den Punkten 24.2
Absatz 1 und 24.4 Absatz 1 genannten Teilbereiche zu dndern und gegebenenfalls um neue
Teilbereiche zu ergidnzen, wenn sie feststellt, daff die Beihilfen zugunsten dieser Teilbereiche die
Grundlagen fiir den Handel zwischen den Vertragsparteien beeintrichtigen.
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TEIL V1

VORSCHRIFTEN UBER REGIONALBEIHILFEN (1)

EINFUHRUNG

Beihilfen mit regionaler Zielsetzung sind bei richtiger und sinnvoller Anwendung eines der
unerliflichen Instrumente fiir die regionale Entwicklung und erméglichen es den einzelnen Staaten,
eine Regionalpolitik im Hinblick auf ein ausgeglicheneres Wachstum in den verschiedenen Gebieten
eincs Landes zu verfolgen.

Beihilfen, mit denen die regionale Entwicklung gefordert werden soll, konnen den Wettbewerb und
den Handel zwischen den Staaten in einer Weise verzerren, die mit dem Funktionieren des
EWR-Abkommens nicht vereinbar ist,

Eine unkoordinierte Anwendung von Regionalbeihilfen kann sich insbesondere bei unterschiedli-
chen sozialen und wirtschaftlichen Voraussetzungen nachteilig auf das Funktionieren des EWR-
Abkommens auswirken. Deshalb wird die Einhaltung einer Disziplin, die Regionalbeihilfen in den
meisten entwickelten Regionen untersagt und in weniger entwickelten Regionen je nach Problem-
lage erlaubt, die Entwicklung dieser letztgenannten Gebiete zweifellos begiinstigen. Erklirtes Ziel
dieses Leitfadens ist, die Gefahr des gegenseitigen Uberbietens mit Beihilfen zu bannen.

Bei der Einfithrung dieser Leitlinien ist sich die EFTA-Uberwachungsbehorde sehr wohl bewuft,
daf staatliche Unterstiitzung nicht der einzige und ausschlaggebende Aspekt ist, nach dem sich die
Unternehmen bei ihren Entscheidungen richten. Ein umfangreiches Biindel von — in erster Linie
sozialen und wirtschaftlichen — Faktoren spielt dabei eine Rolle. So 13t sich auch erklidren, warum
selbst eine hohe Beihilfeintensitit in bestimmten Regionen vielleicht nicht ausreicht, um die
Produktion aufrechtzuerhalten odecr neue Investitionen anzulocken. Gerade hier zeigt die Erfahrung,
dafl Unternehmen, die sich in der Tat ihren Standort aussuchen konnen, ihre Entscheidung von
einer Vielzahl von Variablen — Standort der Lieferanten und Kunden, Verfigbarkeit und Qualitit
von Mitarbeitern, Sozialgesetze, Unternehmensrecht, Hohe der Lohnkosten und Steuern usw. in den
verschiedenen Landern — abhingig machen, welche das Betriebsgeschehen becinflussen.

Die Gefahren einer Verzerrung des Wettbewerbs und des Handels missen daher je nach den
unterschiedlichen Faktoren, die die Entwicklung der verschiedenen Regionen im riaumlichen
Geltungsbereich des EWR-Abkommens fordern oder behindern, bewertet werden. Auch aus diesem
Grund trigt die EFTA-Uberwachungsbehérde bei der Ausiibung der ihr in Artikel 61 des
EWR-Abkommens tibertragenen Befugnisse dem Umstand Rechnung, dafS die EFTA-Staaten auf
nationaler Ebene am ehesten uber die zur Einschidtzung der Erfordernisse ihrer Regionen notwendi-
gen Fakten informiert sind.

Artikel 61 Absatz 3 des EWR-Abkommens sieht unter den Buchstaben a) und ¢) zwei denkbare
Situationen vor, in denen die EFTA-Uberwachungsbehérde regionalen Beihilfen als mit dem
Funktionieren des EWR-Abkommens vereinbar ansehen kann und die sich auf unterschiedliche
Grade regionaler Benachteiligung beziehen. Die Methoden zur Anwendung von Artikel 61 Absatz 3
Buchstaben a) und ¢) werden in Kapitel 28 beschrieben.

Ausgehend von diesen Uberlegungen werden in diesem Leitfaden die Grundsiitze festgelegt, die bei
der Koordinierung einer fir den gesamten rdumlichen Geltungsbereich des EWR-Abkommens
geltenden Regionalpolitik unter Beriicksichtigung der spezifischen Probleme der einzelnen Regionen
zu beachten sind.

Die Grundsitze fir die Koordinierung von Regionalbeihilfen werden auf der Grundlage von fiinf
primiren Aspekten erstellt, die ein Ganzes bilden:

Die Kapitel 25 bis 27 entsprechen der Entschliefung des Rates vom 20. Oktober 1971 iiber die allgemeinen

Beihilferegelungen mit regionaler Zielsetzung (ABL. Nr. C 111 vom 4. 11. 1971, S. 1), der Mitteilung der Kommission
zu der EntschlieBung des Rates vom 20. Oktober 1971 iiber allgemeine Beihilferegelungen mit regionaler Zwecksetzung
(ABL. Nr. C 111 vom 4. 11. 1971, S. 7), der Mitteilung der Kommission an den Rat iiber Beihilferegelungen mit
regionaler Zwecksctzung (KOM(75) 77 endg.), der Mitteilung der Kommission vom 21. Dezember 1978 iiber regionale
Beihilferegelungen (ABL. Nr. C 31 vom 3. 2. 1979, S. 9), geiindert durch die Mitteilung der Kommission iiber die
Anderung der Mitteilung vom 21. Dezember 1978 (ABL Nr. C 10 vom 16. 1. 1990, S. 8; sichc Nummern 18 bis 21 und
23 des Anhangs XV zum EWR-Abkommen). Das Kapitel 28 entspricht der Mitteilung der Kommission iiber die
Methode zur Anwendung von Artikel 92 Absiitze 3a und ¢ auf Regionalbeihilfen (ABl. Nr. C 212 vom 12. 8. 1988,
S. 2), gedndert durch die Mitteilungen der Kommission zur Methode der Anwendung von Artikel 92 Absatz 3
Buchstabe c) auf Regionalbeihilfen (ABL. Nr. C 163 vom 4. 7. 1990, S. 5; ABL. Nr. C 114 vom 5. 5. 1992, S. 4) und die
Mitteilung der Kommission zur Methode der Anwendung von Artikel 92 Absatz 3 Buchstabe a) auf Regionalbeihilfen
(ABL. Nr. C 163 vom 4. 7. 1990, S. 6; siche Nummern 22, 24 und 25 des Anhangs XV zum EWR-Abkommen).
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— unterschiedliche Hochstgrenzen fir dic Beihilfeintensitit je nach Art und Ausmafl des Problems
einer Region,

— Transparenz,

— regionale Spezifitit,

— sektorale Auswirkungen,
— ein Uberwachungssystem.

Dic wesentlichen Koordinierungsgrundsitze werden in den Kapiteln 26 bis 28 cingehender

behandelt.

(9) Es wird eine gemeinsame Methode zur Bewertung unterschiedlicher Beihilferegelungen und Einzel-
beihilfevorhaben festgelegt. Die in Kapitel 27 dargelegte gemeinsame Bewertungsmethode gilt auch
fur andere als regionale Beihilfen. Es sei jedoch auf die in Kapitel 12 beschriebenen besonderen
Methoden hingewicsen, die zur Anwendung gelangen, wenn Beihilfen als ,,de minimis*-Beihilfen
einzustufen sind.

(10) Die in Kapitel 27 niher ausgefihrte gemeinsame Mcthode stiitzt sich auf die Intensitit einer
Beihilfe, ausgedruckt

— als Prozentsatz der Erstinvestition oder

— als in Europdischen Wihrungseinhciten (Ecu) bezifferter Betrag pro Arbeitsplatz, der durch die
Erstinvestition geschaffen wurde.

(1) Unter Erstinvestition wird die Anlageinvestition bei Errichtung eines ncuen Betriebs, Erweiterung
eines bestehenden Betriebs oder Einfithrung grundlegender Anderungen des Produkts bzw. Produk-
tionsverfahrens in einem bestehenden Betrieb (durch Rationalisierung, Umstellung oder Modernisie-
rung) verstanden. Anlageinvestitionen durch Ubernahme eines Betriebs, der geschlossen wurde bzw.
geschlossen worden wire, wenn die Ubernahme nicht erfolgt wire, konnen cbenfalls als Erstinve-
stition gelten. Die EFTA-Uberwachungsbehorde wird im Rahmen der fortlaufenden Priifung der
bestchenden Beihilferegelungen gemif$ Artikel | Absatz 1 des Protokolls 3 zum Uberwachungsab-
kommen und der Beurteilung neuer Beihilfen gemdfs Artikel 1 Absitze 2 und 3 des Protokolls 3
zum Uberwachungsabkommen feststellen, in welcher Weise dic so definierte Erstinvestition in den
regionalen Beihilferegelungen der EFTA-Staaten zum Ausdruck kommt.

26. GRUNDSATZE FUR DIE BEURTEILUNG VON REGIONALBEIHILFEN
26.1.  Unterschiedliche Hochstgrenzen fiir die Beihilfeintensitit

(n Die Obergrenzen fiir die Intensitit der Beihilfen werden in Nettosubventionsiquivalenten (NSA)
festgesetzt, die entweder als Prozentsatz der Erstinvestition oder in Europiischen Wihrungseinhei-
ten (Ecu) je durch die Erstinvestition geschaffenen Arbeitsplatz ausgedriickt werden. Die Obergren-
zen richten sich danach, wie schwerwicgend die Probleme sind, mit denen die betreffende Region zu
kampfen hat.

(2) Der Gesamtumfang der fir einc bestimmte Erstinvestition oder die Schaffung von Arbeitsplitzen
zugesagten Regionalbeihilfe muf jeweils der wahlweise zugrunde gelegten Héchstgrenze cntspre-
chen.

(3) Mochte ein EFTA-Staat die Beihilfeintensitit in Ecu je geschaffenen Arbeitsplatz angeben, so hat er

dariiber hinaus eine zusitzliche, als Prozentsatz der Erstinvestition ausgedriickte Obergrenze
cinzuhalten (siche Punkt 28.2.4). Diese zusitzliche Hochstgrenze entfillt bei Dienstleistungen und
der Verlegung von Betrieben.

4) Fir den Zweck des Absatzes 3 werden Dienstlcistungen als Sektor definiert, der die in den
Abschnitten G, H, I, ], K, L, M, N und O der statistischen Systematik der Wirtschaftszweige in der
Europiischen Gemeinschaft (NACE Rev. 1) (') aufgelisteten Tatigkeiten umfaflt, mit Ausnahme der
folgenden, in Abschnitr 1 aufgefithrten Tatigkeiten (Verkehr, Lagerei und Leitung): Abteilung 60
{(Landverkehr), Abtcilung 61 (Schiffahrt), Abteilung 61 (Luftfahrt), Gruppe 63.1 (Frachtumschlag
und Lagerei) und Gruppe 63.2 (Sonstige Hilfs- und Nebentitigkeiten fiir den Verkehr).

() Siehe Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom 9. Oktober 1990 betreffend die statistische Systematik der
Wirtschaftszweige in der Europiischen Gemeinschaft (ABl. Nr. L 293 vom 24. 10. 1990, S. 1), geindert durch die
Verordnung (EWG) Nr. 761/93 der Kommission vom 24. Mirz 1993 (ABL Nr. L 83 vom 3. 4. 1993, S. 1).
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(10)

26.2.

Bei der Verlagerung eines Betriebs in eine beihilfebegiinstigte Region gelten folgende Hoéchstgren-
zen): .

— entweder 100 % der Kosten fiir die Verlagerung von Ausriistungsgiitern

— oder der Hochstsatz gemifs den unterschiedlichen Intensitiatsobergrenzen, der auf den Wert der
verlagerten Ausriistungsgiter bzw. auf die Anzahl der versetzten Arbeitnehmer angewendet
wird.

Die Beihilfeobergrenze kann nicht ein fur allemal festgelegt werden. Es ist daher sorgfiltig darauf
zu achten, daf# die gewihlte Hochstgrenze den jeweiligen Erfordernissen und Problemen der
geforderten Gebiete auch tatsachlich entspricht.

Die Obergrenzen fiir Regionalbeihilfen werden regelmifig, in der Regel am Ende eines Dreijahres-
zeitraums unter Beriicksichtigung der gewonnenen Erfahrung, der Entwicklung der Lage der
Regionen im gesamten raumlichen Geltungsbereich des EWR-Abkommens (insbesondere im Hin-
blick auf die Entwicklung der Arbeitslosigkeit), der Zahl der geschaffenen oder aufrechterhaltenen
Arbeitspldtze und etwaiger Anderungen von Beihilferegelungen iiberpriift.

Beihilfen, die nicht an Erstinvestitionen oder die Schaffung von Arbeitsplatzen gebunden sind

Eine Regionalbeihilfe, die weder von Erstinvestitionen noch von der Schaffung von Arbeitsplitzen
abhingig gemacht wird, kann eine Betriebsbeihilfe darstellen. Die EFTA-Uberwachungsbehorde hat
grundsatzliche Vorbehalte in bezug auf die Vereinbarkeit von Betriebsbeihilfen mit dem Funktionie-
ren des EWR-Abkommens.

Die Umstinde, unter denen die EFTA-Uberwachungsbehorde gegebenenfalls trotz ihrer diesbeziigli-
chen Vorbehalte Betriebsbeihilfen als mit dem Funktionieren des EWR-Abkommens vereinbar
ansehen kann, werden unter Punkt 28.1.5 naher ausgefiihrt.

Ausnahmen

Ausnahmen von den Intensitatshochstgrenzen und von den Grundsitzen tber Beihilfen, die weder
an Erstinvestitionen noch an die Schaffung von Arbeitsplitzen geknupft sind, hinsichtlich der
Aufstockung bzw. Einfithrung bestimmter Beihilfen konnen von der EFTA-Uberwachungsbehérde
gestattet werden, sofern die erforderlichen Begriindungen gemifl dem in Artikel 1 des Protokolls 3
zum Uberwachungsabkommen vorgesehenen Verfahren im voraus mitgeteilt werden. Die EFTA-
Uberwachungsbehdrde wird den EFTA-Staaten in regelmifligen Abstinden eine Auflistung derarti-
ger Ausnahmen zugehen lassen.

Transparenz

Transparenz ist eine wesentliche Voraussetzung fiir die Koordinierung und Beurteilung regionaler
Beihilferegelungen.

Eine Beihilfe ist transparent, wenn sie sich mit Hilfe der gemeinsamen Bewertungsmethode messen
lif3t. Diese Methode stiitzt sich auf den relativen Umfang der Beihilfe im Verhiltnis zum Volumen
der Erstinvestition, ausgedriickt als Prozentsatz oder wahlweise als Beihilfebetrag in Ecu je durch
die Erstinvestition geschaffenen Arbeitsplatz. Beihilfen lassen sich jedoch auch messen, wenngleich
diese Ausnahmen bisweilen auf mehr oder weniger genauen Niherungswerten beruhen. Beihilfen,
die sich nicht bis zu einem gewissen Grad messen lassen, sind als nicht transparent anzusehen.

Die EFTA-Staaten sind verpflichtet, die Transparenz von Regionalbeihilfen zu gewihrleisten, indem
sie nicht transparente Beihilfen einstellen und bestehende oder neue Beihilferegelungen so anpassen,
daf sie wirklich transparent werden.

Nachtrigliche Bemessung

Zur Gewihrleistung der notigen Transparenz wird die EFTA-Uberwachungsbehérde bei ihren
Entscheidungen zur Genehmigung von Regionalbeihilferegelungen, die sowohl im voraus mefbar
als auch nicht im voraus mefbare Beihilfen umfassen, verlangen, daf ein Verfahren zur nachtrigli-
chen Bemessung festgelegt wird. Hierzu sieht der betreffende EFTA-Staat in der fraglichen
Beihilferegelung vor, daf im Einzelfall das im voraus bezifferbare Nettosubventionsiquivalent der
Beihilfe von der entsprechenden Hochstgrenze abzuziehen ist, um den Betrag zu ermitteln, der noch
gezahlt werden kann. Der nicht im voraus meflbare Beihilfeanteil wird dann in Héhe dieses als
Nettosubventionsdquivalent ausgedriickten Restbetrags ausgezahlt. Wird eine Beihilfe {iber mehere
Jahre hinweg gewihrt, kann der am Ende eines jeden Jahres unter Umstinden verbleibende Betrag
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auf das folgende Jahr iibertragen und um den Abzinsungs-/Bezugssatz erhoht werden. Auf diese
Weise wird so lange verfahren, bis die Beihilfe nach den fiir sie geltenden Zahlungsmodalititen
auslduft oder der bis zum Erreichen der Héchstgrenze verbleibende Restbetrag ausgeschopft ist.

(5) Hierbei sei darauf hingewiesen, dafl es sich bei den Hochstgrenzen nicht unbedingt um die unter
den Punkten 28.1.4 und 28.2.4 festgesetzten, sondern vielmehr um die von den EFTA-Staaten
vorgesehenen und von der EFTA-Uberwachungsbehdrde gemif Artikel 1 des Protokolls 3 zum
Uberwachungsabkommen gebilligten Hochewerte handelt. '

Mefbarkeit von Beihilfen, die an Erstinvestitionen oder die Schaffung von Arbeitsplitzen gekniipft
sind .

(6) Arbeitsplatzbeihilfen gelten als mefibar, wenn die fiir jeden geschaffenen Arbeitsplatz gewihrten
Beihilfen als Nettosubventionsiquivalent in Ecu ausgedriickt werden konnen. Arbeitsplatzbeihilfen,
die nicht als Nettosubventionsiquivalent ausgedriickt werden koénnen, lassen sich jedoch in jedem
Fall anhand des unter Absatz 4 beschriebenen Verfahrens nachtriglich messen.

(7) Mietzuschiisse fiir Gebiude gelten als meflbar, wenn sie zeitlich begrenzt sind und der durch
Beihilfen aufgebrachte jihrliche Mietanteil festliegt. Die fiir Gebdude (ohne Grundstiicke) gezahlte
Miete wird einer Rendite des Gebiudewertes gleichgesetzt, unter der Annahme, daff die Rendite
dem Bezugssatz entpricht. Die auf Grundstiicke entfallende Miete wird einer effektiven Rendite
gleichgesetzt, d. h. dem Differenzbetrag zwischen Bezugssatz und Inflationsrate. Der Kapitalwert
von Gebduden und Grundstiicken wird in die Berechnungsgrundlage zur Bestimmung der Investi-
tion einbezogen, nach der die Beihilfen bemessen werden.

(8) Beihilfen in Form von Darlehensbiirgschaften werden dadurch gemessen, daf$ die Birgschaft einem
Zinszuschuf8 fiir ein Darlehen entsprechend dem Wert des verbiirgten Betrages gleichgesetzt wird.
Als Wert des angenommenen Zinszuschusses gilt die Differenz zwischen dem in einem bestimmten
EFTA-Staat geltenden Bezugssatz und dem Zinssatz fiir Staatsanleihen dieses EFTA-Staates fiir
denselben Zeitabschnitt, auf den sich der Bezugssatz bezieht. Etwaige von einem EFTA-Staat fiir die
Gewihrung einer Biirgschaft erhobene Gebithren werden von dem so ermittelten Wert der
Biirgschaft abgezogen. Das Verhiltnis zwischen dem fiir zahlungsunfihige Darlehensnehmer
ausgezahlten Gesamtbetrag pro Jahr zu dem noch offenstehenden Gesamtbetrag der Biirgschaften
wird der EFTA-Uberwachungsbehorde vom EFTA-Staat jihrlich mitgeteilt. Diese Angaben iiber die
Ausfallrate kénnen zur Berichtigung des Werts einer Biirgschaft herangezogen werden. Sollte ein
EFTA-Staat es vorzichen, diese Methode zur Bemessung von Biirgschaften nicht anzuwenden, so
teilt er der EFTA-Uberwachungsbehorde alle Beihilfen zugunsten von Investitionsvorhaben mit
einem Volumen von mehr als 1,5 Millionen Ecu einzeln mit, in denen Biirgschaften geleistet
werden.

9) Steuererleichterungen werden nach dem unter Absatz 4 beschriebenen Verfahren der nachtraglichen
Bemessung bemessen.

MeRbarkeit von Beihilfen, die nicht an Erstinvestitionen oder die Schaffung von Arbeitsplitzen
gekniipft sind

(10) Beibilfen fiir Ersatzinvestitionen werden mit Hilfe einer Methode gemessen, die unter erheblichen
Vorbehalten eingefithrt wird, da sie weitgehend auf Anniherungswerten basiert. Es wird jedoch als
notwendig angesehen, alle EFTA-Staaten hinsichtlich der Héchstgrenzen in die gleiche Lage zu
versetzen. Die nachstehend beschriebene Methode wird deshalb zum Zweck der Einhaltung der
Héchstgrenzen mindestens so lange angewendet, bis die EFTA-Uberwachungsbehorde entschieden
hat, unter welchen Voraussetzungen Beihilfen dieser Art, wenn uberhaupt, als zuldssig angesehen
werden kénnen.

(11) Bei der Bemessung der Beibilfen fiir Ersatzinvestitionen wird zunichst die gewihrte Beihilfe nach
der iiblichen Bewertungsmethode als Nettosubventionsiquivalent ausgedriickt. Diese wird anschlie-
fend mit Hilfe des entsprechenden Abzinsungssatzes auf die Erstinvestition bezogen. Die zeitliche
Abfolge der Ersatzinvestition wird entsprechend der durchschnittlichen Lebensdauer der Ausrii-
stungsgiiter festgelegt.

(12) Steuerbeibilfen, die Betriebsbeibilfen sind, werden nach dem in Absatz 4 beschriebenen Verfahren
nachtraglich bemessen.

(13) Arbeitsplatzbeibilfen, die Betriebsbeihilfen sind und in Form eines pauschalen Betrags je Arbeitneh-
mer fir einen bestimmten Zeitraum gewidhrt werden, werden anhand des Bezugssatzes als
Nettosubventionsaquivalent der Summe bemessen, die zur fortlaufenden Mittelzuweisung erforder-
lich ist. Bei der Anwendung dieser Methode wird davon ausgegangen, dafl der Pauschalbetrag je
Beschiftigten nicht erhoht werden kann. Liegt kein pauschaler Betrag fest, findet das unter
Absatz 4 beschriebene Verfahren der nachtriglichen Bemessung Anwendung.
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Meflbarkeit von Beihilfen fiir Betriebsverlagerungen

Beihilfen fiir die Verlagerung von Ausristungsgiitern werden als meflbar angesehen, wenn sie
entweder als Anteil der Umsiedlungskosten (einschlieflich der Kosten fiir den Abbau und
Wiederaufbau) oder in Prozent des Wertes der verlagerten Ausriistungsgiiter ausgedriickt sind. In
keinem der beiden Fille wird der Wert der verlagerten und beihilfebegiinstigten Ausriistungsgiiter in
fiir andere Beihilfen in Frage kommende Investitionsausgaben einbezogen und infolgedessen von der
Standardbemessungsgrundlage ausgeschlossen.

Nach der Anzahl der versetzten Arbeitnehmer gewihrte Beihilfen werden mittels der jeweiligen, in
Ecu ausgedriickten Hochstgrenzen je geschaffenen Arbeitsplatz koordiniert.

Regionale Spezifitit
Die regionale Spezifitiat von Beihilfen 136t sich an folgenden Grundziigen erkennen:

— Regionle Beihilfen erstrecken sich nicht auf das gesamte Staatsgebiet, d. h. allgemeine Beihilfen
diirfen nicht als Regionalbeihilfen gewdhrt werden.

— Aus den Beihilferegelungen geht eindeutig hervor, wie weit sich die geforderten Regionen bzw.
Gebiete innerhalb dieser Regionen nach geographischen oder quantitativen Gesichtspunkten
erstrecken,

— Aufer im Fall von Entwicklungsschwerpunkten werden Regionalbeihilfen nicht punktuell
gewihrt, d. h. zugunsten isolierter geographischer Raume, die praktisch keinen Einfluf§ auf die
Entwicklung der gesamten Region haben.

— Unterscheiden sich die regionalen Probleme nach Art, Ausmafl oder Dringlichkeit, so ist die
Beihilfeintensitdt entsprechend anzupassen.

— Die Beihilfesitze sind deutlich nach Gebieten und Regionen abgestuft und differenziert.

Sektorale Auswirkungen

Die fehlende sektorale Spezifitit ist ein typisches Merkmal der meisten allgemeinen Beihilferegelun-
gen mit regionaler Zielsetzung, da Regionalbeihilfen hiufig unterschiedslos allen Industriesektoren
zugute kommen. Dennoch machen sich die Auswirkungen der Beihilfen auf Wettbewerb und
Handel gerade in den Bereichen Giiter und Dienstleistungen bemerkbar. Diese Auswirkungen lassen
sich allerdings nur schwer einschitzen, solange regionale Beihilfen keine sektorale Spezifitit
aufweisen.

Daher verdienen die sektoralen Aspekte der Angaben, die die EFTA-Staaten der EFTA-
Uberwachungsbehérde zu den Beihilfen machen miissen, grofte Aufmerksamkeit. In diesem
Zusammenhang wird darauf hingewiesen, daf§ Beihilferegelungen mit doppelter — regionaler und
sektoraler — Zielsetzung der EFTA-Uberwachungsbehorde gemifl Artikel 1 Absatz 3 des Proto-
kolls 3 zum Uberwachungsabkommen als solche zu notifizieren sind, damit sie sowohl unter
regionalen als auch unter sektoralen Gesichtspunkten gepriift werden kénnen.

Solange eine allgemeine Losung zur Behandlung der sektoralen Auswirkungen fehlt, wird die
EFTA-Uberwachungsbehérde nach Anhorung der EFTA-Staaten priifen, wie die Gewihrung
regionaler Beihilfen in angemessener Weise begrenzt werden sollte, wenn die Lage eines Sektors eine
solche Einschriankung rechtfertigt.

Wird ein Investitionsvorhaben sowohl durch Regionalbeihilfen als auch durch andere nach
Regionen differenzierte Beihilfen gefordert, so darf die Regionalbeihilfe nur insoweit gewahrt
werden, wie im Fall der Kumulierung der regionalen Beihilfe und der regionalen Komponente der
anderen Beihilfearten die von der EFTA-Uberwachungsbehorde genehmigten Hochstgrenzen nicht
iiberschritten werden.

Uberwachungssystem

Bei der Uberwachung der Anwendung der Koordinierungsgrundsitze stiitzt sich die EFTA-
Uberwachungsbehérde auf die nachtrigliche Notifizierung der wichtigsten Vorhaben zur Durchfiih-
rung von Beihilferegelungen mit regionaler Zielsetzung. Die Notifizierung erfolgt nach einem
Verfahren, das die Wahrung von Geschiftsgeheimnissen garantiert. Entsprechende Auflagen zur
Erstellung von Berichten werden in den Entscheidungen iiber Regionalbeihilferegelungen gemifl
Artikel 1 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen erteilt. Die Ergebnisse der Anwendung
der Koordinierungsgrundsitze werden regelmifig zusammen mit den fiir Beihilfefragen zustindigen
nationalen Beamten ausgewertet. Die EFTA-Uberwachungsbehorde wird die wichtigsten daraus
resultierenden Erkenntnisse jeweils in den von ihr gemif Protokoll 27 Buchstabe b) zum
EWR-Abkommen regelmaflig zu erstellenden Berichten aufnehmen.
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27.

(1)

(3)

DIE GEMEINSAME BEWERTUNGSMETHODE

Die gemeinsame Methode zur Bewertung von Beihilfen erleichtert den Vergleich von im Rahmen
einer Beihilferegelung gewihrten Einzelbeihilfen sowie zwischen den verschiedenen Beihilferegelun-
gen der EFTA-Staaten unter Beriicksichtigung des theoretisch zulissigen Beihilfehdchstbetrags.
Dieser theoretische Hochstbetrag kann von dem tatsdchlichen Betrag der in einem bestimmten Fall
gewdhrten Beihilfe sehr stark abweichen.

Bei allen Berechnungen wird die Beihilfe nach Steuern zugrunde gelegt, d. h. das dem Begiinstigten
nach Abzug der Ertragsteuern verbleibende Nettosubventionsiquivalent, wobei angenommen wird,
dafl das Unternehmen bereits im ersten Betriebsjahr Gewinne erzielt, die nach dem geltenden
Hochstsatz zu versteuern sind.

Es gelten folgende Grunddefinitionen und Festlegungen:

a) Die einbeitliche Bemessungsgrundlage fiir die Gewihrung von Beihilfen umfa8t drei verschie-
dene Kategorien von Investitionsaufwendungen: Grundstiicke, Gebdude und Ausriistungen.
Diese Festlegung enthilt einen mehr oder weniger groffen Annaherungsspielraum, je nachdem,
welche Elemente in die drei Ausgabenkategorien einbezogen werden. Die Anwendung der
Bewertungsmethode setzt daher Berichtigungen der Bemessungsgrundlage voraus, die sich
danach richten, ob Beihilfen nur fiir einen Teil der genannten Kategorien oder fir zusitzliche
Ausgaben gewihrt werden. Im zweiten Fall hangt die Transparenz der Beihilfe davon ab, daff
deren Umfang im Verhiltnis zur einheitlichen Bemessungsgrundlage bekannt ist.

b) Die Aufschliisselung der einbeitlichen Bemessungsgrundlage im einzelnen wird von den EFTA-
Staaten vorgenommen und der EFTA-Uberwachungsbehdrde mitgeteilt. Die Schliissel stellen
bestenfalls angenaherte Durchschnittswerte dar. In diesem Punkt weicht die Bewertungsmethode
daher von dem Grundsatz ab, nur den theoretischen Beihilfehdchstbetrag in Betracht zu
ziehen.

c) Der Zeitpunkt der Zablung ist fiir alle Beihilfearten der gleiche. Durch diese Vereinfachung
ergibt sich ebenfalls eine Unsicherheitsspanne, die jedoch zu einer hoheren Intensitit tendiert.
Nicht beriicksichtigt wird der zwischen der Zahlung der Beihilfe und der Entscheidung zur
Gewihrung der Beihilfe verstrichene Zeitraum. Darlehen mit niedrigeren Zinsen oder Zinsver-
giitungen werden auf den Zeitraum der Beihilfegewahrung abgezinst.

d) Das Problem der ungleichen Besteuerung von im Rahmen einer allgemeinen Beihilferegelung
gewihrten Beihilfen je nach der Form der Gewihrung und zwischen den einzelnen allgemeinen
Regionalbeihilferegelungen der EFTA-Staaten bei der gleichen Beihilfeform ist dadurch zu l6sen,
daR der dem Begiinstigten nach Abzug der Steuern tatsichlich verbleibende Nettobeihilfebetrag,
ausgedriickt als Nettosubventionsiquivalent, zugrunde gelegt wird. Dabei wird unterstellt, daf
das betreffende Unternehmen von Anfang an so hohe Gewinne erzielt, daf$ es am Ende des
ersten Geschiftsjahres die Beihilfen zum Hochstsatz versteuern kann.

¢) Bei der Berechnung von Darleben mit niedrigeren Zinsen oder Zinsvergiitung werden folgende
Faktoren berucksichtigt:

— die Hohe des Darlehens: durch das Darlehen gedeckter Prozentsatz der Investitionsaufwen-
dungen unter Beriicksichtigung der einheitlichen Berechnungsgrundlage;

— die Laufzeit des Darlehens;
— der tilgungsfreie Zeitraum;
— der Umfang der Zinsermafligung.

Die der EFTA-Uberwachungsbehérde mitgeteilten einschligigen Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften miissen diese Angaben enthalten, damit die Beihilferegelung transparent ist.

f} Ein Referenzzinssatz (Bezugssatz) wird zur Anpassung der Beihilfe an aktuelle Werte und zur
Berechnung des in Darlehen enthaltenen Beihilfeelements herangezogen, der den durchschnittli-
chen Zins auf dem betreffenden Markt widerspiegeln soll. Der Bezugssatz wird von der
EFTA-Uberwachungsbehérde auf Vorschlag des EFTA-Staates zu Beginn eines jeden Jahres
aufgrund der durchschnittlichen Vorjahresrate festgesetzt. Ist der Satz jedoch grofferen Schwan-
kungen ausgesetzt, so wird er im Einvernehmen zwischen der EFTA-Uberwachungsbehorde und
dem betreffenden EFTA-Staat neu festgesetzt. Diese Anpassung erfolgt allerdings nur dann,
wenn der geltende Bezugssatz vom Durchschnitt der wihrend eines Dreimonatszeitraums
festgestellten Sitze erheblich abweicht.

g) Steuerliche Beihilfen sind transparent, wenn sie folgende Voraussetzungen erfiillen:
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28.

28.1.

— Bemessungsgrundlage fiir die nach einem pauschalen Steuersatz oder dem Steuerhdchstsatz
erhobene Steuer ist ein in der betreffenden Region investierter Betrag;

— ferner muf die Beihilfe durch einen bestimmten Satz im Verhiltnis zum Steuersatz festgelegt
sein und eine ganz bestimmte Laufzeit haben.

Jede steuerliche Beihilfe kann indessen dadurch transparent gemacht werden, daf ein als
Prozentsatz der Investition ausgedriickter Hochstwert festgelegt wird.

Die gemeinsame Bewertungsmethode findet auf die Priifung und Berechnung der Intensititen
regionaler Beihilferegelungen Anwendung. Viele der in den allgemeinen Regelungen gebriuchlichen
Annahmen und Festlegungen sind jedoch fur die Bewertung von einzelnen Beihilfevorhaben nicht
erforderlich. Zu diesem Zweck wird die Methode wie folgt verfeinert:

— Anstelle der angenommenen einheitlichen Bemessungsgrundlage werden die tatsichlichen Kosten
fur Grundstiicke, Gebdude und Anlagen zugrunde gelegt.

— Der Bezugssatz/Abzinsungssatz ist der bei Anlaufen des Projekts geltende Satz.

— Werden die Beihilfen und/oder Investitionen nicht alle in einem Jahr gewihrt bzw. getitigt, so
wird die tatsichliche zeitliche Abfolge der Beihilfegewihrung und Investition beriicksichtigt.
Dazu wird sowohl die Investition als auch die Beihilfe nach Kalenderjahren bis zu dem Jahr
zuriick abgezinst, in dem die erste Investition erfolgt ist.

— Bei der Bemessung von Mietbeihilfen fur Gebdude oder von Mietnachlissen fiir staatseigene
Gebiude werden der tatsdchliche Mietzuschuff oder -nachlaff und der tatsichliche Kapitalwert
der Gebdude zugrunde gelegt.

Die gemeinsame Bewertungsmethode ist auf alle Formen oder Kategorien von Beihilfen anwendbar.
Ist die EFTA-Uberwachungsbehorde jedoch aus verwaltungsmifigen oder sonstigen Griinden der
Auffassung, daf§ sich die normalerweise Ubliche Methode auf eine bestimmte Beihilfe nur schwer
anwenden lafit- oder ginzlich ungeeignet ist, wird sie ein anderes, gleichwertiges Verfahren
entwickeln, um diese Schwierigkeiten zu beseitigen. Die EFTA-Uberwachungsbehorde informiert die
EFTA-Staaten regelmifBig iiber solche alternativen Methoden.

METHODEN FUR DIE ANWENDUNG VON ARTIKEL 61 ABSATZ 3 BUCHSTABEN a) UND
¢) DES EWR-ABKOMMENS AUF REGIONALBEIHILFEN

Im Einklang mit den vorstehend dargelegten Grundsitzen iiber Regionalbeihilfen hat die EFTA-
Uberwachungsbehdrde bestimmte Methoden fiir die Anwendung von Artikel 61 Absatz 3 Buchsta-
ben a) und ¢) des EWR-Abkommens angenommen. Diese Bewertungsmethoden werden nachste-

hend beschrieben.

Es sei darauf hingewiesen, daff gemifl der Gemeinsamen Erklirung zu Artikel 61 Absatz 3
Buchstabe ¢) des EWR-Abkommens selbst in den Fillen, in denen die Anwendung der nachstehend
erliuterten Methode zu dem Ergebnis fiihrt, daff eine Region nach Artikel 61 Absatz 3
Buchstabe a) und nach den Kriterien des ersten Priifschrittes gemill Buchstabe ¢) nicht fiir eine
Beihilfe in Frage kommt, eine Prifung anhand anderer Kriterien, z. B. eine besonders geringe
Bevolkerungsdichte, moglich ist.

Methode fiir die Anwendung von Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe a) auf einzelstaatliche
Regionalbeibilfen

Gemdf§ Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe a) konnen Beihilfen zur Forderung der wirtschaftlichen
Entwicklung von Gebieten mit auflergewohnlich niedrigem Lebensstandard und erheblicher Unter-
beschiftigung als mit dem Funktionieren des EWR-Abkommens vereinbar angesehen werden.

Grundsitze der Methode

Bei ihren Entscheidungen nach Artikel 61 Absatz 3 Buchtabe a) stiitzt sich die EFTA-
Uberwachungsbehorde auf ein Verfahren, mit dem sich der am EWR-Durchschnitt gemessene
relative Entwicklungsstand einer Region ermitteln lift. Die Methode beruht auf folgenden
Grundsitzen:

— Die soziale und wirtschaftliche Lage der Regionen nach Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe a) wird
in erster Linie anhand des in Kaufkraftstandards (KKS) gemessenen Bruttoinlandprodukts (BIP)
pro Kopf der Bevolkerung unter Zugrundelegung des EWR-Index fiir die betreffende Region
ermittelt, der sich aus dem Durchschnitt von drei — wenn méglich, den jeweils vorangegange-
nen — Jahren errechnet.

3.9.94
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— Der relative Entwicklungsstand einer Region wird mit dem EWR-Durchschnitt verglichen.

— Um als foérderungswiirdig nach Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe a) eingestuft zu werden, muff die
betreffende Region als eine Region der NUTS (!)-Ebene Il in der Europdischen Union als
Ebene II-Region einen BIP/KKS-Index von 75% oder weniger und somit einen ungewdhnlich
niedrigen Lebensstandard sowie erhebliche Unterbeschiftigung aufweisen. Dies bedeutet, daf§
ein Gebiet mit vergleichsweise giinstigen Bedingungen, das in einer ansonsten riickstindigen
Region liegt, als Fordergebiet nach Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe a) eingestuft werden kann,
sofern die Region der Ebene II, in der es liegt, die BIP/KKS-Schwellenwerte erfullt. Ein
riickstindiges Gebiet, das diese Voraussetzungen nicht erfillt, wird dagegen nicht als Forderge-
biet eingestuft.

— Dementsprechend sind Regionen der Ebene III geographische Einheiten analog zu den Regionen
der NUTS-Ebene Il in der Europiischen Union, die zur Differenzierung der Beihilfeobergrenzen
innerhalb einer Region der Ebene 1 herangezogen werden.

28.1.2. Wahl der Indikatoren

(1) Die Methode bedient sich des in Kaufkraftstandards (KKS) gemessenen Pro-Kopf-Bruttoinlandspro-
dukts (BIP). Die Kaufkraftstandards werden iiber den Vergleich der Preise fir eine Auswahl der
gleichen Waren und Dienstleistungen in den Staaten des EWR ermittelt. Damit 148t sich anhand der
unterschiedlichen Lebenshaltungskosten der Lebensstandard in den einzelnen EFTA-Staaten mes-
sen.

(2) Unterbeschiftigung betrifft alle Arbeitnehmer, die in irgendeiner Weise nicht voll beschaftigt sind.
Bei einem hohen Grad an Unterbeschiftigung ist der Produktionsausstof8 in der Regel tendenziell
niedrig, was sich auch in den BIP-Daten niederschldgt. In den betroffenen Gebieten — vorwiegend
lindliche Gcbiete mit einer unterentwickelten industriellen Grundlage oder einem begrenzten
Angebot an Dienstleistungen — ist die Arbeitslosenstatistik keine aussagekriftige MefSgroBe fir die
Unterbeschiftigung. Bei einem generell niedrigen technischen Stand der gewerblichen Infrastruktur
und einem schwach ausgeprigten Dienstleistungsangebot erhilt der Faktor Arbeit im Produktions-
proze ein relativ hohes Gewicht. Dadurch kann eine von der Arbeitslosenstatistik niche erfafite
Unterbeschiftigung in erheblichem Umfang verdeckt werden.

28.1.3. Regionale Sonderfille

(1) Neben den nach der oben dargestellten Methode ermittelten Regionen konnen aufgrund auflerge-
wohnlicher Faktoren wie eine sehr niedrige Bevolkerungsdichte (vgl. die Gemeinsame Erklirung zu
Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe ¢) des EWR-Abkommens) auch andere Regionen fir eine
Freistellung nach Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe a) in Betracht gezogen werden.

28.1.4. Beihilfeobergrenzen

(1) Die hochstzulissige Beihilfeintensitit fiir Regionen nach Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe a) wird auf
75 % Nettosubventionsiquivalent (NSA) der Erstinvestition festgelegt, wobei als Alternativhéchst-
grenze ein Nettosubventionsidquivalent von 13 000 ECU je durch die Erstinvestition geschaffenen
Arbeitsplatz gilt. (%)

(2) Den Koordinierungsgrundsitzen zufolge sind die Hochstgrenzen fir die Intensitat von Beihilfen je
nach der Art, dem Ausmafl oder der Dringlichkeit der regionalen Probleme festzulegen. Wahrend
grundsitzlich alle Regionen, die die Kriterien férderungswiirdiger Gebiete nach Artikel 61 Absatz 3
Buchstabe a) des EWR-Abkommens erfiillen, gemessen am EWR-Durchschnitt mit gravierenden
regionalen Problemen konfrontiert sind, konnen der Lebensstandard und der Grad der Unterbe-
schiftigung innerhalb eines Staates von Region zu Region erheblich voneinander abweichen.

(3) Die EFTA-Uberwachungsbehorde wird daher ihre Ermessensbefugnisse nutzen und eine regionale
Differenzierung der Beihilfeintensititen unterhalb von 75 % NSA fordern. Die fiir eine Beihilferege-
lung mit regionaler Zielsetzung ausschlaggebende Intensititsobergrenze wird demnach der Hochst-
wert sein, der von dem betreffenden EFTA-Staat gemafs Artikel 1 Absatz 3 des Protokolls 3 zum
Uberwachungsabkommen der EFTA-Uberwachungsbehsrde notifiziert und von dieser in ihrer
anschliefenden Entscheidung genehmigt worden ist.

(") Systematik der statistischen Gebietseinheiten in der Europiischen Gemeinschaft.
(3) Vgl. Nummer 2 Ziffer i) der Mitteilung der Kommission vom 21. Dezember 1978 iiber regionale Beihilferegelungen
(ABI. Nr. C 31 vom 3. 2. 1979, S. 9; siche Nummer 21 des Anhangs XV zum EWR-Abkommen).
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28.2.

Das zur Forderung der Entwicklung in den Regionen nach Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe a)
erforderliche Spektrum an Beihilfeinstrumenten

Regionalbeihilfen lassen sich grob in zwei Gruppen unterteilen: Beihilfen, die an eine Erstinvestition
oder an die Schaffung von Arbeitsplitzen gebunden sind, und fortlaufende Beihilfen, die zum
Ausgleich individueller oder andauernder Benachteiligungen gewihrt werden (Betriebsbeihilfen).

Angesichts der in den Regionen nach Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe a) gegebenen schwerwiegenden
Nachteile sind an Erstinvestitionen gebundene Beihilfen nicht immer geeignet oder ausreichend, um
Investitionen anzulocken oder die Grundlagen fiir eine eigenstindige Entwicklung zu schaffen. Die
in diesen Regionen angesiedelten Unternehmen haben aufgrund der Standortnachteile und Infra-
strukturschwichen in der Regel zusitzliche Belastungen zu ertragen, die ihre Wettbewerbsfihigkeit
nachhaltig beschneiden konnen.

Unter bestimmten Voraussetzungen konnen Betriebsbeihilfen die Regionen mit dem grofiten
Entwicklungsriickstand im raumlichen Geltungsbereich des EWR-Abkommens begiinstigen.

— Erstens konnen einige Regionen so erhebliche Kosten- und Infrastrukturnachteile erleiden, daf
selbst die Aufrechterhaltung bestehender Investitionen duflerst schwierig ist. In einem friihen
Entwicklungsstadium kann die Beibehaltung vorgesehener Investitionen selbst auf kurz- bis
mittelfristiger Grundlage unabdingbare Voraussetzung fiir die Anziehung neuer Investitionen
sein, die wiederum zur Entwicklung einer Region beitragen. In vielen Regionen nach Artikel 61
Absatz 3 Buchstabe a) ist eine weitgeficherte Industriestruktur noch nicht vorhanden. Bei den
meisten Unternehmen handelt es sich um Kleinbetriebe in herkommlichen Wirtschaftszweigen,
die ohne Hilfe von auffen nicht expandieren konnen. Unter solch schwierigen Rahmenbedingun-
gen konnen bestimmte Arten staatlicher Unterstutzung wie Vertriebsbeihilfen gerechtfertigt sein,
um den Unternehmen dieser Regionen die volle Teilnahme am EWR-Marke als Hersteller wie
als Verbraucher zu erméglichen. Ohne diese Hilfe konnten die Vorteile, die der EWR bietet, fiir
sie unerreichbar bleiben.

— Zweitens konnen in einigen Regionen erhebliche strukturelle Nachteile wie geographische
Abgeschiedenheit kaum iiberwindbare Hindernisse darstellen. Dies trifft insbesondere auf
abgelegene Inseln zu, bei denen die zusitzlichen Aufwendungen fiir Transport dauerhafte
Vertriebskostennachteile mit sich bringen. Dasselbe gilt fiir die Kosten fiir die Kommunikation.
Durch Betriebsbeihilfen dieser Art kann die Anbindung der am wenigsten entwickelten
Regionen an die Kernregionen verbessert und damit die wirtschaftliche Integration im raumli-
chen Geltungsbereich des EWR-Abkommens insgesamt geférdert werden.

In Anerkennung der besonderen Schwierigkeiten dieser Gebiete kann die EFTA-Uberwachungsbe-
horde ausnahmsweise bestimmte Betriebsbeihilfen in Regionen nach Artikel 61 Absatz 3 Buch-
stabe a) unter folgenden Voraussetzungen genehmigen:

— Die Beihilfe muf$ zeitlich begrenzt und zur Uberwindung der strukturellen Benachteiligungen
von Unternehmen in Regionen nach Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe a) bestimmt sein.

— Die Beihilfe muf8 zu einer dauerhaften und ausgeglichenen wirtschaftlichen Entwicklung
beitragen und darf nicht zu sektoralen UberschufSkapazititen auf EWR-Ebene fiihren, damit die
sektoralen Probleme auf dieser Ebene nicht am Ende grofer sind als die urspriinglichen
regionalen Schwierigkeiten; in diesem Zusammenhang ist ein sektorales Vorgehen erforderlich,
bei dem insbesondere die EWR-Vorschriften fiir bestimmte Industriezweige — derzeit Kunstfa-
sern, Textilien und Bekleidung, Kraftfahrzeuge, Stahl und Verkehr — zu beachten sind.

— Die Beihilfen miissen im Einklang mit den besonderen Vorschriften iiber Beihilfen zugunsten
von Unternehmen, die sich in Schwierigkeiten befinden, gewihrt werden.

— Beihilfen zur Forderung von Ausfuhren in andere Staaten des EWR sind nicht zulassig.

— Der EFTA-Uberwachungsbehorde sind jahrliche Berichte vorzulegen, in denen die mit den
Beihilfen verbundenen Gesamtausgaben (bzw. Einnahmeverluste im Falle von Steuervergiinsti-
gungen oder der Ubernahme von Sozialausgaben) nach Art der Beihilfe und Sektor aufzuschliis-
seln sind.

Methode fiir die Anwendung von Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe c) auf einzelstaatliche Regional-
beihilfen

Gemafe Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe c) kénnen Beihilfen zur Férderung der Entwicklung gewisser
Wirtschaftszweige oder Wirtschaftsgebiete als mit dem Funktionieren des EWR-Abkommens
vereinbar angesehen werden, soweit sie die Handelsbedingungen nicht in einer Weise verindern, die
dem gemeinsamen Interesse zuwiderliuft.
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28.2.1. Grundsdtze der Methode

(1) Bei ihren Entscheidungen nach Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe c) stutzt sich die EFTA-
Uberwachungsbehérde auf ein Verfahren, das es erméglicht, die soziale und wirtschaftliche Lage
einer Region sowohl im Kontext des betreffenden Landes als auch im Zusammenhang mit
Verpflichtungen zu untersuchen, die sich aus dem EWR-Abkommen ergeben. Auf diese Weise kann
die EFTA-Uberwachungsbehérde im Hinblick auf das Funktionieren des EWR-Abkommens feststel-
len, ob erhebliche regionale Abweichungen vorliegen, und gegebenenfalls den betreffenden EFTA-
Staat ermichtigen, ungeachtet seines wirtschaftlichen Entwicklungsstandes eine eigenstindige
Regionalbeihilfepolitik zu verfolgen.

(2) Bei ihren Entscheidungen it sich die EFTA-Uberwachungsbehorde von folgenden Grundsitzen
leiten:

— Regionen werden prinzipiell auf der Grundlage von geographischen Einheiten bewertet, die den
Regionen der NUTS-Ebene III in der Europidischen Gemeinschaft entsprechen (in begrindeten
Ausnahmefillen kann eine kleinere oder gréfere Einheit zugrunde gelegt werden).

— Im ersten Priifschritt wird die soziale und wirtschaftliche Lage einer Region anhand von zwei
alternativen Kriterien untersucht: Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt (BIP) oder Bruttowertschop-
fung zu Faktorkosten (BWSF) und strukturelle Arbeitslosigkeit.

— Im zweiten Priifschritt werden weitere mafigebliche Indikatoren herangezogen.

28.2.2. Erster Priifschritt

(1) Die soziale und wirtschaftliche Lage einer Region wird im Verhiltnis zu bestimmten Schwellenwer-
ten beurteilt, die in zwei Stufen ermittelt werden. In der ersten Stufe wird ermittelt, ob eine
regionale Mindestabweichung im nationalen Kontext vorliegt, wihrend in der zweiten Stufe die
erforderliche Mindestabweichung im Hinblick auf die Lage der Staaten angepaflt wird, die im
Rahmen des EWR eine hohere Entwicklungsstufe aufweisen.

(2) Da nur Beihilfen zulissig sind, die zur Entwicklung bestimmter Wirtschaftsgebiete beitragen, muf§
eine gewisse Riickstindigkeit der betreffenden Region innerhalb des EFTA-Staates gegeben sein,
d. h. eine im Verhaltnis zum Staat insgesamt negative regionale Mindestabweichung ungeachtet der
relativen Stellung des EFTA-Staates innerhalb des EWR. Diese regionale Mindestabweichung auf
nationaler Ebene gilt als erfillt, wenn

— entweder das als Pro-Kopf-BIP/BWSF gemessene Einkommen wenigstens 15 % unter dem
jeweiligen Landesdurchschnitt oder

— die strukturelle Arbeitslosigkeit wenigstens 10% tiber dem jeweiligen Landesdurchschnite
liegt.

(3) Dies trifft zu, wenn der BIP/BWSF-Index fiir die betreffende Region nicht iiber einen Basisschwel-
lenwert von 85 bzw. der Index fiir die strukturelle Arbeitslosigkeit nicht unter einem Basisschwel-
lenwert von 110 liegt. In beiden Fillen betrigt der Index fiir den betreffenden EFTA-Staat 100.

4) Bei der strukturellen Arbeitslosigkeit wurde ein im Verhiltnis flexibler Index gewihlt, um dem
vorrangigen Erfordernis des Abbaus der Arbeitslosigkeit Rechnung zu tragen.

(5) Beihilfen sind ferner nur dann zulassig, wenn sie die Handelsbedingungen nicht in einem dem
Funktionieren des EWR-Abkommens zuwiderfaufenden Mafle verandern. Da eine Verschirfung der
bestehenden Unterschiede zwischen den Regionen und des Entwicklungsriickstandes der benachtei-
ligten Gebiete dem Funktionieren des EWR-Abkommens zuwiderliuft, hat die EFTA-Uberwa-
chungsbehorde festgelegt, daf zur Gewidhrung von Beihilfen an Regionen in EFTA-Staaten, die sich
nach dem Bezugswert in einer gemessen am EWR-Durchschnitt giinstigeren Lage befinden, die
regionalen Abweichungen innerhalb dieser Lander gréfler sein miissen.

(6) Zu diesem Zweck mufS die relative Stellung des betreffenden EFTA-Staates innerhalb des raumli-
chen Geltungsbereichs des EWR-Abkommens ermittelt werden. Hierzu werden fiir jeden EFTA-
Staat zwei europdische Indizes errechnet, an denen sich seine Stellung in bezug auf Einkommen und
strukturelle Arbeitslosigkeit im Verhiltnis zu dem entsprechenden EWR-Durchschnitt ablesen 14f3t.
Die Indizes werden als Fiinfjahresdurchschnitt errechnet und jihrlich aktualisiert und veréffentlicht.
In der zweiten Stufe werden anhand des EWR-Index die jeweiligen Basisschwellenwerte aller iiber
dem EWR-Durchschnitt liegenden EFTA-Staaten entsprechend der relativen Stellung des Landes
innerhalb des EWR nach folgender Formel angepafit:

Basisschwellenwert x 100

EWR-Index

( Basisschwellenwert + ) : 2 = neuer Schwellenwert
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)

Da die Lage einer Region zunichst im nationalen Rahmen untersucht wird, wirkt sich der
EWR-Index in dieser Formelkonfiguration nicht so stark aus. Je giinstiger die Lage eines
EFTA-Staates im Vergleich zum EWR-Durchschnitt ist, desto groSer muff die Abwcichung einer
Region innerhalb des Landes sein, um die Gewidhrung einer Beihilfe zu rechtfertigen.

Um eine Situation zu vermeiden, in der sich der Schwellenwert fiir die strukturelle Arbeitslosigkeit
als zu eng erweist, wird eine maximale Abweichung festgelegt, die einem Index von 145 entspricht.
Dies erleichtert die Gewahrung von Beihilfen in Regionen mit ciner auf das ganze Land bezogenen
gravierenden Arbeitslosigkeit auch dann, wenn diese Arbeitsmarktsituation auf der Ebene des EWR
unter Umstinden nicht so ungiinstig erscheint. Beim Schwellenwert fiir das Verhiltnis BIP/BWSF
hat sich die Festlegung einer Hochstabweichung aufgrund der geringeren Schwankungsbreite
eriibrigt.

Zweiter Priifschritt

Die wirtschaftliche und soziale Lage einer Region in bezug auf Arbeitslosigkeit und Einkommens-
hohe kann in ihren Grundziigen im ersten Priifschritt im nationalen Rahmen und auf der Ebene des
EWR untersucht werden. Um jedoch ein genaueres Bild der soziodkonomischen Verhiltnisse einer
Region zu entwerfen, konnen noch andere Wirtschaftsindikatoren herangezogen werden. Selbst
wenn also eine Region im ersten Prifschritt die entsprechenden Schwellenwerte erreicht hat, kommt
sic nicht automatisch fiir die Gewihrung einer Beihilfe in Frage.

Dem ersten grundlegenden Priifschritt muf daher ein zweiter Schritt folgen, damit auch andere
mafigebliche Indikatoren, die sich aus den verfiigbaren statistischen Daten des EWR und der
einzelnen Staaten ergeben, beriicksichtigt werden kénnen. Hierzu kénnen unter anderem Struktur
und Entwicklung der Arbeitslosigkeit, Beschiftigungsentwicklung, effektive Wanderung, Bevélke-
rungsdruck, Bevélkerungsdichte, Erwerbsquote, Produktivitat, Wirtschaftsstruktur (insbesondere
Anteil der im Niedergang befindlichen Sektoren), Investitionstatigkeit, geographische Lage, topogra-
phische Beschaffenheit und Infrastruktur zdhlen.

Es ist denkbar, daf8 aussagekriftige Indikatoren wie diese insbesondere im Hinblick auf die
Gemeinsame Erkliarung zu Artikel 61 Absatz 3 Buchstabe ¢) des EWR-Abkommens eine angemes-
sene Rechtfertigung fiir Beihilfen auch in den Regionen bieten, die die im ersten Priifschritt
festgelegten Schwellenwerte nicht ganz erreichen.

Intensitatshochstgrenzen

Unterschiedliche Hochstgrenzen fir Beihilfeintensititen werden im Einklang mit den Koordinie-
rungsgrundsitzen festgesetzt, wonach sich die Intensitit einer Beihilfe nach der Art, dem Ausmafd
oder der Dringlichkeit der regionalen Probleme zu richten hat.

Dementsprechend wird die EFTA-Uberwachungsbehorde als Beihilfehochstgrenze 30 % NSA der
Erstinvestition oder ein Nettosubventionsdquivalent von 5§ 500 ECU je durch die Erstinvestition
geschaffenen Arbeitsplatz, wobei 40 % NSA der Erstinvestition nicht iiberschritten werden diirfen,
zugrunde legen (%).

In der Praxis kénnen die von der EFTA-Uberwachungsbehérde genehmigten Hochstgrenzen —
haufig sogar wesentlich — niedriger liegen als die vorstehend genannten Hochstwerte. So wiirde bei
einem maximalen Nettosubventionsiquivalent von 20 % der Erstinvestition die alternative Hochst-
grenze 3 500 ECU je geschaffenen Arbeitsplatz betragen, wobei 25 % NSA der Erstinvestition nicht
iiberschritten werden diirfen (2).

(') Vgl. Nummer 2 Ziffer ii) der Mitteilung der Kommission vom 21. Dezember 1978 iiber regionale Beihilferegelungen
(ABL Nr. C 31 vom 3. 2. 1979, S. 9); siche Nummer 21 des Anhangs XV zum EWR-Abkommen).
(3) Vgl. Nummer 2 Ziffer iv) ebd.

3.9.94



3.9.9%4 Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften Nr. L 231/67

TEIL VII

BESONDERE VORSCHRIFTEN

29.  ALLGEMEINE INVESTITIONSBEIHILFEREGELUNGEN

(1)  Allgemeine Beihilferegelungen zur Investitionsforderung, d. h. Regelungen, die sich weder an einen
bestimmten Sektor (sektorale Beihilfen) oder eine bestimmte Region (Regionalbeihilfen) richten noch
ein bestimmtes Ziel (horizontale Beihilfen) verfolgen, fallen unter keine der in Artikel 61 Absitze 2
und 3 des EWR-Abkommens vorgesehenen Ausnahmeregelungen (). Sie sind daher mit dem
Funktionieren des EWR-Abkommens unvereinbar und konnen von der EFTA-Uberwachungsbehorde
nicht genchmigt werden.

(2)  Dafiir gibt es zwei Griinde: Erstens sind Investitionen Teil der iiblichen, im Interesse des Unterneh-
mens liegenden Betriebsausgaben, so daff sie unter normalen Umstinden eigentlich nicht der
staatlichen Forderung bediirfen. Bei jeder Beihilfe, die als Anreiz fiir eine derart marktnahe Tatigkeit
in einem zunehmend integrierten Markt gewiahrt wird, besteht die Gefahr, daff Handel und
Wettbewerb verfilscht und Ressourcen fehlgeleitet werden. Zweitens wirken allgemein verfiigbare
Investitionsbeihilfen dem Ziel entgegen, die strukturellen Schwichen benachteiligter Regionen in den
EFTA-Staaten zu iiberwinden. Durch die Gewihrung von Investitionsbeihilfen zugunsten nicht
geforderter Gebiete in wohlhabenderen Teilen des raumlichen Geltungsbereichs des EWR-Abkom-
mens verlieren Anreize fiir Fordergebiete, insbesondere in den weniger entwickelten Regionen, an
Attraktivitdt.

(3)  Wenngleich allgemeine Investitionsbeihilferegelungen mit dem EWR-Abkommen nicht vereinbar sind
und die EFTA-Staaten aufgrund ihrer aus dem Abkommen sich ergebenden allgemeinen Verpflichtung
(Artikel 3 des EWR-Abkommens) sie mit dem Abkommen in Einklang hitten bringen miissen, kann
es vorkommen, daf$ einige EFTA-Staaten auch weiterhin solche Beihilferegelungen anwenden. Solange
diese Regelungen jedoch nicht eingestellt oder entprechend angepaft worden sind, ist die EFTA-
Uberwachungsbehorde gehalten, ihre Anwendung zu iiberwachen. Daher sind alle Fille der Anwen-
dung solcher Regelungen gemifl Artikel 1 Absatz 1 des Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen
einzeln zu notifizieren, sobald sie folgende Schwellenwerte iiberschreiten (3):

— bei Beihilfen mit einer Intensitit von mehr als 15% NSA der Investition: alle Anwendungsfalle;

— bei Beihilfen mit einer Intensitat von mehr als 10 % (jedoch hochstens 15 %): die Fille, in denen
die Investition mehr als 3 Millionen ECU betrigt;

— bei Beihilfen mit einer Intensitit von mehr als 5% (jedoch hochstens 10 %): die Fille, in denen
die Investition mehr als 6 Millionen ECU betrigt;

— bei Beihilfen mit einer Intensitit bis zu 5%: die Fille, in denen die Investition mehr als
9 Millionen ECU betrigt.

30. VORLAGE JAHRLICHER BERICHTE IN STANDARDFORM

(1)  Fiir die von ihr genehmigten Beihilferegelungen wird die EFTA-Uberwachungsbehorde in der Regel
von den EFTA-Staaten einen jahrlichen Bericht verlangen, der bestimmte grundlegende Angaben iiber
die jeweils geltende Regelung enthilt und ihr die laufende Uberwachung erméglicht. Aufgrund dieser
Daten wird die EFTA-Uberwachungsbehorde wirksamer kontrollieren kénnen, ob bei der Durchfith-
rung der fraglichen Regelungen die zur Anwendung einer der Ausnahmebestimmungen nach
Artikel 61 Absatz 2 oder 3 des EWR-Abkommens erforderlichen Voraussetzungen zu diesem
Zeitpunkt und auch weiterhin erfiillt werden.

(2)  Um die EFTA-Staaten nicht mit einem iibermifSigen biirokratischen Aufwand zu belasten, sind ins
Detail gehende Berichte nur bei einigen wenigen Beihilferegelungen zu erstellen; in der Regel werden
in den Entscheidungen zur Genehmigung einer Beihilferegelung dagegen vereinfachte Berichte
verlangt, die nur eine begrenzte Anzahl von Angaben zu enthalten brauchen.

(3)  In Anhang III ist dargelegt, wie ein ausfithrlicher Bericht gegliedert sein soll, und Anhang IV gibt
Anhaltspunkte fiir die Erstellung vereinfachter Berichte, wie sie fiir Beihilferegelungen vorzulegen
sind, bei denen auf einen Detailbericht verzichtet werden kann. Fiir im Rahmen des beschleunigten
Verfahens notifizierte Beihilfen und Regelungen mit einem Mittelansatz von bis zu 5 Millionen ECU
pro Jahr geniigt ein Bericht in stark verkiirzter Form.

(') Siehe Ziffer 164 des Ersten, Ziffern 116 und 117 des Zweiten und Ziffer 171 des Zwanzigsten Berichts iiber die
Wettbewerbspolitik.

(?) Dieser Absatz entspricht dem Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten SG(79) D/10478 vom 14. September
1979 (sieche Nummer 32 des Anhangs XV zum EWR-Abkommen).
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31.

Ein Jahresbericht sollte zwei Haushaltsjahre umfassen:

— das Jahr, in dem der Bericht vorgelegt wird (Jahr n). Fiir dieses Jahr sind die entstehenden
Aufwendungen bzw. Einnahmeverluste aufgrund entgangener Steuereinnahmen zu schitzen;

— das vorangegangene Jahr (Jahr n—1), fur das Beihilfezusagen gemacht und auch tatsichlich erfiillt
wurden. Fiir dieses Jahr sind die Mindereinnahmen genau zu beziffern.

Der jeweils erste Bericht iiber eine Beihilferegelung ist der EFTA-Uberwachungsbehérde spitestens
sechs Monate nach Ablauf des Haushaltsjahres, in dem sie die Regelung genehmigt hat, zuzusenden.
Alle nachfolgenden Berichte sind der EFTA-Uberwachungsbehorde spitestens sechs Monate nach
Ablauf des Jahres n—1 zu tibermitteln.

Liegen die Berichte nicht innerhalb der vorgesehenen Frist vor, kann sich die EFTA-Uberwachungs-
behorde gezwungen schen, gegen die fragliche Beihilferegelung das in Artikel 1 Absatz 2 des
Protokolls 3 zum Uberwachungsabkommen vorgesehene Verfahren einzuleiten.

Die EFTA-Staaten sind gehalten, zusitzlich zu den in den standardisierten Berichten zu machenden
Angaben alle Auskiinfte zu erteilen, die die EFTA-Uberwachungsbehérde anfordert, um das betref-
fende Beihilfevorhaben genehmigen zu kénnen.

Die Verfahren zur Erstellung von Jahresberichten gelten grundsitzlich fiir alle staatlichen Beihilfe-
mafinahmen. Auf Beihilfen im Verkehrsbereich, in dem die Notifizierung und die Berichterstattung
durch andere Vorschriften geregelt werden, und auf Beihilfen, die unter die Vorschriften in den
Bereichen Stahl (EGKS) und Kraftfahrzeuge fallen, finden sie jedoch keine Anwendung. Auch ,de
minimis“-Beihilfen fallen nicht darunter. Dagegen gelten die Bestimmungen betreffend die Vorlage
jahrlicher Berichte in der Regel fiir den Nicht-EGKS-Stahlbereich, sofern die EFTA-Uberwachungsbe-
horde dies fiir erforderlich hilt, und von Fall zu Fall.

SONSTIGE SONDERBESTIMMUNGEN
Umrechnung der Ecu-Betrige in die jeweiligen Landeswibrungen

Dic Umrechnung der im vorliegenden Leitfaden in Ecu augedriickten Betrige in die jeweiligen
Landeswihrungen der EFTA-Staaten wihrend eines Kalenderjahres erfolgt zu den Wechselkursen, die
am ersten Tag des Jahres gelten, in dem die Devisenkurse des Ecu in den Waihrungen aller
EFTA-Staaten verfiigbar sind. Bei grofieren Kursschwankungen konnen die Wechselkurs im Verlauf
eines Jahres erforderlichenfalls im gegenscitigen Einvernehmen zwischen der EFTA-Uberwachungsbe-
horde und dem betreffenden EFTA-Staat angepafst werden.
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ANHANG I

CHECKLISTE VON ANGABEN ZUR NOTIFIZIERUNG STAATLICHER BEIHILFEN BEI DER EFTA-
UBERWACHUNGSBEHORDE

ABSCHNITT 1

1. EFTA-Staat: et e

2. Bezeichnung der Beihilferegelung/des Beihilfevorhabens (bitte in der Originalsprache und/oder auf
Englisch angeben): ..o AR e

3. Fiir die Beihilfercgelung/das Beihilfevorhaben zustindige Verwaltungsebene:

— nationale Ebene,
— regionale Ebene,
— ortliche Ebene,

— sonstige.

4. Fir die Beihilferegelung/das Beihilfevorhaben und die Durchfithrung vorschriftsmifig zustindiges
Ministerium bzw. Verwaltungsorgan: RN

5. Rechtsgrundlage: ... smssssssssimssssssessasssssssssssssssies

— Art (z. B. Gesetz, Ministerialerlafl usw.; bitte Kopie des entsprechenden Rechtsentwurfs beilegen,
falls zum Zeitpunkt der Notifizierung verfugbar): ........... e nenreens

— Bezeichnung (bitte in der Originalsprache und/oder auf Englisch angeben): ..o

— Quellenhinweise: ... e eee e et et e

6. Bitte geben Sie an, ob es sich um cine neue Regelung oder die Anderung einer bereits bestehenden
Regelung handelt (tritt eine neue Regelung anstelle einer friheren, bitte auch diese angeben): ...

7. Bei Anderung einer bestechenden Regelung bitte folgendes angeben:

— Bezeichnung der Regelung: ... P

— Zeitpunkt der Notifizierung und der Genehmigung durch die EFTA-Uberwachungsbehorde:

8. Zielsetzung(en) der Beihilferegelung/des Beihilfevorhabens (bitte nur eine Kategorie sowie, gegebenen-
falls, andere Zielsetzungen angeben): .......commmmmecrnmninn. ererese e
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Horizontale Beihilfe:
— KMU,
— FuE(),
— Umweltschutz,
— Energieeinsparung,
— Rettung und Umstrukturierung von Unternehmen,
— Beschiftigung usw.
Regionalbeihilfe:
— Welche Regionen, Gebiete kommen fiir eine Férderung in Betracht? ...
Sektorale Beihilfe:
— Welche Sektoren (nach dreifach gegliederter NACE- (%) oder entsprechender nationaler — bitte
angeben — Nomenklatur) kommen fur eine Beforderung in Betracht? ...
9. Form(en) der Beihilfe:
— Zuschuf,
— zinsgiinstiges Darlehen (einschliellich ausfithrlicher Angaben zu dem gewihrten Vorzugszins und
der zur Darlehensdeckung zu leistenden Sicherheiten),
— Zinszuschuf,
— Steuernachlaf (z. B. Steuerstundungen, ermifBigte Steuersitze, Steuerbefreiungen, Verringerung der
Sozialausgaben usw.),
— Kapitalbeteiligung,
— Biirgschaft (einschlieRlich ausfithrlicher Angaben zur Sicherheit der Biirgschaft und etwaiger
Biirgschaftspramien),
— Beihilfe in Verbindung mit einem FuE-Vertrag, der mit Industrieunternchmen (bitte angeben)
geschlossen wurde, .
— sonstige (bitte genau beschreiben).
Bitte geben Sie fiir jede Form der Beihilfe folgendes an:
-— eine genaue Beschreibung der Anwendungsbestimmungen und -bedingungen (insbesondere die
Intensitit der Beihilfe) und
— die steuerliche Behandlung der Beihilfe.
10. Bitte geben Sie fiir jede Beihilfeform die beihilfefihigen Kosten an, nach denen die Beihilfe bemessen
wird (z. B. fur Grundstiicke, Gebdude, Ausriistungen, Personal, Ausbildung, Beratung usw.): ............
11. Geben Sie fir jede Form der Beihilfe alle anderweitigen Beschrinkungen bzw. Kriterien an: ......o.......

"
*

®

— von den Begiinstigten zu beachtende Obergrenze (Beschiftigtenzahl, Umsatz, Bilanzsumme, Anteile
grofierer Unternchmen aufler KMU (3) u. 4.) oder sonstige absolute Mafstibe zur Eingrenzung des
Empfingerkreises;

Bei FuE-Beihilfen sind ferner die in Abschnitt Il dieses Anhangs aufgefithrten zusitzlichen Angaben zu machen.

NACE steht fiir die statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der Europdischen Gemeinschaft; siche Verordnung
(EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom 9. Oktober 1990 betreffend die statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der
Europiischen Gemeinschaft (ABl. Nr. L 293 vom 24. 10. 1990, S. 1), geindert durch die Verordnung (EWG)
Nr. 761/93 der Kommission (ABI. Nr. L 83 vom 3. 4. 1993, S. 1).

Kleine und mittelgroffe Unternechmen nach der in den Vorschriften iiber KMU-Beihilfen festgelegten Definition.
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— bitte geben Sie auch an, ob die Beihilfe automatisch gewihrt wird, sobald bestimmte objektive
Kriterien erfilllt sind, oder ob die fiir die Gewihrung der Beihilfe zustindige Stelle iiber einen
Ermessensspielraum verfugt.

12. Bestimmungen iiber Riickzahlung und Sanktionen (sofern vorgesehen):
— Riickzahlung bei erfolgreichem Abschlufl der geférderten Vorhaben;

— Sanktionen fiir den Fall, daff die geforderten Vorhaben die an die Gewihrung der Beihilfe
gekniipften Bedingungen nicht erfillen.

13. Kumulierung von Beihilfen:

— in Fillen, in denen mehrere Beihilfeformen nebeneinander bestehen, bitte angeben, inwieweit der
Beihilfeempfanger verschiedene Formen miteinander kombinieren kann;

— bitte angeben, inwieweit die fragliche Beihilfe mit anderen geltenden Beihilferegelungen kumuliert
werden darf.

14. Geltungsdauer der Beihilferegelung/des Beihilfevorhabens:

— Zeitpunkt des Inkrafttretens und Zeitpunkt des Auslaufens der Beihilferegelung/des Beihilfevor-
habens: . e e .

— Zeitraum der Verlingerung bei bestechenden Regelungen:

15. Mittelansatz/Ausgaben:
(Bitte geben Sie den Mittelansatz/die Ausgaben in lhrer Landeswihrung an)
— Mittelansatz fur die Geltungsdauer der Beihilferegelung/des Beihilfevorhabens insgesamt;

— bei Anderung einer bestehenden Beihilferegelung, bitte die Ausgaben in Form der Zahlungsver-
pflichtungen fur die vergangenen drei Jahre angeben (einschliefflich geschitzte Steuermindereinnah-
men);

— Aufschlasselung des Mittelansatzes nach Jahren.

16. Bei Beihilfen ohne spezifische sektorale oder regionale Zielsetzung bitte etwaige sektorale oder
regionale Konzentration von Beihilfen angeben:

17. Zahl der Begiinstigten (geschitzt): ST

18. Vorgesehene Auskunftspflichten/Uberwachungsmanahmen, mit denen sichergestellt werden soll, dafl
die geforderten Vorhaben den vorschriftsmifigen Zielsetzungen entsprechen:

19. Ausfithrlich dargelegte und mit den erforderlichen statistischen Daten belegte Begriindung, warum die
Beihilferegelung/das Beihilfevorhaben mit den geltenden Bestimmungen vereinbar ist:

20. Sonstige sachdienliche Angaben (z. B. geschitzte Zahl der neu geschaffenen oder erhaltenen Arbeits-
plitze):
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ABSCHNITT 11

ZUSATZLICHE ANGABEN ZUR NOTIFIZIERUNG STAATLICHER FuE-BEIHILFEN

. Zielsetzungen:

(Ausfithrliche Beschreibung der Ziele der Férdermafinahmen und der Art und Beschaffenheit der zu
fordernden Forschungs- und Entwicklungstatigkeit)

. Beschreibung der beihilfebegiinstigten FuE-Stufen:

— Definitionsphase oder Machbarkeitsstudien,
— Grundlagenforschung,

— industrielle Grundlagenforschung,

— angewandte Forschung,

— Entwicklung,

— Pilot- oder Demonstrationsvorhaben.

Angaben zu den beihilfefihigen Kosten:

— Personalkosten,

— Materialkosten, Ausstattung (Betriebskosten) usw.,
— Instrumente und Ausriistungen,

— Grundstiicke und Gebiude,

— Beratungs- und idhnliche Dienste einschliefflich kiuflich erworbener Forschungskenntnisse, Patente,
Know-how und Lizenzrechte usw.,

— Kosten fiir eine Anmeldung und Fiihrung von Patenten und/oder Urheberrechten,
— unmittelbar auf die FuE-Titigkeit zuriickzufithrende Gemeinkosten,

— bei Forschungsvertragen mit Industrieunternehmen: zulissige nominale Gewinnspanne.

Bitte geben Sie gegebenenfalls die fiir einzelne Kostenfaktoren geltenden Beihilfeintensititen genau an.

Gemeinsame Forschung:

— Werden Projekte in Zusammenarbeit mit mehreren Unternehmen durchgefiihrt, die fiir eine Forde-
rung in Betracht kommen? Gelten dafiir besondere Bedingungen?

~ Wenn ja, welche?

— Sieht die Regelung die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und anderen Einrichtungen wie
Forschungs- oder Hochschulinstituten vor? Gelten dafiir besondere Bedingungen?

— Wenn ja, bitte Modalititen genau beschreiben.
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5. Multinationale Aspekte:

— Hat die Regelung/das Vorhaben multinationale Aspekte (z. B. Projekte im Rahmen von ESPRIT,
EUREKA usw.)?

— Wenn ja: Sieht die Regelung die Zusammenarbeit mit Partnern in anderen Staaten vor?

Wenn ja, welche Staaten?

a) EFTA-Staaten: .. e sssss s ene e OO

b) EG-Mitgliedstaaten:

¢) Drittlander (auflerhalb des EWR): ..o et

d) Unternehmen in anderen Staaten: ... s

— Gesamtkosten der Regelung/des Vorhabens: .......mmecrmmnensisccronon

— Aufschliisselung der Gesamtkosten nach Projektteilnehmern:

6. Anwendung der erzielten Ergebnisse:

— Wem stehen die Rechte an den erzielten Forschungs- und Entwicklungsergebnissen zu?

— Sind Bestimmungen hinsichtlich der allgemeinen Veroffentlichung/Weiterverbreitung der Forschungs-
und Entwicklungsergebnisse vorgesehen?

— Welche Mafnahmen sollen sicherstellen, daf die Ergebnisse umgesetzt bzw. weiterentwickelt
werden?
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1.

3.1.

3.2

3.3.

3.4.

3.5.

3.6.

ANHANG 11

NOTIFIZIERUNGSFORMULAR FUR DAS BESCHLEUNIGTE GENEHMIGUNGSVERFAHREN

EFTA-Staat:

Bezeichnung der Regelung: ..

Handelt es sich um eine neue Regelung? ...

Fir die Regelung zustindige Verwaltungsebene:

— nationale Ebene: ..

— regionale Ebene:

— ortliche Ebene:

— sonstige:

Art der Beihilferegelung:

— horizontale Beihilferegelung

Zweckbestimmung(en): (z. B. KMU, FuE, Umweltschutz, Energieeinsparung, Rettung und

Umstrukturierung von Unternehmen, Beschiftigung usw.)

— Regionalbeihilferegelung

Gebiet(e):

— sektorale Beihilferegelung

Sektor(en): ...

Form(en) der Beihilfe (genaue Beschreibung der Modalititen):

— Zuschuf3:

— Zinsgiinstiges Darlehen: ...

— SteuerermMaBigUnE: ......cecomeeemmersrsoeresssssesssmneresienies

— Kapitalbeteiligung: .............

— Biirgschaft: . e

— sonstige:

MItEEIANSALZ: oo esere s

GEltUNGSAAUET: .o seeesses st ess e

Empfianger der Beihilfe:

— Unternehmen mit bis zu . .. Beschiftigten (hochstens 250) und mit einem Jahresumsatz von bis
zu ... (hochstens 20 Millionen ECU) oder einer Bilanzsumme von bis zu... (hochstens 10
Millionen ECU), und das sich zu nicht mehr als... (héchstens 25%) im Besitz eines oder
mehrerer Unternehmen befindet, die dieser Definition nicht entsprechen (Ausnahme: 6ffentliche

Beteiligungsgesellschaften, Risikokapitalgesellschaften und — soweit keine Kontr

wird — institutionelle Anleger).

olle ausgeiibt
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3.7.

3.7.1.

3.7.2.

3.7.3.

Umfang der Beihilfe:

bei Beihilferegelungen zur Investitionsférderung: Intensitdt der Beihilfe (hochstens 7,5 % der Investi-
tionskosten):

bei Beihilferegelungen zur Schaffung von Arbeitsplitzen: Hochstbetrag je geschaffenen Arbeitsplatz
(hochstens 3 000 ECU):

in anderen Fillen: Beihilfehochstbetrag je Unternehmen (hochstens 200 000 ECU):

Bei Anderung einer bestehenden Regelung:

— Wann wurde die Regelung der EFTA-Uberwachungsbehérde notifiziert?

— Wann wurde die Regelung von der EFTA-Uberwachungsbehorde genehmigt? (bitte Datum und
Referenz des Genehmigungsschreibens sowie Nummer der Beihilfe angeben):

BEMETKUNBEI:  ecoveverrerreeesssosseeeeresseessesssesssessessses oo sessesssoss s s smesssensos oo ssnersreveeeeeeeress o

Vorschlag der Direktion Staatliche Beihilfen und Monopole der EFTA-Uberwachungsbehorde (bitte
nicht ausfiillen):
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3.1.

3.2.

3.2.1.

3.2.2.

3.2.3.

3.24.

3.2.5.1.

3.2.5.2.

3.2.6.

ANHANG 111

GLIEDERUNG DES AUSFUHRLICHEN JAHRESBERICHTS

Bezeichnung der REGEIUNG: ..o trmmnmniceerecsseeeess e ssssesssssseses et sessssssses e sessnssssssssssesss e ssesseseeneees

Letzte Genehmigung der EFTA-Uberwachungsbehérde (Datum): ../../...

Mit der Regelung verbundene Ausgaben:

Alle Aufwendungen bitte getrennt nach der Form angeben, in der Beihilfen im Rahmen der
Regelung gewahrt werden (Zuschuf3, zinsgiinstiges Darlehen, Biirgschaft usw.). Bitte geben Sie die
Ausgaben bzw. Zahlungsverpflichtungen, die Mindereinnahmen und alle sonstigen fiir die Gewih-
rung der Beihilfe mafigeblichen Finanzdaten an (z. B. Laufzeit des Darlehens, Zinszuschiisse,
Ausfallraten fir Darlehen abziiglich beigetriebener Betrdge, siumige Zahlungen fiir Biirgschaften
abziiglich einbehaltener Pramien und beigetriebener Betrige).

Die Ausgaben sind wie folgt aufzuschliisseln:
Fiir das Jahr » bitte voraussichtliche Angaben bzw. Steuermindereinnahmen angeben.

Fiir das Jahr #-1 bitte folgendes angeben:

Zahlungsverpflichtungen bzw. geschitzte Steuermindereinnahmen fiir neue geférderte Vorhaben

und laufende Zahlungen fiir neue und bestehende Vorhaben (1).

Anzahl der neuen Begiinstigten und der neuen geforderten Vorhaben in Verbindung mit dem
Gesamtbetrag der beihilfefahigen Investitionen und der geschitzten Zahl neu geschaffener bzw.
erhaltener Arbeitsplitze.

Aufschliisselung der unter 3.2.1 genannten Betrige nach Regionen (NUTS-Ebene Il oder darun-
ter) (3).

Fiir jedes groflere Investitionsvorhaben (geschitztes Volumen von mehr als 3 Millionen ECU), fiir
das Mittelzusagen gemacht, aber anschliefend ausgestellt wurden: Umfang der Investition und
Hoéhe der vorgesehenen Beihilfe sowie Anzahl der betroffenen Arbeitsplatze.

Aufschliisselung der Gesamtausgaben nach Sektoren, in denen die Begiinstigten tatig sind (gemafl
zweifach untergliederter NACE- oder entsprechender nationaler — bitte angeben — Nomenkla-
tur).

Nur auszufiillen bei Regelungen, die unter die Vorschriften iiber staatliche FuE-Beihilfen fallen:

— Aufschlusselung der Gesamtausgaben nach FuE-Stufen (Grundlagenforschung, industrielle
Grundlagenforschung, angewandte Forschung usw.),

— Zahl der Projekte mit EWR-weiter oder internationaler Beteiligung,

— Aufschlisselung der Ausgaben nach Unternehmen, Forschungs- und Hochschuleinrichtungen.

Nur auszufiillen bei Regelungen, die
— nicht ausschliefflich auf KMU beschrinkt sind;

— keine automatische Beihilfegewdhrung vorsehen. Beihilfen werden automatisch gewihrt in
Fillen, in denen lediglich die Fordervoraussetzungen erfiillt sein miissen, um fiir eine Beihilfe in
Betracht zu kommen, oder in denen nachgewiesen wird, dafl eine o6ffentliche Stelle die ihr
rechtmifBig zustehende Ermessensfreiheit zur Auswahl der Begiinstigten nicht ausiibt.

(') Liegen zu den Steuermindereinnahmen noch keine aktuellen Zahlen vor, sind Schitzungen vorzunehmen und die
endgiiltigen Betriige mit dem folgenden Bericht nachzureichen.

(%) Die EFTA-Uberwachungsbehorde behilt sich das Recht vor, bei Gebietseinteilungen auf héherer Ebene gegebenenfalls
zusitzliche Auskiinfte anzufordern.
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Bitte geben Sie zu allen Begiinstigten, denen 30% aller Zahlungsverpflichtungen im Jahr n-1
zugute kommen, beginnend mit dem Empfinger der hochsten Beihilfe, folgendes an (davon
ausgenommen sind Mittelbewilligungen fur Grundlagenforschung in Hochschulen und anderen
wissenschaftlichen Einrichtungen, die nicht unter Artikel 61 des EWR-Abkommens fallen, sofern
die Forschung nicht im Rahmen eines Vertrags oder der Zusammenarbeit mit dem privaten Sektor
erfolgt):

— Name,

— Anschrift,

— Sektor, in dem der Begiinstigte titig ist (nach der unter 3.2.5.1 genannten Nomenklatur),
— Hohe der zugesagten Mittel (bzw. genehmigten Mittel bei steuerlichen Mafinahmen),

— beihilfefahige Kosten des Vorhabens,

— Gesamtkosten des Vorhabens.

In dem Verzeichnis sind mindestens 10, hochstens jedoch 50 Begiinstigte aufzufiithren. Diese Regel
hat Vorrang vor der 30 %-Schwelle. Bei weniger als 10 Begiinstigten pro Berichtsjahr sind alle
Beihilfeempfinger aufzufiihren. Erhilt ein Begiinstigter fiir mehrere Vorhaben Fordermittel, sind
die Angaben nach Vorhaben aufzuschliisseln. Bei Beihilfen, fiir die Hochstgrenzen gelten und bei
denen mehr als 50 Begiinstigte die Hochstgrenze erreichen, eriibrigt sich die Angabe. In diesem Fall
sind nur die Hochstgrenze und die Zahl der Begiinstigten anzugeben, die sie erreichen.

3.2.7. Wihrend des Jahres vorgenommene Anderungen (verwaltungstechnischer oder sonstiger Art).
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ANHANG 1V

GLIEDERUNG DES VEREINFACHTEN JAHRESBERICHTS

Bei neuen Beihilferegelungen, die unter das Verfahren zur beschleunigten Genehmigung von Beihilfen fallen
oder deren jihrlicher Mittelansatz sich auf nicht mehr als 5 Millionen ECU belduft, geniigen die Angaben zu
den Punkten 1, 2.1, 2.2.1 und 2.2.2 (stark verkiirzter Bericht).

1.

2.

2.1.

2.2
2.2.1.

2.2.2.

2.2.3.

2.2.4.

2.2.5.

Bezeichnung der Regelungen:
Mit der Regelung verbundene Ausgaben:

Alle Aufwendungen bitte getrennt nach der Form angeben, in der Beihilfen im Rahmen der Regelung
gewihrt werden (Zuschufl, zinsgiinstiges Darlehen, Biirgschaft usw.). Bitte geben Sie die Ausgaben
bzw. Zahlungsverpflichtungen, die Mindereinnahmen und alle sonstigen fiir die Gliederung der
Beihilfe maflgeblichen Finanzdaten an (z. B Laufzeit des Darlehens, Zinszuschiisse, Ausfallraten fiir
Darlehen abziiglich beigetriebener Betrige, siumige Zahlungen fiir Biirgschaften abziiglich einbehal-
tener Pramien und beigetriebener Betrige).

Die Ausgaben sind wie folgt aufzuschliisseln:
Fiir das Jahr # bitte voraussichtliche Ausgaben bzw. Steuermindereinnahmen angeben.

Fir das Jahr n-1 bitte folgendes angeben:

Zahlungsverpflichtungen bzw. geschitzte Steuermindereinnamen fiir neue geférderte Vorhaben und
laufende Zahlungen fiir neue und bestehende Vorhaben (').

Anzahl der neuen Begiinstigten und der neuen geforderten Vorhaben in Verbindung mit der
geschitzten Zahl der neu geschaffenen bzw. erhaltenen Arbeitsplitze.

Nur auszufilllen bei Regelungen, die unter die Vorschriften iiber staatliche FuE-Beihilfen fallen:

— Aufschlisselung der Gesamtausgaben nach FuE-Stufen (Grundlagenforschung, industrielle
Grundlagenforschung, angewandte Forschung usw.),

— Zahl der Projekte mit EWR-weiter oder internationaler Beteiligung,

— Aufschliisselung der Ausgaben nach Unternehmen, Forschungs- und Hochschuleinrichtungen.

Nur auszufiillen bei Regelungen, die
— nicht ausschlieflich auf KMU beschrinkt sind;

— keine automatische Beihilfegewihrung vorsehen. Beihilfen werden automatisch gewihrt in Fillen,
in denen lediglich die Fordervoraussetzungen erfiillt sein miissen, um fiir eine Beihilfe in Betracht
zu kommen, oder in denen nachgewiesen wird, daff eine offentliche Stelle die ihr rechtmifig
zustehende Ermessensfreiheit zur Auswahl der Beguinstigten nicht ausiibt.

Bitte geben Sie jeweils zu den funf Begiinstigten, firr die die hochsten Beihilfezusagen gemacht
wurden, folgendes an:

— Name,
— Anschrift,

— Sektor, in dem der Begiinstigte tdtig ist (nach der unter Punkt 3.2.5.1 des Anhangs III geannnten
Nomenklatur),

— Hohe der zugesagten Mittel (bzw. genehmigten Mittel bei steuerlichen Maffnahmen),
— beihilfefahige Kosten des Vorhabens,

— Gesamtkosten des Vorhabens.

Bei weniger als § Begiinstigten pro Berichtsjahr sind alle Beihilfeempfinger aufzufiihren. Erhilt ein
Begiinstigter fir mehrere Vorhaben Fordermittel, sind die Angaben nach Vorhaben aufzuschliisseln.
Bei Beihilfen, fiir die Hochstgrenzen gelten und bei denen mehr als fiinf Begiinstigte die Hochst-
grenze erreichen, eriibrige sich die Angabe. In diesem Fall sind nur die Hochstgrenze und die Zahl
der Begiinstigten anzugeben, die sie erreichen.

Wihrend des Jahres vorgenommene Anderungen (verwaltungstechnischer oder sonstiger Art).

(') Liegen zu den Steuermindereinnahmen noch keine aktuellen Zahlen vor, sind Schitzungen vorzunehmen und die
endgiiltigen Betrige mit dem folgenden Bericht nachzureichen.
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ANHANG VI

FORMBLATT FUR DIE NOTIFIZIERUNG STAATLICHER BEMHILFEN IM KFZ-SEKTOR BEI DER
EFTA-UBERWACHUNGSBEHORDE

1. EFTA-Staat:

2. Begiinstigter

({
(
(
{

1
2
3
4

)
)
)
)

Name des Unternehmens:

Standort:

Besitzverhiltnisse (7):

Hauptsichliche Tatigkeitsbereiche (2):

Beschiftigtenzahl ():

Finanzergebnisse:

Umsatz Nettoergebnis Cish—Flow
vergangenes Geschiftsjahr
vorletztes Geschiftsjahr | o | s
Aufschliisselung des Absatzes: Inlandsmarkt ...%

iibriger EWR ... %

Drittlander

Staatliche Forderung

Bezeichnung der Regelung:

%

Rechtsgrundlage: ..............

Zustandige Verwaltungsebene:
— nationale Ebene
— regionale Ebene

— lokale Ebene

— sonstige:

a) Form und Betrag der vorgesehenen Fordermafinabme(n) (*):

Zuschufs

Zinszuschufs

Steuernachlisse und -befreiungen, ermifSigte Steuersitze

Verringerung der Sozialabgaben

Kapitalbeteiligung

Umwandlung oder Ubernahme von Schulden ...

Zinsgiinstige Darlehen
Beteiligungsdarlehen

Riickzahlbare Vorschiisse

Namen und Anteile der wichtigsten Eigner.

Betrag

Angabe der wichtigsten Erzeugnisse und der Anzahl der im vergangenen Jahr hergestellten Einheiten.
Bei Geschiftstatigkeiten in verschiedenen EWR-Staaten, Angabe der Beschiftigten je Land.
Die 13 Gruppen entsprechen der Einteilung im Jahresbericht.
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Steuerstundungen

Von einer Birgschaftsregelung erfaflte Betrage

Aus Biirgschaftsregelungen entstehende Verluste

SONSLIZE: oovveeemmerurenermivmessssississssessssesssssesssssssssneenns

Voraussetzungen der Fordermafnahme(n): ...
Geschitztes Subventionsidquivalent ('):

— VOI StEUEIN: oo s

— nach Steuern: ... et Asse R as e RS b8 A bR AR e A s AR A 05 renenenesA0

b) Zweckbestimmung der Fordermafinahme(n):
Umstrukturierung oder Rettung eines Unternehmens
Allgemeine Investitionen
Regionalentwicklung
Innovation
Forschung und Entwicklung
Handel/Ausfuhr
Umweltschutz
Energieeinsparung

Ausbildungsbeihilfe zugunsten eines Unternehmens

Sonstige: s e o oo

¢) Begriindung der Fordermafnabme(n): s et aR s st

d) Kumulierung mit anderen staatlichen FordermafSnabmen (*): ...

4. Gefordertes Vorhaben
L@ ) 4 SO ettt et bbbt en

Dauer des Vorhabens: ... . ettt raan

Kosten des Vorhabens: ... s et

Andere beteiligte Unternehmen (?): ......... . . . e ep e

a) Art des Vorbabens:
Neuansiedlung
Ausweitung von Kapazititen
Grundlegende Rationalisierung
Einfihrung von Neuerungen
Neuausrichtung von Titigkeiten
Verlagerung von Titigkeiten
Forschung und Entwicklung
Umweltschutz
Energieeinsparung
Ausbildung von Beschiftigten (eines Unternehmens)
Stillegungen
Rettungsmafnahmen

Sonstige:

(') Angabe, ob Brutto- oder Nettoiquivalent und eventuell Begriindung fiir fehlende Angabe.

(%) Gegebenenfalls Angabe von Datum und Anzahl anderer Notifizierungen.
3 Bei Verbindungen mit anderen Unternehmen im Rahmen von Gemeinschaftsunternehmen, Zusammenschliissen,
Ubernahmen, Erwerb von Anteilen oder Vermogenswerten, Angabe dieser Unternehmen.
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2

b) Beschreibung des Vorbabens:

c) Aufschliisselung der Kosten des Vorbabens (1):

Posten

Betrag

d) Finanzierung der Kosten des Vorhabens:
Eigene Mittel
Kapitalzufithrungen
Kreditaufnahme

Staatliche Forderung

e) Auswirkungen des Vorhabens:

auf die Kapazititen (*):

auf die Produktion (2):

auf die Beschiftigung:

auf die Absatzstruktur:
— Inlandsmarkt in %: ...
— iibriger EWR in %: ...
— Drittlander in %: ...

auf den Ausbildungsstand:

auf den externen Bezug von Teilen:

auf die Kostenstruktur (Stiickkosten): ...

. Sonstige Bemerkungen

. Aktenzeichen

Datum der Notifizierung: . ./. /.. ..

. Koordinierung des Beihilfevorhabens

Fiir den Vorgang zustindige Behorde:

Kontaktperson fiir Nachfragen: ..

Bei Investitionsvorhaben: genaue Aufschliisselung mit Angabe aller Vermdgensposten;

bei Umstrukturierungsvorhaben: genaue Angabe aller Ausgaben des Unternehmens gemif dem Jahresbericht (Quellen
und Zweckbestimmungen) unter Hinweis auf Sozialausgaben und sonstige auflerordentliche Umstrukturierungskosten;
bei FuE-Projekten: Aufschliisselung gemiff den Vorschriften iiber FuE-Beihilfen (siche Kapitel 14).

Angabe von Kapazitit und Produktion in Stiickzahlen fiir jedes von dem Vorhaben betroffene Haupterzeugnis.
(%) Zeitliche Reihenfolge.
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JAHRESBERICHT UBER BEIHILFEN IM KFZ-SEKTOR
-*

Nr. L 231/83

In dem Jahresbericht sind alle im Berichtsjahr auf nationaler, regionaler und kommunaler Ebene erfolgten
Beihilfezahlungen an Unternehmen in dem staatlich geférderten Sektor anzugeben.

1. Begiinstigter

Name des begiinstigten Unternehmens; bei einer Tochtergesellschaft ist auch die Muttergesellschaft
anzugeben.

2. Formen der Beihilfe

Die dem Begiinstigten im Berichtsjahr gewiahrten staatlichen Beihilfen sind wie folgt aufzuschlisseln:

(10)
(11
(12)
(13)

Zuschiisse

Zinszuschiisse

Steuernachlisse und -befreiungen und ermafiigte Steuersatze
Verringerung der Sozialabgaben

Kapitalbeteiligung

Umwandlung oder Ubernahme von Schulden

Zinsgiinstige Darlehen

Beteiligungsdarlehen

Ergebnisgebundene riickzahlbare Vorschiisse
Steuerstundungen (Riickstellungen, freie oder beschleunigte Abschreibung)
Von Biirgschaftsregelungen erfafite Betrige

Aus Birgschaftsregelungen entstandene Verluste

Sonstige

3. Erlduterung der Beihilfemodalitdten

Zur Errechnung des Beihilfeelements in Form des Subventionsaquivalents der unter den Nummern 7
bis 11 und 13 genannten Fordermafnahmen sind nihere Angaben erforderlich (z. B. Geltungsdauer,

Zinszuschufl, Auswirkung der Besteuerung auf das Subventionsiquivalent usw.).
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	BESCHLUSS DER EFTA-ÜBERWACHUNGSBEHÖRDE Nr. 4/94/KOL vom 19. Januar 1994 über die Annahme und Bekanntgabe der verfahrens- und materiellrechtlichen Vorschriften auf dem Gebiet der staatlichen Beihilfen (Leitfaden für die Anwendung und Auslegung der Artikel 61 und 62 des EWR-Abkommens und des Artikels 1 des Protokolls 3 zum Abkommen zwischen den EFTA-Staaten zur Errichtung einer Überwachungsbehörde und eines Gerichtshofs)

